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Gemäß § 3 der von den deutschen Ver- 
tretern in der Beratenden Versammlung des 
Europarates zur Durchführung ihrer gemein- 
samen Aufgaben beschlossenen Geschäftsord- 
nung erstattet der Unterzeichnete nachstehend 
im Benehmen mit dem von den Vertretern für 
solche Zwecke eingesetzten Arbeitsausschuß 
einen knappen Tatsachenbericht über den 
zweiten Teil der Dritten Ordentlichen 
Sitzungsperiode der Beratenden Versammlung. 
Er erstreckte sich vom 26. November bis zum 
11. Dezember 1951. 

Auftragsgemäß bitte ich, diesen Bericht wie 
üblich den Mitgliedern des Deutschen Bundes- 
tages zur Kenntnis zu bringen. 

A. Sekretariat 

Wegen der stärkeren Einschaltung der deut- 
schen Vertreter und der dadurch vermehrten 
Übersetzungsarbeiten waren für das Sekre- 
tariat gegenüber der Mai-Tagung 2 zusätz- 
liche fremdsprachliche Kräfte beschäftigt. 

Das Sekretariat umfaßte: 

1 Leiter 

1 Verwaltungsbeamten 
1 Kassenbeamten 
4 Dolmetscher und Übersetzer 
6 Schreibkräfte 
1 Kraftfahrer. 

Außerdem waren für die einzelnen politischen 
Gruppen noch drei weitere Schreibkräfte mit 
fremdsprachlichen Kenntnissen tätig, deren 
Bezahlung aus Haushaltsmitteln erfolgte. 

Im Zusammenhang mit der bereits am 
19. November 1951 begonnenen gemeinsamen 
Tagung mit Mitgliedern des amerikanischen 
Kongresses und zur Durchführung von Ein- 


richtungsaufgaben mußten einige Angehörige 
des Sekretariats bis zu 10 Tagen vor Beginn 
der eigentlichen Vollsitzungen und für Ab- 
rechnungs- usw. Aufgaben bis zu fünf Tagen 
nach Beendigung der Sitzung in Straßburg 
verbleiben. 

Organisation und Arbeitsweise des Sekre- 
tariats haben sich wieder gut bewährt. 

Die Kosten für diesen zweiten Teil der 
Dritten Sitzungsperiode (16 Sitzungstage mit 
24 Vollsitzungen) betragen 90 041,99 DM. Die 
scr Betrag liegt gegenüber dem im Mai v. J. 
gezahlten Durchschnittssatz etwas höher, be- 
dingt durch die herbstlichen Mehrausgaben für 
Licht und Heizung, erhöhte Ausgaben für den 
Sprachendienst und das allgemein erheblich 
gestiegene französische Preisniveau. 

B. Die deutschen Vertreter 

Den Vollsitzungen gingen einige Ausschuß- 
sitzungen voraus. Bis zum 28. November 
1951 waren alle deutschen Vertreter in Straß- 
burg eingetroffen; dieses deutscherseits be- 
kundete Interesse wurde auch diesmal günstig 
vermerkt. 

In mehreren gemeinsamen Sitzungen unter 
dem Vorsitz des Unterzeichneten und des 
Stellvertretenden Sprechers Abg. Dr. Lütkens 
wurden neben technischen Fragen der voraus- 
sichtliche Ablauf der Sitzungen und die Er- 
gebnisse der vorausgegangenen gemeinsamen 
Tagung von Mitgliedern des Europarates mit 
Mitgliedern des amerikanischen Kongresses 
eingehend besprochen. Es wurde beschlossen, 
auch bei dieser Tagung wieder täglidie Presse- 
Konferenzen abzuhalten, eine Maßnahme, die 
wiederum das dankbare Interesse der in- und 
ausländischen Presse-Vertreter in Straßburg 
fand. 
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Die einzelnen politischen Gruppen fanden 
sich auch diesmal wieder laufend zu Be- 
sprechungen über die Tagesfragen zusammen. 

Am 8. Dezember 1951 fand eine gemein- 
same Aussprache mit Staatssekretär Prof. 
Dr. Hallstein vom Auswärtigen Amt statt, 
bei der sowohl eine Unterrichtung des Staats- 
sekretärs über den Stand der Verhandlungen 
in der Beratenden Versammlung als auch eine 
Orientierung der deutschen Vertreter über die 
im Zusammenhang mit der bevorstehenden 
Anwesenheit des Bundeskanzlers in Straßburg 
zusammenhängenden Fragen erreicht wurde. 

Von gesellschaftlichen Empfängen wurde 
auch während dieser Sitzungsperiode abge- 
sehen. Nur in einem Einzelfalle wurden durch 
Sprecher und Stellvertretenden Sprecher die 
beim Generalsekretariat in Straßburg tätigen 
6 deutschen Beamten zu einem Früstück in 
kleinem Kreise gebeten. ' 

C. Verlauf der Tagung 

Der zweite Teil der Dritten Sitzungsperiode 
wurde am 26. November 1951 durch den Prä- 
sidenten P. H. Spaak eröffnet. Infolge des 
durch Neuwahlen in Großbritannien, Frank- 
reich, Irland und Luxemburg eingetretenen 
Wechsels von Abgeordneten wurde die Ein- 
setzung eines neuen Wahlprüf ungs- Ausschusses 
erforderlich; von deutscher Seite wurden die 
Abgeordneten Eichler, Ollenhauer, Dr. Pün- 
der, Frau Dr. Rehling und Dr. Schäfer durch 
das Los zu Mitgliedern bestellt. Nach An- 
nahme eines Antrages betr. Hilfe für die 
Überschwemmungs-Geschädigten in Italien 
und Überweisung des Berichts des Minister- 
komitees an die zuständigen Ausschüsse wurde 
der vom Ständigen Ausschuß vorgeschlagenen 
Tagesordnung für diesen zweiten Teil der 
Dritten Sitzungsperiode zugestimmt. 

Soweit hierzu und in den nachstehend ge- 
schilderten Beratungen Entschließungen oder 
Empfehlungen angenommen wurden, sind sie 
im Abschnitt D dieses Berichtes aufgeführt. 
Ihr genauer Wortlaut sowie die Antwort- 
schreiben an das Ministerkomitee und die 
OEEC sind in der Anlage in Übersetzung 
beigefügt. 

Die folgenden 6 Vollsitzungen (27. bis 
29. November) dienten fast ausschließlich der 
großen Aussprache über die Ziele und Aus- 
sichten der europäischen Politik. Anläßlich der 
in der Versammlung am 10. Dezember abge- 
gebenen Erklärungen der Außenminister 


Italiens, Belgiens, Frankreichs und der Bun- 
desrepublik Deutschland stand dieser Punkt 
am 10. und 11. Dezember erneut zur Be- 
ratung. Zu dem vom Ausschuß für Allge- 
meine Angelegenheiten vorgelegten Bericht 
ergriffen von deutscher Seite das Wort die 
Abgeordneten Dr. Becker (Hersfeld), Dr. 
von Brentano, Dr. Gerstenmaier, Dr. Lütkens, 
Dr. Mommer, Dr. von Rechenberg und Dr. 
Schmid (Tübingen). Die als Ergebnis dieser Aus- 
sprache angenommene Empfehlung schlägt den 
Mietgliedstaaten insbesondere die Berufung 
von Ministern für Europäische Angelegen- 
heiten vor, die als Stellvertreter der Außen- 
minister in kurzen Abständen zusammen- 
treten sollten, um als beratendes Organ die 
Europa-Politik der Mitgliedstaaten laufend 
zu koordinieren. 

An der sich anschließenden, umfangreichen 
Diskussion über die seit langem vorbereitete 
Reform des Statuts des Europa-Rats (24. bis 
26. November, 10. und 11. Dezember) betei- 
ligten sich deutscherseits zu wiederholten 
Malen die Abgeordneten Dr. Becker (Hers- 
feld) und Dr. Mommer. Wesentlichstes Merk- 
mal der abschließenden Empfehlung sind die 
künftig vorgesehenen 4 Organe: 

1. das Ministerkomitee, bestehend aus den 
Außenministern und den Ministern bzw. 
Staatssekretären für Europäische Ange- 
legenheiten; 

2. die Versammlung mit einer für die kleinen 
Staaten teilweise erhöhten Mitgliederzahl; 

3. das Gemischte Komitee als Koordinierungs- 
organ des Europarates, bestehend aus je 7 
vom Ministerkomitee und dem Ständigen 
Ausschuß der Versammlung ernannten 
Mitgliedern; 

4. die Exekutiv-Organe, d. h. Hohe Kom- 
missare, die vom Ministerkomitee ernannt 
werden und denen die verantwortliche 
Durchführung von Aufgaben übertragen 
werden kann, die im Statut und in Euro- 
päischen Konventionen vorgesehen sind. 

Die folgende Aussprache über die Verein- 
heitlichung der landwirtschaftlichen Märkte 
und Errichtung einer Europäischen Landwirt- 
schaft sbehörde erstreckte sich über 4 Voll- 
sitzungen (30. November bis 4. Dezember). 
Als deutsches Mitglied des Sonderausschusses 
für Landwirtschaft nahm zu diesem Punkt 
Abgeordneter Gerns das Wort. Bei der nach 
dieser Aussprache angenommenen Empfehlung 
ergab eine Nachprüfung des Abstimmungs- 
ergebnisses, daß zu der für die Annahme er- 
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forderlichen Mehrheit eine Stimme fehlte. 
Entsprechend der Übung anderer Parlamente, 
einen einmal gefaßten Beschluß nicht mehr 
umzustoßen, beschloß die Versammlung mit 
großer Mehrheit, es bei der Annahme der 
Empfehlung zu belassen. 

Die Debatten in den 4 Vollsitzungen am 

4. und 5. Dezember behandelten in erster 
Linie den Zusatzbericht der OEEC. Neben 
der Berichterstattung durch Abgeordneten Dr. 
Semler beteiligten sich an der Aussprache von 
deutscher Seite die Abgeordneten Dr. Pünder 
und Dr, Nölting. Die vom Ausschuß für Wirt- 
schaftliche Fragen vorgelegte Antwort der 
Versammlung an die OEEC wurde ange- 
nommen. 0 

In den Verhandlungen ’ am 5, und 6. De- 
zember standen die Schaffung einer europä- 
ischen Briefmarke und Vereinheitlichung des 
Post- und Fernmeldewesens in den Mitglied- 
stauten, eine Gemeinsame Politik auf dem 
Gebiete der Vollbeschäftigung (deutscher Aus- 
spracheteilnehmer Abgeordneter Birkelbach) 
und der Abbau der Zollschranken und Han- 
delsbeschränkungen zur Beratung. Die von 
den zuständigen Ausschüssen vorgelegten 
Empfehlungen wurden angenommen. 

In den Vollsitzungen vom 6. bis 8. De- 
zember standen in erster Linie soziale Pro- 
bleme zur Erörterung. An den Aussprachen 
über das Flüchtlingsproblem und die Über- 
bevölkerung beteiligten sich von deutscher 
Seite die Abgeordneten Dr. Gerstenmaier, 
Paul (Württ.), Frau Schroeder (Berlin) und 
Schütz. Neben der diesen Punkt umfassenden 
Empfehlung wurde eine Empfehlung über 
eine Gemeinsame Politik der Mitgliedstaaten 
auf sozialem Gebiet und eine solche über ein 
Zusatz-Protokoll zur Konvention zum Schutz 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten be- 
raten. An der Aussprache zu dem letztgenann- 
ten Punkt beteiligten sich die Abgeordneten 
Frau Dr. Rehling und Frau Dr. Weber (Essen). 
In gleicher Weise wurde über eine Europäische 
Auslieferungs-Konvention verhandelt und eine 
entsprechende Empfehlung angenommen. Der 
Bericht des Ausschusses für Allgemeine An- 
gelegenheiten über die Sonderbehörden wurde 
dagegen an diesen Ausschuß zurückverwiesen. 

Endlich standen in den Vollsitzungen des 
8. Dezember noch der vom Ausschuß zum 
Schutz der Interessen der im Europarat nicht 
vertretenen europäischen Staaten vorgelegte 
und von dessen Berichterstatter Abgeordneten 
Dr. Pfleiderer erläuterte Bericht über die 
Schaffung eines Europäischen Fonds für Exi- 


lierte, ferner der Bericht des Ausschusses für 
kulturelle und wissenschaftliche Fragen über 
den Austausdi von Studenten und Lehrern 
unter den Mitgliedstaaten des Europarates 
zur Beratung. An der Aussprache zu den 
letzten 2 Punkten beteiligte sich auch Abge- 
ordneter Altmaier. Am gleichen Tage wurde 
die vom Geschäftsordnungs-Ausschuß vorge- 
schlagene Änderung der Geschäftsordnung be- 
raten und angenommen. 

Neben den schon oben beschriebenen aus- 
führlichen Aussprachen über die Ziele und 
Aussichten der europäischen Politik und die. 
Reform des Statuts brachten die Sitzungen der 
letzten beiden Tage u. a. Debatten über die 
Schaffung einer einheitlichen europäischen 
Rechtsprechung, über eine Einladung Öster- 
reichs zum Beitritt zum Europarat, ferner die 
Annahme eines Entwurfs von Direktiven für 
die Vereinheitlichung der Wirtschaft in den 
Mitgliedstaaten und in Ubersee sowie die An- 
nahme der vorgeschlagenen Änderung des Ar- 
tikels 26 des Statuts. Ferner wurde beschlos- 
sen, die Behandlung der Antwort an das Mi- 
nisterkomitee auf dessen Zusatzbericht dem 
Ständigen Ausschuß zu überlassen. 

Der letzte Verhandlungstag stand ganz im 
Zeichen des Rücktritts des Präsidenten P. H. 
Spaak, der anläßlich der Debatte über die Re- 
form des Statuts die Gründe für seinen Rück- 
tritt näher darlegte. 


D. Ergebnisse der Tagung 

Nach den Aussprachen wurden 16 Empfeh- 
lungen und 5 Entschließungen angenommen. 

Die 16 Empfehlungen beziehen sich auf: 

1. Errichtung einer Europäischen Landwirt- 
schaftsbehörde; 

2. Errichtung einer Post-Union unter den 
Mitgliedstaaten des Europarates; 

3. Gemeinsame Politik der Vollbeschäfti- 
gung; 

4. Gemeinsame Politik zum Abbau der Zoll- 
schranken in Europa; 

5. Schaffung einer Vereinigung der Europä- 
ischen Luftverkehrs-Gesellschaften; 

6. Flüchtlingsproblem und Überbevölkerung; 

7. Annahme einer gemeinsamen Politik auf 
sozialem Gebiet durch die Mitgliedstaaten 
des Europarates; 


3 



8. Zusatz-Protokoll zur Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten; 

9. Vorbereitende Maßnahmen hinsichtlich des 
Abschlusses einer europäischen Ausliefe- 
rungs-Konvention ; 

10. Schaffung eines europäischen Fonds für im 
Exil lebende Europäer; 

11. Organisation des Austausches von Lehrern, 
Studenten und jungen Technikern zwischen 
den Mitgliedstaaten des Europarates; 

12. Schutz von Gegenständen künstlerischen 
oder historischen Wertes im Kriegsfälle; 

13. Stiftung eines „Preises des Europarates“ ; 

14. Ziele und Aussichten der europäischen 
Politik; 

15. Schaffung einer einheitlichen europäischen 
Rechtsprechung; 

16. Annahme eines neuen Statuts des Europa- 
rates; 

und die 5 Entschließungen auf: 

1. Schaffung einer europäischen Briefmarke; 

2. Änderung der Geschäftsordnung; 

3. Änderung des Artikels der Geschäftsord- 
nung betr. Aufhebung der Immunität; 

4. Einladung an Österreich zum Beitritt zum 
Europarat; 

5. Änderung des Artikel 26 des Statuts des 
Europarates. 

Die unter Nr. 5 aufgeführte Entschließung 
trägt dem von uns nachdrücklich vertretenen 
Standpunkt Rechnung, daß die Saar im Statut 
nunmehr nur noch als „Mitglied“ bezeichnet 
wird, während sie in der auf der Mai-Tagung 
vom Ministerkomitee vorgeschlagenen Fassung 
noch als „Staat“ bezeichnet war. 


Der Antrag der Abgeordneten Dr. Mommer 
und Genossen auf Abschaffung des Einreise- 
Sichtvermerks nach Frankreich für die Ver- 
treter und Stellvertreter in der Beratenden 
Versammlung wurde an den Geschäftsord- 
nungs-Ausschuß verwiesen. 

Auf Grund des Vorschlages des Minister- 
komitees in seinem Zusatz-Bericht wurde an 
Stelle des bisherigen Sonderausschusses für 
Flüchtlinge ein ordentlicher Ausschuß für 
Überbevölkerung und Flüchtlinge eingesetzt, 
dem von deutscher Seite die Abgeordneten 
Dr. von Golitschek, Paul (Württ.) und Schütz 
angehören. 

E. Schluß der Tagung 

Nach Beendigung der Tagung trat der 
Ständige Ausschuß, dessen 3 deutsche Mit- 
glieder aus dem Bericht über die Mai-Tagung 
(Bupdestags-Drucksache Nr. 2476) ersichtlich 
sind, zu einer abschließenden Beratung zu- 
sammen. 

Es wurde beschlossen, die von der Beraten- 
den Versammlung genehmigte Dank- Adresse 
an die Mitglieder des amerikanischen Kon- 
gresses (siehe Anlage letzte Seite) zur Ab- 
sendung zu bringen. Ferner wurde die Antwort 
auf den Zusatz-Bericht des Ministerkomitees 
angenommen und der amtierende Präsident 
gebeten, sie mit einem entsprechenden An- 
schreiben versehen dem Ministerkomitee zu- 
zustellen. 

Ein Termin für den Beginn der nächsten 
Sitzungsperiode der Versammlung wurde nicht 
festgelegt, dagegen wurde beschlossen, eine 
erneute Zusammenkunft des Ständigen Aus- 
schusses vor der nächsten Sitzung des Minister- 
komitees vorzusehen. 

Dr. P ü n d e r 


Anlage: 

Entschließungen und Empfehlungen der Be- 
ratenden Versammlung des zweiten Teils 
der Dritten Ordentlichen Sitzungsperiode. 

(Als Sonderdruck verteilt) 
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Straßburg, den 12. Dezember 1951 


Herr Präsident! 

Ich habe die Ehre, Ihnen in der Anlage den 
Wortlaut der Empfehlungen und Entschlie- 
ßungen zu übersenden, die von der Beraten- 
den Versammlung des Europa-Rates im Laufe 
des zweiten Teiles der ordentlichen Tagung 
1951, die am 11. Dezember ihren Abschluß 
fand, angenommen wurden. Die Antwort der 
Versammlung auf den zweiten Ergänzungs- 
bericht des Komitees ist dem vorliegenden 
Brief ebenfalls beigefügt. 

Der Ständige Ausschuß der Versammlung, 
der am Abend des Abschlußtages zusammen- 
getreten war, hat mich beauftragt, die Auf- j 
merksamkeit der Außenminister der Mit- ' 
gliedsländer des Rates auf gewisse Punkte 'der 
Aussprache, die ihren Abschluß fand, zu len- 
ken. Es scheint mir unter den politischen Um- 
ständen überflüssig zu sein, die außergewöhn- 
liche Wichtigkeit dieser Aussprache zu unter- 
streichen, da ihre Tragweite den Ministern 
bekannt ist. 

Seit Beginn der Tagung konnte man fest- 
stellen, daß die verschiedenen Auffassungen, 
die sich zur Frage der politischen Organisation 
Europas kundtaten, mit Schärfe aufeinander 
prallten. Es entwickelte sich ein Zustand der 
Spannung, der seinen Höhepunkt erreichte, 
als Herr Spaak auf seine Funktionen als 
Präsident der Versammlung verzichten zu 
müssen glaubte, um seinen platz wieder unter 
den Abgeordneten einzunehmen und auf diese 
Weise wieder in der Lage zu sein, das selbst 
zu sagen, was er vom allgemeinen Ablauf der 
Dinge hält. Meines Erachtens nach dürfte es 
der Wahrheit kaum entsprechen, wollte man 
annehmen — wie dies gewisse Organe der 
Presse zu glauben vorgeben — , daß die vom 
ehemaligen Präsidenten geäußerten Worte das 
Sterbegeläut der Versammlung bedeuteten. 
Eine Krise ist ausgebrochen, eine Krise, her- 
vorgerufen durch tiefgehende Meinungsver- 
schiedenheiten, aber trotzdem in dem Sinne 
eine heilsame Krise, als die Versammlung nun 
eine klarere Vorstellung ihrer Verantwortlich- 


keiten gewonnen hat, als dies in der Ver- 
gangenheit der Fall war. Herr Spaak hat mit 
derjenigen Autorität, die ihm seine gerade 
abgetretenen Funktionen verliehen, seiner 
Meinung über das Funktionieren der Ver- 
sammlung Ausdruck verliehen. Er hat ge- 
wissermaßen einer erheblichen Anzahl von 
Vertretern als Wortführer gedient. Ich glaube 
sagen zu können, daß, wenn diese Versamm- 
lung in Zukunft die Rolle spielen soll, die ihr 
manche wünschen, es nicht vergeblich war, 
daß gewisse Probleme aufgeworfen wurden. 

In diesem Sinne erlaube ich mir, bei den 
Regierungen der Mitgliedstaaten anzuregen, 
auch die Ereignisse, die die beiden letzten 
Tage der Tagung kennzeichneten, berücksich- 
tigen zu wollen und, obwohl mein vorliegen- 
des Schreiben weder dem Ständigen Ausschuß 
noch dem Büro unterbreitet werden konnte, 
glaube ich nicht gegen die allgemeine Ansicht 
zu verstoßen, wenn ich Sie von diesen Er- 
wägungen unterrichte. 

Mit einem festeren Gefühl des Vertrauens 
als je zuvor in die Zukunft des Europa-Rates 
unterbreite ich daher im Namen der Ver- 
sammlung dem Minister-Komitee die diesem 
Schreiben beigefügten Vorschläge. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichsten 
Hochachtung, 

Herr Präsident. 

Für den Präsidenten der Versammlung 
J a c i n i 
Vize-Präsident 


Seiner Excellenz Herrn H. M. Lange 

Präsident des Minister-Komitees 
des Europa-Rates 

Oslo/Norwegen 
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Entwurf der Antwort der Beratenden Versammlung 
auf den zweiten Ergänzungsbericht des Minister-Komitees 

Vorbereitet von den zuständigen Ausschüssen und auf Beschluß des ständigen Ausschusses 
der Versammlung an das Minister-Komitee übermittelt 


TITEL I 

Allgemeine Politik des Europa-Rates 

1. Die Versammlung nimmt mit Befriedi- 
gung von der Geschmeidigkeit Kenntnis, die 
das Minister-Komitee seiner Satzung im Hin- 
blick auf den Abschluß von Teilabkommen 
verliehen hat. Sie ist der Ansicht, daß das in 
dieser Hinsicht geschaffene Verfahren — nach 
welchem das Komitee einstimmig beschließen 
kann, daß die Stimmenthaltung eines Mitglie- 
des die Annahme eines Vorschlages, dessen 
Wirkung auf diejenigen Mitglieder begrenzt 
bleibt, die für denselben gestimmt haben, nicht 
verhindert — einen fühlbaren Fortschritt dar- 
stellt. Die Versammlung hat infolgedessen 
den Absatz 1 der Entschließung des Minister- 
Komitees in den Artikel 42 des Entwurfes der 
neuen Satzung des Europa-Rates aufge- 
nommen. 

TITEL II 

Revision der Satzung und allgemeines 
Funktionieren des Europa-Rates 

Verteilung der Sitze in der Versammlung 

2. Die Versammlung hat die Frage einer 
Zustimmung — gemäß Artikel 41 (d) der 
Satzung — zum Abänderungsvorschlag von 
Artikel 26 der Satzung getrennt geprüft, wie 
er vom Minister-Komitee angenommen wor- 
den war. Sie hat auf Grund des Berichtes 
ihres Ausschusses für Allgemeine Fragen der 
Abänderung, die ihr vom Minister-Komitee 
im Dokument 74 (siehe Entschließung 10 der 
dritten ordentlichen Tagung) übermittelt wor- 
den war, zugestimmt. 


TITEL III 

Beziehungen zu Internationalen Organi- 
sationen und zu Staaten, 
die nicht Mitglieder des Europa-Rates sind 


KAPITEL 1 

Beziehungen zu Internationalen 
Organisationen 

(a) Internationale Organisation für Arbeit. 

3. siehe Absatz 18 weiter unten. 

(b) Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur. 

4. siehe Absatz 20 (a) (iii) weiter unten. 

KAPITEL 2 

Beziehungen mit Staaten, 
die nicht Mitglieder des Europa-Rates sind 

5. Auf Grund des Beschlusses der Versamm- 
lung, der im Einvernehmen mit dem Minister- 
Komitee gefaßt wurde, hat vom 19. bis zum 
23. November 1951 in Straßburg eine Kon- 
ferenz zwischen einer Delegation des Ameri- 
kanischen Kongresses und einer Delegation 
der Beratenden Versammlung des Europa- 
Rates stattgefunden. Es ist nicht übertrieben, 
wenn man feststellt, daß diese Konferenz in 
der öffentlichen Meinung der westlichen Welt 
einen bemerkenswerten Widerhall gefunden 
hat. Die völlige Offenheit, die im Verlaufe 
der Aussprache herrschte, gestattete einen 
außerordentlich nützlichen Meinungsaustausch 
über alle Fragen gemeinsamen Interesses. 
Gleichzeitig wurde auf diese Weise ein besse- 
res Verständnis für die gegenseitigen Ansich- 
ten geweckt. Daher hat die Versammlung 
einstimmig den Wunsch zum Ausdruck ge- 
bracht, daß diese im Verlaufe der ersten Zu- 
sammenkunft geschaffenen Kontakte sich von 
Zeit zu Zeit wiederholen. 

TITEL IV*) 


*) Zu Titel IV und Titel V Kapitel 1 des für den 
Bericht des Minister-Komitees festgelegten Schemas 
sind von der Beratenden Versammlung keine Bemer- 
kungen gemacht worden. 
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TITEL V 

Maßnahmen, die im Hinblick auf die Ver- 
wirklichung von Europa-Rats-Zielen 
ergriffen wurden 

KAPITEL 1 


KAPITEL 2 
Wirtschafts-Fragen 

(a) Öffentliche Erklärung der OEEC vom 
29. August 1951. 

6. Im vergangenen Mai brachte die Ver- 
sammlung die Hoffnung zum Ausdruck, die 
OEEC möge imstande sein, in ihrem zweiten 
Bericht die wirtschaftlichen Fragen der Wie- 
derbewaffnung in vollständiger Weise zu be- 
handeln. Die uEEC hat jedoch nur die Mög- 
lichkeit, diese Fragen in allgemeiner Form zu 
erörtern, solange der NATO — Ausschuß, 
der z. Z. die Wiederaufrüstungsprogramme 
und ihre Beziehungen zur Produktionskapazi- 
tät und zur allgemeinen Wirtschaftslage der 
verschiedenen Mitgliedsländer prüft, sein 
Expose und seine Grundlagenanalyse noch 
nicht abgeschlossen hat. 

Die Versammlung stellt jedoch mit Interesse 
fest, daß der Rat der OEEC in seiner Er- 
klärung vom 29. August die Auffassung zum 
Ausdruck brachte, daß, wenn es möglich sein 
sollte, die Gesamtproduktion in Westeuropa 
im Verlaufe der kommenden fünf Jahre um 
25 °/o zu steigern, man eine Verbesserung des 
Lebensniveaus und auch auf sozialem Gebiet 
einen erneuten Forschritt erzielen könnte, 
selbst wenn man gleichzeitig den Verteidi- 
gungsbedürfnissen Rechnung zu tragen habe. 

Hier handelt es sich um eine ermutigende 
Erklärung, sie enthält aber nichts, was ein 
Gefühl der Leichtigkeit rechtfertigen könnte, 
um so weniger, als aus verschiedenen Gründen 
der Rhythmus der Produktionsausweitung in 
Westeuropa im Begriffe steht, abzunehmen. 
Solange die öffentliche Meinung die Ursachen 
nicht begriffen hat, die die wirtschaftliche Wie- 
deraufwärtsentwicklung hemmen, besteht eine 
ernste Gefahr, nämlich: es als gegeben anzu- 
nehmen, daß die Produktionssteigerung zu ge- 
wünschter Zeit ihren Abschluß mit der Be- 
friedigung aller unserer Bedürfnisse fände, 
auch wenn wir vielleicht länger warten müssen, 
als man das ursprünglich angenommen habe. 
Es kommt darauf an, daß die Völker West- 


europas sich dessen bewußt sind, daß eine 
25°/iige Steigerung nur unter der Bedingung 
hartnäckigster Anstrengungen erreicht werden 
kann und daß man wirkliche Außnahmemaß- 
nahmen ergreifen muß, um die Grundursachen 
verschwinden zu lassen, die geeignet sind, diese 
Produktionsentwicklung zu hemmen, die zu 
verwirklichen die OEEC Europa auffordert. 

Der gefährlichste der Einschränkungsfak- 
toren ist der Mangel an Energie-Quellen und 
hier besonders die ungenügende Kohlenpro- 
duktion. Es ist offensichtlich eine ernste Lage, 
wenn Länder wie Großbritannien und Deutsch- 
land, die normalerweise Kohlen exportieren, 
zu massiven, in Dollar zahlbaren Käufen 
schreiten. Man könnte sich vielleicht ebenfalls 
fragen, ob es nicht eine Möglichkeit gäbe, die 
wirtschaftlichen, finanziellen und politischen 
Schwierigkeiten zu überwinden, die augen- 
blicklich zu dem Ergebnis führen, daß Groß- 
britannien aus den Vereinigten Staaten Stahl- 
Halbzeuge einführt, während Belgien und 
Deutschland Stahl nach Amerika liefern und 
die deutsche Stahlproduktion noch immer be- 
grenzt ist und eine Reihe seiner Werke — und 
zwar die bestgelegensten — Stillstehen. 

Wenn wir diese und andere Hindernisse 
überwinden wollen, so ist es unerläßlich, der 
arbeitenden Bevölkerung eine genauere For- 
mulierung dessen zu geben, was man von ihr 
erwartet. Die Erfahrung beweist, daß stati- 
stische Ziele dieser Art oft weit davon ent- 
fernt sind, erreicht zu werden und daß auf 
jeden Fall ein Ziel, das nur mit allgemeinen 
Worten ausgedrückt wird, für den Fabrik- 
oder Landarbeiter immer nur wenig bedeutet. 
Die OEEC würde ihnen weit mehr helfen, das 
gesetzte Ziel zu erreichen, wenn sie so schnell 
wie möglich für die Hauptsektoren der In- 
dustrie und für die hauptsächlich in Frage 
kommenden Länder gesonderte Produktions- 
ziele aufstellen würde. In diesem Sinne ist die 
Versammlung der Ansicht, daß die Vertreter 
der interessierten Industrien an der Diskussion 
und an der Festlegung dieser Ziele teilhaben 
müßten. 

(b) Tätigkeitsbericht der OEEC. 

7. Die Versammlung beglückwünscht sich 
zu den engeren Beziehungen, die im Laufe des 
vergangenen Jahres mit der OEEC hergestellt 
werden konnten. Sie dankt dem Minister, der 
der Versammlung den Bericht vortrug, für. 
das Entgegenkommen, mit dem er auf eine 
Untersuchung einer Anzahl von Fragen zu- 
sammen mit dem Ausschuß für Wirtschafts- 
fragen eingegangen ist. 
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Sie bringt ebenfalls ihre Dankbarkeit für 
die Unterstützung zum Ausdruck, die ihr die 
OEEC gewährte, als sie der Delegation der 
Versammlung, die letzthin eine Delegation 
des amerikanischen Kongresses traf, Unter- 
lagen über die europäische Lage zur Ver- 
fügung stellte. 

Die beiden Organisationen haben außer- 
ordentlich vielversprechende Formen der Zu- 
sammenarbeit untereinander hergestellt, die 
den größten Wert besitzen dürften, um so- 
wohl der OEEC als auch der Versammlung 
bei der Verwirklichung ihrer großen Aufgaben 
zu helfen, die sie sich gemeinsam gesetzt 
haben. 

Die Versammlung ist jedoch fest davon 
überzeugt, daß keine der beiden Organisatio- 
nen aus dieser Verbindung solange einen 
vollen Vorteil zu ziehen vermag, wie sie nicht 
in einer gemeinsamen Institution vereinigt 
sind. Die Versammlung hat ihre Ansicht über 
diese Frage in der Empfehlung 18 vom 
18. August 1950 zum Ausdruck gebracht. Das 
Minister-Komitee hat in seiner Antwort jedoch 
erklärt, daß es die Untersuchung diesen Frage 
zur Zeit nicht weiter verfolge, da bereits ein 
Ausschuß der OEEC auf Grund des von der 
Regierung Schwedens eingebracht en Vorschla- 
ges bezeichnet worden sei, der die Unter- 
suchung dieser Frage fordert. Die Versamm- 
lung hofft, daß sich diese Diskussion nicht 
übermäßig hinziehen möge und daß das Mi- 
nister-Komitee seinen Einfluß geltend machen 
werde, um die Verschmelzung dieser beiden 
Direktions-Organe zu verwirklichen, wie dies 
von der Versammlung empfohlen worden ist. 

(c) Vollbeschäftigung. 

8. Die Beratende Versammlung nimmt die 
Entschließung des Minister-Komitees zur 
Kenntnis, die die Regierungen der Mitglied- 
staaten auffordert, ihren Standpunkt über 
diese Frage bis zum 1. Januar 1952 bekannt- 
zugeben und gibt ihrem Wunsche Ausdruck, 
regelmäßig über die von einem jeden Staat auf 
diesem Gebiet ausgeübte Politik auf dem 
laufenden gehalten zu werden. Sie lenkt die 
Aufmerksamkeit des Minister-Komitees auf 
die von der Versammlung am 5. Dezember 
1951 einstimmig angenommene-Empfehlung 1 0. 

(d) Koordinierung der Wirtschaft der Mit- 
gliedstaaten des Europa-Rates mit der der 
Uberseeländer. 

9. Die Ansichten der Versammlung über 
diese Frage sind in dem Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen zum Ausdruck 


gebracht, der am 11. Dezember 1951 ange- 
nommen worden ist (Dokument 104). 

(e) Schaffung einer Einkaufs- und Bevor- 
ratungsstelle für Rohstoffe. 

10. Die Anstrengungen, die Europa im 
Laufe der letzten Jahre gemacht hat, waren 
ernsthaft durch den Mangel an Rohstoffen, 
die aus anderen Kontinenten kommen, sowie 
durch die übertriebene Preis-Hausse er- 
schwert. Die Versammlung hat die Aufmerk- 
samkeit ganz besonders auf dieses Problem 
gelenkt, als sie im vergangenen Mai die Schaf- 
fung einer Einkaufs- und Vorratsstelle für 
Rohstoffe vorschlug mit dem doppelten Ziel: 
einerseits die Preise zu senken und die Märkte 
durch alle geeigneten Maßnahmen zu stabi- 
lisieren, andererseits zu erreichen, daß ihre 
Mitglieder einer Zuteilung teilhaftig würden, 
die neben dem laufenden Verbrauch auch für 
die Anlage von Lagern auf der Grundlage 
einer gerechten Verteilung und einer gemein- 
samen Strategie ausreichte. 

Im Frühling dieses Jahres fand in Washing- 
ton eine internationale Rohstoffkonferenz 
statt, um zu versuchen, verschiedene dieser 
Vorschläge in die Wirklichkeit umzusetzen, 
und das Minister-Komitee unterrichtete die 
Versammlung davon, daß die OEEC sie wäh- 
rend dieser Konferenz über die Verwirk- 
lichungen in dieser Hinsicht auf dem laufen- 
den halten werde. In dem von der OEEC der 
Versammlung für den zweiten Teil ihrer drit- 
ten Tagung vorgelegten Bericht wird mitge- 
teilt, daß die zu Beginn dieses Jahres unter- 
nommene Aktion zur Abgrenzung der Bevor- 
ratungen in der Tat eine wahrnehmbare 
Senkung der Preise bewirkt habe, wenn diese 
auch noch weit davon entfernt seien, normal 
zu sein. Obwohl die von der internationalen 
Rohstof fkonferenz unternommene Aktion in 
gewissen Sonderfällen erfolgreich war, so war 
sie doch nicht in der Lage, eine allgemeine 
Koordination der Bevorratungs- und Ein- 
kaufspolitik sicherzustellen. Die Versammlung 
ist daher der Ansicht, daß man auf inter- 
nationaler Ebene eine noch umfassendere Ak- 
tion mit dem Ziel einleiten müsse, zu ver- 
hindern, daß der Konkurrenzkampf auf dem 
Käufermarkt eine neue Serie von Preis- 
Haussen auslöst. 

Sie gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die 
OEEC in die Lage versetzt wird, die ge- 
meinsamen Interessen der europäischen Völ- 
ker in wirksamerer Weise zu vertreten, als sie 
die§ bisher in der internationalen Rohstoff- 
konferenz hat tun können. 
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Des weiteren besteht wenig Hoffnung, die 
gewünschten Ziele zu erreichen, wenn man 
nicht auch die in Europa vorhandenen Ar- 
beitskräfte voll und ganz mobilisiert. Der 
weiter oben erwähnte Bericht der OEEC spielt 
auf dieses Problem nur an. Es handelt sich 
hierbei jedoch um eine Frage von allerhöchster 
Wichtigkeit. In einem der Hauptartikel des 
Abkommens, das die Schaffung der OEEC be- 
trifft, verpflichten sich die vertragschließen- 
den Parteien: „In vollkommenster und ratio- 
nellster Weise ihre verfügbaren Arbeitskräfte 
auszunutzen“ und „mit dem Ziel progressiv 
die Hindernisse für die Freizügigkeit abzu- 
bauen“ zusammen zu arbeiten. 

Wenn man in dieser Richtung hin nicht 
größere Fortschritte macht, wird es unmög- 
lich sein, die von der OEEC Europa gesetzten 
Ziele zu erreichen. 

Schließlich müßte Europa, wenn es seine 
Produktion um 25% steigern soll, auch seine 
Verkehrsmittel in angemessener Weise er- 
weitern. So, wie auch auf anderen Gebieten, 
kann diese Verwirklichung durch eine gemein- 
same Aktion — wie etwa durch die etappen- 
weise Schaffung eines gemeinsamen Pools an 
rollendem Material und durch eine Koordi- 
nierung der Investitionen, gestützt auf die 
wirtschaftlichsten technischen Möglichkeiten 
und eine Festlegung der billigsten Transport- 
arten — außerordentlich erleichtert werden. 

(f) Europäisches Patentamt. 

11. Die Versammlung bedauert, di$ Erklä- 
rung des Minister-Komitees hierzu als nicht 
ganz zufriedenstellend zu erachten. 

Während die im ersten Ergänzungsbericht 
enthaltene Mitteilung in dieser Hinsicht den 
Eindruck erweckte, als wenn die Arbeiten der 
Sachverständigen Fortschritte machten und 
sich dem gesetzten Ziele näherten, so läßt der 
zweite Ergänzungsbericht befürchten, daß man 
von diesem Ziel noch recht weit entfernt zu 
sein scheint. 

Unter diesen Umständen drängt die Ver- 
sammlung beim Minister-Komitee darauf, daß 
die Frage einer Zugehörigkeit der Mitglieder 
des Europa-Rates zum Internationalen In- 
stitut in Den Haag, so wie es im Augenblick 
besteht, schnellstens auf die Tagesordnung des 
Sachverständigenausschusses, der für den Ja- 
nuar 1952 zu einer Zusammenkunft einbe- 
rufen ist, gesetzt wird. 

(g) Kartelle. 

12. Die Versammlung ist über den Vor- 
entwurf eines Abkommens zur Kontrolle der 


internationalen Kartelle unterrichtet, der vom 
Generalsekretär ausgearbeitet und allen Mit- 
gliedsregierungen Anfang Mä**z 1951 unter- 
breitet worden ist — so wie dies auch der 
Bericht des Minister-Komitees (Dokument 5, 
Absatz 36) erwähnt — und erinnert daran, 
daß dieser Abkommensentwurf das Ergebnis 
einer im August 1949 von der Versammlung 
abgefaßten Entschließung darstellt. Sie er- 
sucht das Minister -Komitee, ohne Verzug zu 
diesem Punkt eine Entscheidung zu treffen. 

KAPITEL 3 
Soziale Fragen 

13. Die Versammlung hat mit lebhaftem 
Interesse von dem Kapitel 3 „Soziale Fragen“ 
im zweiten Ergänzungsbericht des Minister- 
Komitees Kenntnis genommen, das zum Aus- 
druck bringt, daß der Sachverständigenaus- 
schuß es in der Frage der sozialen Sicherheit 
für möglich erachtet hat, anläßlich seiner 
vierten Tagung am 26. September 1951 zu 
endgültigen Beschlüssen auf dem Gebiete eines 
„Europäischen Kodex für die soziale Sicher- 
heit“ zu gelangen. 

Die Versammlung hat jedoch aus dem kur- 
zen Tätigkeitsbericht über die Tagung des 
Sachverständigenausschusses am 26. September 
1951 entnommen, daß der Ausschuß be- 
schlossen hat, diese Frage bis zum Abschluß 
der Internationalen Arbeitskonferenz im 
Jahre 1952 zu vertagen, da diese Konferenz 
nicht nur eine Schlußentscheidung über die 
Minimal-Normen fällen, sondern auch zu 
einer ersten Aussprache über die höheren Nor- 
men schreiten werde. 

Die Versammlung bringt ihre Enttäuschung 
darüber zum Ausdruck, feststellen zu müssen, 
daß die Lösung einer so wichtigen Frage auf 
einen späteren Termin verschoben wurde, 
obwohl das Minister-Komitee selbst die Aus- 
arbeitung eines Europäischen Kodex für die 
soziale Sicherheit gebilligt hat, dessen Er- 
richtung von der Versammlung seinerzeit an- 
empfohlen worden war. 

Die Versammlung ist sich dessen bewußt, 
daß die endgültige Abfassung eines Europäi- 
schen Kodex für die soziale Sicherheit die 
Einberufung einer europäischen Arbeitskonfe- 
renz, sowie die Bewältigung der Vorarbeiten 
durch Sachverständige erfordert. 

Daher fordert sie, daß die Vorbereitungs- 
arbeiten unverzüglich ausgeführt werden und 
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zwar auf Grund der Dokumentation, die dem 
Internationalen Arbeitsamt auf diesem Gebiet 
zur Verfügung steht und in enger Zusammen- 
arbeit mit diesem Amt. 

Die Versammlung bittet infolgedessen das 
Minister-Komitee, dem Sachverständigenaus- 
schuß entsprechende Anweisungen zu erteilen. 

14. Die Versammlung hat mit lebhaftem 
Interesse davon Kenntnis genommen, daß 
vorläufige multilaterale Abkommen über: 

(a) die Gleichheit der Staatsangehörigen der 
Mitgliedsländer im Hinblick auf die soziale 
Sicherheitsgesetzgebung, sowie 

(b) die Ausdehnung zweiseitiger und mehr- 
seitiger Abkommen über die soziale Sicherheit, 
die zwischen zwei oder mehreren Staaten ab- 
geschlossen sind, auf die Staatsangehörigen 
aller Mitgliedstaaten 

sich im Stadium der Ausarbeitung befinden. 

Die Versammlung billigt die oben erwähn- 
ten Prinzipien voll und ganz und bringt den 
Wunsch zum Ausdruck, über die Ergebnisse 
der vom Sachverständigenausschuß durchge- 
führten Arbeiten über die vorläufigen Ab- 
kommen auf dem laufenden gehalten zu 
werden. 

Die Versammlung legt allerdings unter Be- 
rufung auf die am 24. August 1950 angenom- 
mene Empfehlung 29 Wert darauf, erneut 
zum Ausdruck zu bringen, daß das angestrebte 
Ziel in der Richtung liegt, das multilaterale 
Abkommen über die soziale Sicherheit, das 
von den Signatarmächten des Brüsseler Paktes 
abgeschlossen worden ist, auf alle Mitglied- 
staaten auszudehnen. 

15. Die Versammlung nimmt mit Inter- 
esse von den Maßnahmen Kenntnis, die er- 
griffen worden sind, um das multilaterale 
Abkommen über den sozialen und ärztlichen 
Beistand, das von diesen Mächten abgeschlos- 
sen wurde, ebenfalls auf alle Mitgliedstaaten 
auszudehnen. 

16. Die Versammlung bedauert es, daß das 
Minister-Komitee der am 26. August 1950 
angenommenen Empfehlung 31 nicht statt- 
gegeben hat, die die Ausarbeitung eines Pro- 
gramms für eine Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete der Unterkünfte durch einen Sachver- 
ständigenausschuß fordert, sowie die Schaffung 
eines technischen Konstruktionszentrums an- 
empfiehlt. 

Sie ist der Ansicht, daß die Frage der 
Unterkünfte von immenser Wichtigkeit bei 


der augenblicklichen Lage der Dinge ist und 
daß der Europa-Rat, der sich dieser Frage seit 
seiner Gründung angenommen hat, in 
kürzester Zeit untersuchen muß, unter 
welchen Umständen es möglich ist, die 
Wohnungskrise, die sich zur Zeit in den Mit- 
gliedsländern verheerend auswirkt, zu be- 
heben. 

17. Im Hinblick auf die am 14. Mai 1951 
angenommene Empfehlung 3 über die Schaf- 
fung eines Europäischen Arbeitsamtes stellt 
die Versammlung fest, daß nach den Konfe- 
renzen über die Frage der Wanderarbeit, die 
im Jahre 1951 in Neapel und in Brüssel statt- 
gefunden haben, und nach Bildung des Aus- 
schusses für Bevölkerungs- und Flüchtlings- 
fragen das ganze Problem unter neuen Ge- 
sichtspunkten erscheint. Die Versammlung 
gestattet sich daher, erneut die Aufmerksam- 
keit des Minister-Komitees auf die große 
Aktualität und die besondere Wichtigkeit 
dieses Problems zu lenken. 

18. Die Versammlung hat das Abkommen 
zwischen der Internationalen Organisation 
für Arbeit und dem Europa-Rat zur Kenntnis 
genommen. Sie stellt hierzu fest, daß dieses 
Abkommen abgeschlossen wurde, ohne daß 
die Beratende Versammlung hierüber befragt 
worden ist. 

Sie gibt ihrer Überraschung Ausdruck, 
nicht zur Abgabe ihrer Ansicht zugelassen 
worden zu sein und das um so mehr, als ge- 
wisse Bestimmungen dieses Abkommens — 
insbesondere diejenigen des Artikels 3 — mit 
der Empfehlung 28, die von der Beratenden 
Versammlung am 24. August 1950 ange- 
nommen wurde, in Widerspruch zu stehen 
scheinen und, wenn die Versammlung a^ch 
immer bestrebt war, mit der Internationalen 
Organisation für Arbeit die besten Be- 
ziehungen zu unterhalten, es doch nicht zu- 
gelassen werden kann, d^ß der Europa-Rat 
auf diesem Gebiet von Entscheidungen der 
Internationalen Organisation für Arbeit ab- 
hängig ist. 

Sie stellt fest, daß das Minister-Komitee 
den Anregungen, die ihm in dieser Hinsicht 
erteilt worden waren, nicht Rechnung ge- 
tragen hat und bedauert es, daß es darüber 
hinweggehen zu können geglaubt hat, ohne 
zu einer Befragung der Versammlung zu 
schreiten und ohne die Frage innerhalb des 
Gemischten Ausschusses zu erörtern. 
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KAPITEL 4 
Flüchtlinge 

19. Die Versammlung hat von dem 
Kapitel IV „Flüchtlinge“ des zweiten Er- 
gänzungsberichtes des Minister-Komitees 
Kenntnis genommen, sowie mit lebhaftem 
Interesse den Bericht des Sachverständigen- 
ausschusses für das Flüchtlingsproblem und 
den Bevölkerungsüberschuß aufgenommen. 

Um der Anregung des Minister-Komitees 
sowie des Sachverständigenausschusses nach- 
zukommen, die die Schaffung eines Aus- 
schusses für Bevölkerung und Flüchtlinge an- 
empfiehlt, hat die Versammlung einen neuen 
Allgemeinen Ausschuß für Bevölkerung und 
Flüchtlinge eingesetzt, der die Funktionen 
des Sonderausschusses für Flüchtlinge und des 
Unterausschusses für Wanderarbeiter des 
Ausschusses für soziale Fragen übernehmen 
soll. 

Die übrigen Bemerkungen und Vorschläge 
der Versammlung bezüglich dieses Problems 
sind in der Empfehlung 13 enthalten, die sich 
auf d : e Frage der Flüchtlinge und des Be- 
völkerungsüberschusses erstreckt, und die von 
der Versammlung am 7. Dezember 1951 an- 
genommen worden ist. 

KAPITEL 5 
Kulturelle Fragen 

20. Die Versammlung hat von den Be- 
schlüssen des Minister-Komitees (Dokument 
18 und 60, Titel V, Kapitel 5) Kenntnis ge- 
nommen, die sich auf eine Reihe ihrer vor- 
angegangenen Empfehlungen erstrecken und 
die Vorschläge der Sachverständigen zu nach- 
folgenden Fragen billigen: 

(a) Zusammenarbeit des Europa-Rates mit 
der UNESCO, 

(b) Schaffung eines Kultur-Personal-Aus- 
weises, der in den verschiedenen euro- 
päischen Ländern gültig ist, 

(c) Ausdehnung der vom ständigen Aus- 
schuß des Brüsseler Abkommens und der 
skandinavischen Kultur-Allianz erzielten Er- 
gebnisse auf die Mitgliedstaaten des Rates, 

(d) Organisierung eines Universitätskurses 
von begrenzter Dauer im Mai 1951, mit der 
moralischen und finanziellen Unterstützung 
des Europa-Rates und unter der Leitung der 
Universität Straßburg über Fragen von euro- 
päischer Bedeutung. 


Die Versammlung hat gleichfalls mit Be- 
friedigung die Fortschritte verzeichnet, die 
von den Regierungssachverständigen während 
ihrer Zusammenkunft im November 1951 
insbesondere hinsichtlich einer Gleichstellung 
von Diplomen erzielt worden sind, die den 
Antritt eines Universitätsstudiums gestatten. 

Die Versammlung glaubt die Aufmerksam- 
keit des Minister-Komitees jedoch auf 
folgende Fragen lenken zu müssen, die be- 
reits Gegenstand von Empfehlungen waren, 
die von der Versammlung angenommen 
wurden und deren weitere Entwicklung ihr 
nicht mitgeteilt worden ist. 

(a) Kulturelle Abkommen. 

21. (i) Die zwischen verschiedenen euro- 

päischen Staaten vorliegenden kul- 
turellen Abkommen können und 
müssen auf alle Mitgliedstaaten des 
Rates ausgedehnt werden. Bemer- 
kenswerte Fortschritte sind hier 
bereits erzielt worden. Die Ver- 
sammlung ist der Ansicht, daß je- 
doch die bisher angewandten Ver- 
fahren abgekürzt werden müssen 
und daß die Durchführung der- 
jenigen Abkommen, die bereits ab- 
geschlossen sind, beschleunigt wer- 
den muß. Tedesmal, wenn es sich 
machen läßt, sollen bilaterale Ab- 
machungen in multilaterale Ab- 
kommen umgewandelt werden. 

(ii) Die Versammlung freut sich zu 
erfahren, daß die Sekretariate des 
Europa-Rates und der UNESCO 
zur Zeit den Wortlaut eines for- 
mellen Abkommens zwischen den 
beiden Institutionen mit dem Ziele 
ausarbeiten, ihre Tätigkeit auf 
dem Gebiete der Kultur und des 
wissenschaftlichen Fortschrittes zu 
koordinieren, ist iedoch der An- 
sicht, daß sie die Möglichkeit 
haben muß, die Bestimmungen des 
Abkommensentwurfes noch vor 
seiner endgültigen Annahme zu 
untersuchen. 

(iii) Die Versammlung stellt fest, daß 
bis zum Augenblick 6 Mitglied- 
staaten das multilaterale Ab- 
kommen der UNESCO bezüglich 
einer freien Beweglichkeit von 
wissenschaftlichen, kulturellen oder 
erziehungsmäßigem Material unter- 
zeichnet haben. Dieses Abkommen 



ist geeignet, große Dienste zu er- 
weisen. Die Versammlung würde 
es gerne beim Minister-Komitee 
durchsetzen, daß alle Regierungen 
der Mitgliedstaaten des Rates die- 
sem Abkommen beitreten und 
seine sofortige Durchführung 
sichern. 

(b) Unterricht. 

22. Die Versammlung kommt auf ge- 
wisse von ihr einstimmig angenommene 
Empfehlungen zurück und unterstreicht 
beim Minister-Komitee die Nützlichkeit von: 

(i) ihren Sachverständigen Auftrag zu er- 
teilen, die zur Zeit in verschiedenen 
Mitgliedstaaten in Prüfung befind- 
lichen Reformentwürfe möglichst zu 
koordinieren und diese Koordination 
im europäischen Geiste zu beein- 
flussen, 

(ii) den Abkommensentwurf, der von den 
Sachverständigen in der Frage der 
Gültigkeit von Diplomen ausge- 
arbeitet worden ist, sofort in An- 
wendung zu bringen, 

(iii) an den Universitäten die Durch- 
führung von europäischen Studien- 
kursen — ähnlich dem der Univer- 
sität Straßburg im Jahre 1951 durch- 
geführten — anzuspornen, 

(iv) die Errichtung von Universitäts-Lehr- 
stühlen für Europa-Studien auf Initia- 
tive von in diesen Studien speziali- 
sierten Professoren zu begünstigen, 

(v) die Anzahl der Beihilfen und Darlehen 
an Studenten, die ihr Studium an Uni- 
versitäten, Höheren Lehranstalten und 
Wissenschaftlichen Forschungszentren 
der verschiedenen Mitgliedsländern des 
Europa-Rates fortsetzen oder er- 
gänzen wollen, zu vergrößern. 

(c) Europäisches Kulturzentrum und Eu- 
ropa-Colleg. 

23. In ihrer Tagung des Jahres 1950 hat 
die Versammlung dem Minister-Komitee 
empfohlen, dem europäischen Kulturzentrum 
in Genf und dem Europa-Colleg in Brügge 
die Schutzherrschaft des Europa-Rates zu ge- 
währen. 

Diese Schutzherrschaft könnte sich in Form 
einer finanziellen Hilfe unter dem Vorbehalt 
auswirken, daß die geschützten Institutionen 


eine Tätigkeit ausüben, die strikt an die 
Rolle des Europa-Rates auf kulturellem Ge- 
biet gebunden ist. 

Diese Bedingung ist von den beiden vor- 
genannten Institutionen in vorbildlicher 
Weise erfüllt worden, deren organische Sat- 
zungen und Programme dem Wunsche der 
Versammlung entsprechend koordiniert wor- 
den sind. 

Das Minister-Komitee hat sich am 4. Mai 
1951 bereit erklärt, in freimütigem Geist die 
Möglichkeit eines Abschlusses von Ab- 
machungen zu prüfen, um bestimmte Auf- 
gaben durchzuführen. 

Die beiden Institutionen sind bereit, Auf- 
gaben, die ihnen auf diese Weise übertragen 
werden sollten, zu übernehmen. 

Die Versammlung wünscht, daß das 
Minister-Komitee diejenigen Mitgliedstaaten 
verpflichtet, die in wirksamer Weise den 
Europa-Rat auf kulturellem Gebiet zu unter- 
stützen beabsichtigen, diesen beiden Institu- 
tionen — den einzigen, denen die Versamm- 
lung bisher ihre Hilfe anempfohlen hat — 
ihre Schutzherrschaft sowie eine geeignete 
Unterstützung zu gewähren. 

(d) Freier Zutritt zu künstlerischen, lite- 
rarischen und wissenschaftlichen Schätzen. 

24. Die Versammlung wiederholt ihre 
Vorstellungen beim .Minister-Komitee, den 
zweiseitigen und mehrseitigen Austausch von 
Original-Kunstwerken und musikalischen 
Aufnahmen zu ermutigen und mit einer 
Mikrofilm-Reproduktion von Manuskripten 
und literarischen Archiven historischer und 
wissenschaftlicher Art zu beginnen, soweit sie 
Eigentum der einzelnen Staaten sind. 

KAPITEL 6 

Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten 

25. Die Versammlung hat in ihrer Emp- 
fehlung 15 ihren Standpunkt zum Zusatz- 
protokoll zur Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, das vom 
Minister-Komitee angenommen worden ist, 
zum Ausdruck gebracht. 

KAPITEL 7 

Rechts- und Verwaltungsfragen 

26. Die Versammlung möchte hier eine 
doppelte Bemerkung allgemeiner Art ein- 
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flechten, die einerseits für das gesamte 
Kapitel 7, andererseits vielleicht auch für eine 
Reihe von anderen Kapiteln des zweiten Zu- 
satzberichtes des Minister-Komitees Gültig- 
keit hat. 

Die anläßlich der Ausarbeitung der Euro- 
päischen Konvention zum Schutz der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten gemachten 
Erfahrungen empfehlen die Einführung ge- 
wisser Änderungen der Arbeitsmethoden des 
Europa-Rates — zumindest, wenn es sich um 
Arbeiten handelt, die eine gewisse technische 
Fertigkeit erfordern. Das System von Aus- 
schüssen, von Beratern oder Regierungssach- 
verständigen, die ohne ausreichende Fühlung- 
nahme mit den Ausschüssen der Versammlung 
oder deren Arbeitsgruppen — von denen 
einige Mitglieder selbst Anspruch auf eine 
Sachverständigenqualität erheben können — , 
die aber alle getrennt arbeiten, bedeutet einen 
Herd von Verzögerungen, Mißverständnissen 
und Unstimmigkeiten. 

Es scheint daher angezeigt, daß — sei es 
für die Ausarbeitung von Abkommensent- 
würfen, sei es zur Losung von Unstimmig- 
keiten, die zwischen der Versammlung und 
dem Minister-Komitee zu Tage getreten 
sein könnten — Regierungsvorschläge auf- 
gefordert werden, sich mit den vom Aus- 
schuß für Rechts- und Verwaltungsfragen 
bezeichneten Arbeitsgruppen zu treffen. 

Dies ist die generelle Schlußfolgerung, zu 
der die Untersuchung des Kapitels 7 führt: 

(a) Europäisches Abkommen über die 
gegenseitige Behandlung von Staatsange- 
hörigen. 

27. Die Versammlung ersucht das Minister- 
Komitee, den Generalsekretär zu ermächtigen, 
dem Ausschuß für Rechts- und Verwaltungs- 
fragen der Versammlung die Antwortschrei- 
ben zuzuleiten, die von den Regierungen der 
Mitgliedstaaten auf den Vorentwurf des Ab- 
kommens eingegangen sind, der ihnen zuge- 
stellt worden war. 

Die Arbeitsgruppe des Ausschusses für 
Rechts- und Verwaltungsfragen, die diesen 
Vorentwurf ausgearbeitet hat, könnte dann 
anläßlich ihrer Tagung im Januar den Wort- 
laut unter Berücksichtigung der Regierungs- 
bemerkungen noch einmal revidieren und 
diesen durchgesehenen Text den Regierungs- 
sachverständigen, die für den 1. März 1952 
einberufen worden sind, zustellen. Es wäre 
sogar wünschenswert, daß eine kleine Anzahl 


von Regierungssachverständigen vom Mi- 
nister-Komitee oder von den Beratern der 
Regierung bezeichnet würde, um an der Ta- 
gung der Arbeitsgruppe des Ausschusses für 
Rechts- und Verwaltungsfragen, die auf den 
3. Januar 1952 festgelegt ist, teilzunehmen. 

(b) Abkommenssystem betreffs einer zivi- 
len Prozeßordnung. 

28. Die Absätze 37 und 39 des zweiten 
Ergänzungsberichtes des Minister-Komitees 
erheischen im Geiste der Versammlung eine 
zweifache Feststellung. 

Erstens bemerkt man überraschenderweise, 
daß von Beschlüssen die Rede ist, die von den 
Beratern der Regierungen im Namen des 
Minister-Komitees gefaßt wurden und die 
sowohl das Minister-Komitee, wie die Ver- 
sammlung in einer Frage festlegen, über 
welche nur innerhalb des Minister-Komitees 
Beratungen stattgefunden haben. 

Die zweite Feststellung betrifft den Grund- 
satz des Abschlusses eines Abkommens zwi- 
schen dem Europa-Rat und der Haager Kon- 
ferenz über eine Vereinheitlichung des Pri- 
vatrechtes. 

Bei aller Anerkennung des Wertes dieser 
Institution kann die Versammlung jedoch 
nicht den Wortlaut eines Abkommens unter- 
zeichnen, das die Freiheit seiner eigenen Be- 
ratungen beschränkt. 

Wenn sie andererseits voll und ganz ge- 
neigt ist, in weitem Maße die Hilfe der Kon- 
ferenz für Internationales Privatrecht anzu- 
nehmen, so erinnert sie doch daran, daß sie 
bereits mit Zustimmung des Minister-Komi- 
tees fruchtbare Beziehungen mit dem Institut 
für Vereinheitlichung des Privat rechts in 
Rom angeknüpft hat, die vernünftigerweise 
nicht abgebrochen werden dürfen. 

(c) Europäischer Paß. 

29. Die Versammlung stellt fest, daß die 
Frage eines Europa-Passes, "die anfangs als 
Suche nach einem Mittel aufgefaßt worden 
war, um die Reisefreiheit durch die Terri- 
torien der Mitglieder des Rates sicherzustel- 
len, sich in eine technische Bemühung um- 
gewandelt hat, die Form und den Inhalt der 
von den Mitgliedern ausgestellten Pässe zu 
standardisieren. 

Die Versammlung ersucht das Minister- 
Komitee, doch zum Geiste ihrer anfänglichen 
Empfehlung zurückzukehren. Sie möchte in 
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dieser Hinsicht auf die Versuche hinweisen, 
die z. Z. ein skandinavischer Parlamentsaus- 
schuß macht, der mit Hilfe von Regierungs- 
sachverständigen ein Abkommen ausarbeitet, 
das die Territorien Norwegens, Dänemarks, 
Schwedens, Islands und, wie es scheint, auch 
Finnlands vom Standpunkt der Ein- und 
Durchreise als eine einzige Union unter Fort- 
lassung des Identitätsnachweises auf dem ge- 
samten Territorium dieser besagten Länder 
ansieht. 

Man müßte sich von diesen Arbeiten inspi- 
rieren lassen — so scheint es — und eine ähn- 
liche Anstrengung im weiteren Rahmen des 
Europa-Rates versuchen. 

(d) Friedliche Regelung von Streitigkeiten. 

30. Die Versammlung ersucht das Minister- 
Komitee, den Generalsekretär zu ermächtigen, 
die von den Regierungen eingegangenen Ant- 
worten an die Arbeitsgruppe des Ausschusses 


für Rechts- und Verwaltungsfragen zu über- 
mitteln. 

Der Ausschuß beabsichtigt, diesen Ant- 
worten bei der Untersuchung der Frage 
einer Vereinheitlichung der Rechtsprechung, 
die bereits auf seiner Tagesordnung einge- 
tragen ist, Rechnung zu tragen. 

(e) Erleichterung der Doppelbesteuerung. 

31. Die Versammlung nimmt die vom 
Minister-Komitee abgegebene Erklärung zur 
Kenntnis. 

(f) Europäische Briefmarke. 

32. In Beantwortung der Aufforderung 
des Minister-Komitees, die im Paragraph 45 
seines Berichtes (Dokument 60) enthalten ist, 
hat die Versammlung ihre Ansichten über 
diese Frage in ihrer Entschließung 6 und in 
ihrer Empfehlung 9 zum Ausdruck gebracht, 
die auf die Schaffung einer Europäischen 
Post- und Telegraphen-Union abzielt. 
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Antwort der Beratenden Versammlung auf den zweiten Bericht 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas ] ) 


Die Versammlung beglückwünscht sich zu 
den engeren Beziehungen, die im Laufe des 
vergangenen Jahres mit der OEEC herge- 
stellt werden konnten. Sie dankt dem Mi- 
nister, der der Versammlung den Bericht 
vortrug, für das Entgegenkommen, mit dem 
er auf eine Untersuchung einer Anzahl von 
Fragen zusammen mit dem Ausschuß für 
Wirtschaftsfragen eingegangen ist. 

Sie bringt ebenfalls ihre Dankbarkeit für 
die Unterstützung zum Ausdruck, die ihr die 
OEEC gewährte, als sie der Delegation der 
Versammlung, die kürzlich eine Delegation 
des amerikanischen Kongresses traf, Unter- 
lagen über die europäische Lage zur Verfü- 
gung stellte. 

Beziehungen zwischen den beiden 
Organisationen 

Die beiden Organisationen haben außer- 
ordentlich vielversprechende Formen der Zu- 
sammenarbeit untereinander hergestellt, die 
den größten Wert haben dürften, um sowohl 
der OEEC, als auch der Versammlung bei 
der Verwirklichung ihrer großen Aufgaben 
zu helfen, die sie gemeinsam haben. 

Die Versammlung ist jedoch fest davon 
überzeugt, daß keine der beiden Organisa- 
tionen aus dieser Verbindung solange einen 
vollen Vorteil zu ziehen vermag, wie sie 
nicht in einer gemeinsamen Institution ver- 
einigt sind. Die Versammlung hat ihre An- 
sicht über diese Frage in der Empfehlung 18 
am 18, August 1950 zum Ausdruck gebracht. 
Das Minister-Komitee hat jedoch in seiner 
Antwort erklärt, daß es die Untersuchung 
dieser Frage im Augenblick nicht weiter ver- 
folge, da bereits ein Ausschuß der OEEC auf 
Grund des von der schwedischen Regierung 
eingebrachten Vorschlages, der die Unter- 


i) Diese Antwort ist von der Versammlung im 
Verlaufe ihrer 36. Sitzung am 8. Dezember 1951 
angenommen worden. (Siehe Dokument 103, Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaftsfragen.) 


suchung dieser Frage fordert, bezeichnet wor- 
den sei. Die Versammlung hofft, daß sich 
diese Diskussion nicht übermäßig hinziehen 
möge und, daß das Minister-Komitee seinen 
Einfluß geltend machen werde, um die Ver- 
schmelzung dieser beiden Direktionsorgane 
zu verwirklichen, wie dies von der Versamm- 
lung empfohlen worden ist. 

Erklärung vom August 1951 

Im vergangenen Mai brachte die Versamm- 
lung die Hoffnung zum Ausdruck, die OEEC 
möge imstande sein, in ihrem Ergänzungs- 
bericht die wirtschaftlichen Fragen der Wie- 
derbewaffnung in vollständiger Weise zu be- 
handeln. Die OEEC hat jedoch nur die Mög- 
lichkeit, diese Fragen in allgemeiner Form zu 
erörtern, solange der NATO- Ausschuß, der 
z. Z. die Wiederaufrüstungsprogramme und 
ihre Beziehungen zur Produktionskapazität 
und zur allgemeinen Wirtschaftslage der ver- 
schiedenen Mitgliedsländer prüft, sein Ex- 
pose und seine Grundanalyse noch nicht ab- 
geschlossen hat. 

Die Versammlung stellt jedoch mit Inter- 
esse fest, daß der Rat der OEEC in seiner 
Erklärung vom 29. August 1951 die Auffas- 
sung zum Ausdruck brachte, daß, wenn es 
möglich sein sollte, die Gesamtproduktion 
Westeuropas im Verlaufe der kommenden 
fünf Jahre um 25% zu steigern, man eine 
Verbesserung des Lebensniveaus und auf 
sozialem Gebiet ebenfalls neue Fortschritte 
erzielen könnte, auch wenn man gleichzeitig 
den Verteidigungsbedürfnissen Rechnung 
zu tragen habe. 

Hierbei handelt es sich um eine ermu- 
tigende Erklärung. Sie enthält aber nichts, 
was ein Gefühl der Leichtigkeit rechtfertigen 
könnte, um so weniger, als aus verschiedenen 
Gründen der Rhythmus der Produktionsaus- 
weitung in Westeuropa im Begriff steht, ab- 
zunehmen. Solange die öffentliche Meinung 
die Ursachen nicht begriffen hat, die die wirt- 
schaftliche Wiederaufwärtsentwicklung hem- 
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men, besteht eine ernste Gefahr: es als ge- 
geben zu erachten, daß die Produktionsstei- 
gerung zu gewünschter Zeit mit der Befrie- 
digung aller unserer Bedürfnisse ihren Ab- 
schluß fände, auch wenn wir vielleicht langer 
warten müssen, als man das ursprünglich an- 
genommen habe. Es kommt darauf an, daß 
die Völker Westeuropas sich dessen bewußt 
sind, daß eine 25°/oige Steigerung nur unter 
der Bedingung hartnäckigster Anstrengungen 
erreicht werden kann, und daß man wirk- 
liche Ausnahmemaßnahmen ergreifen muß, 
um die Grundursachen verschwinden zu las- 
sen, die geeignet sind, diese Produktionsent- 
wicklung, ^ die zu verwirklichen die OEEC 
Europa auffordert, zu hemmen. 

Der gefährlichste der Einschränkungsfak- 
toren ist der Mangel an Energiequellen und 
besonders die ungenügende Kohlenproduk- 
tion. Es ist offensichtlich eine ernste Lage, 
wenn Länder wie Großbritannien und 
Deutschland, die normalerweise Kohlen ex- 
portieren, zu massiven, in Dollar zahlbaren 
Käufen schreiten. Man könnte sich vielleicht 
auch fragen, ob es nicht eine Möglichkeit 
gäbe, die wirtschaftlichen, finanziellen und 
politischen Schwierigkeiten zu überwinden, 
die im Augenblick zu dem Ergebnis führen, 
daß Großbritannien aus den Vereinigten 
Staaten halbfertigen Stahl einführt, während 
Belgien und Deutschland Stahl nach Amerika 
liefern und die deutsche Stahlproduktion 
immer noch begrenzt ist und eine Reihe sei- 
ner Werke — und zwar die bestgelegensten 
— still stehen. 

Wenn wir diese und noch andere Hinder- 
nisse überwinden wollen, so ist es unerläßlich, 
der arbeitenden Bevölkerung eine genauere 
Formulierung dessen zu geben, was man von 
ihr erwartet. Die Erfahrung lehrt, daß sta- 
tistische Ziele dieser Art oft weit davon ent- 
fernt sind, erreicht zu werden und daß auf 
jeden Fall ein Ziel, das nur mit allgemeinen 
Worten zum Ausdruck gebracht wird, für 
den Fabrik- oder Landarbeiter immer nur 
wenig bedeutet. Die OEEC würde ihnen weit 
eher helfen, das gesetzte Ziel zu erreichen, 
wenn sie so schnell wie möglich für die 
Hauptsektoren der Industrie und für die 
hauptsächlich in Frage kommenden Länder 
gesonderte Produktionsziele aufstellen würde. 
In diesem Sinne ist die Versammlung der An- 
sicht, daß die Vertreter der interessierten 
Industrien an der Diskussion sowie an der 
Festlegung dieser Ziele teilnehmen müßten. 


Rohstoffe 

Die Anstrengung, die Europa im Laufe 
dieser letzten Jahre gemacht hat, war eben- 
falls ernsthaft durch den Mangel an Roh- 
stoffen, die aus anderen Kontinenten kom- 
men, sowie durch die übertriebene Preis- 
Hausse erschwert. Die Versammlung hat die 
Aufmerksamkeit ganz besonders auf dieses 
Problem gelenkt, als sie im vergangenen 
Mai die Schaffung einer Einkaufs- und Vor- 
ratsstelle für Rohstoffe mit dem doppelten 
Ziel vorschlug: einerseits die Preise zu sen- 
ken und die Märkte durch alle geeigneten 
Maßnahmen zu stabilisieren, andererseits zu 
erreichen, daß ihre Mitglieder einer Zuteilung 
teilhaftig würden, die neben dem laufenden 
Verbrauch auch für die Anlage von Lagern 
auf der Grundlage einer gerechten Verteilung 
und einer gemeinsamen Strategie ausreichte. 

Im Frühling dieses Jahres fand in Washing- 
ton eine internationale Rohstof fkonferenz 
statt, um zu versuchen, verschiedene dieser 
Vorschläge in die Wirklichkeit umzusetzen, 
und das Minister-Komitee unterrichtete die 
Versammlung davon, daß die OEEC sie über 
die Verwirklichung dieser Konferenz auf die- 
sem Gebiet auf dem laufenden halten werde. 
In dem vorliegenden Bericht wird mitgeteilt, 
daß die zu Beginn dieses Jahres unternom- 
mene Aktion zur Abgrenzung der Bevor- 
ratungen tatsächlich eine wahrnehmbare 
Senkung der Preise bewirkt habe, wenn diese 
auch noch weit davon entfernt seien, normal 
zu sein. Obwohl die von der internationalen 
Rohstoffkonferenz unternommene Aktion 
in gewissen Sonderfällen erfolgreich war, so 
war sie doch nicht in der Lage, eine allge- 
meine Koordinierung der Vorrats- und Ein- 
kauf spolitik zu sichern. Die Versammlung ist 
daher der Ansicht, daß man auf internationa- 
ler Ebene eine noch umfassendere Aktion mit 
dem Ziele einleiten müsse, um zu verhindern, 
daß der Konkurrenzkampf auf dem Käufer- 
markt eine neue Serie von Preis-Haussen aus- 
löst. 

Sie gibt der Hoffnung Ausdruck, daß die 
OEEC in die Lage versetzt wird, die gemein- 
samen Interessen der europäischen Völker 
in wirksamerer Weise zu vertreten, als sie 
dies bisher in der Internationalen Rohstoff- 
konferenz hat tun können. 

Des weiteren besteht wenig Hoffnung, die 
gewünschten Ziele zu erreichen, wenn man 
nicht auch die in Europa vorhandenen Ar- 
beitskräfte voll und ganz ausnutzt. Der wei- 
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ter oben erwähnte Bericht der OEEC spielt 
auf dieses Problem nur an. Es handelt sich 
hierbei jedoch um eine Frage von allerhöch- 
ster Wichtigkeit. In einem der Hauptartikel 
des Abkommens, das die Errichtung der 
OEEC betrifft, verpflichten sich die ver- 
tragschließenden Parteien: „in vollkom- 
menster und rationellster Weise ihre verfüg- 
baren Arbeitskräfte auszunutzen“ und „mit 
dem Ziel, die Hindernisse für die Freizügig- 
keit progressiv abzubauen“ zusammen zu 
arbeiten. Wenn man in dieser Richtung hin 
nicht größere Fortschritte erzielt, wird es 
unmöglich sein, die von der OEEC Europa 
gesetzten Ziele zu erreichen. 

Schließlich müßte Europa, wenn es seine 
Produktion um 25% steigern soll, auch seine 
Verkehrsmittel in angemessener Form er- 
weitern. So, wie auch auf anderen Gebieten, 
kann diese Verwirklichung durch eine ge- 
meinsame Aktion — wie etwa durch die 
etappenweise Einrichtung eines gemeinsamen 
Pools an rollendem Material und durch eine 
Koordinierung der Investitionen, gestützt 
auf die wirtschaftlichsten technischen Mög- 
lichkeiten und auf eine Festlegung der bil- 
ligsten Transportarten — außerordentlich 
erleichtert werden. 


Liberalisierung des Handels 

Gerade auf kommerziellem und finanziel- 
lem Gebiet findet man den wichtigsten Bei- 
trag, der durch die OEEC zum Wiederauf- 
bau Europas und zu einer neuen Produk- 
tionsausweitung dieses Kontinents geleistet 
wurde. Wenn auch nur als erste Maßnahme, 
so wurde doch ein beträchtlicher Fortschritt 
schon dadurch erreicht, als man einen großen 
Teil des privaten intereuropäischen Handels 
von Kontingentierungen und anderen quan- 
titativen Beschränkungen befreite, wodurch 
einige Länder sogar das Ziel einer 75%igen 
Liberalisierung erreicht haben. Neue Fort- 
schritte können auf diesem Gebiet jedoch nur 
errungen werden, wenn man auf der „allge- 
meinen Liste“ der liberalisierten Güter eine 
bestimmte Anzahl von Artikeln, in welchen 
die europäische Wirtschaft miteinander in 
Konkurrenz steht, ebenso anführt, wie 
solche Güter, in welchen sie sich gegenseitig 
ergänzen. 

Bei diesem Werk der Liberalisierung muß 
die öffentliche Meinung der OEEC eine tat- 
kräftige Unterstützung bieten, indem sie 


jede Tendenz unterdrückt, auf ergriffene 
Maßnahmen zurückzukommen und erneut 
Beschränkungen einzuführen. Eine solche 
Maßnahme kann nur in gewissen Fällen 
äußerster Dringlichkeit unvermeidlich sein. 
Aber die Tatsache der Wiedereinführung von 
Kontingenten brächte keineswegs der Han- 
delsbilanz eines Landes eine Aufbesserung, 
die dem Volumen der durchgeführten Be- 
schränkung entspräche. Eine Verringerung 
der Einfuhren verringert auch die Ausfuhren 
der Verkaufsländer und ebenfalls im gleichen 
Maße die Möglichkeiten dieser, im Ausland 
einzukaufen, was eine allgemeine Baisse im 
Volumen des Warenaustausches nach sich zu 
ziehen droht. 

Unter den augenblicklichen Umständen ist 
es von größter Wichtigkeit, keine Serie von 
Einfuhreinschränkungen auszulösen. Nach der 
Vorschrift des Liberalisierungs-Kodex, an 
dem alle Länder teilhaben, muß jedes Nach- 
lassen in der Erhaltung des ausgemachten 
Liberalisierungsniveaus der OEEC mitge- 
teilt und von ihr gebilligt werden. Die 
Verpflichtung, den Urteilsspruch der Or- 
ganisation anzuerkennen, stellt sicherlich 
einen gewissen Schutz dar, aber es ist 
wichtig, daß die Regierungen, bevor sie eine 
Maßnahme dieser Art ergreifen, alle Rück- 
wirkungen derselben auf die anderen Mit- 
gliedsländer in Betracht ziehen. 

Die Beratende Versammlung legt ebenfalls 
Wert darauf, die Gefahr aufzuzeigen, die 
darin liegt, anzunehmen, die Wirkung quan- 
titativer Beschränkungen durch erhöhte Zölle 
aufheben zu können: aus diesem Grunde 
unterstreicht sie die Grundsätze ihrer Empfeh- 
lung 11 vom Dezember 1951 über die Er- 
richtung eines „Low Tarif f-Club“ in Europa. 

Die Beratende Versammlung würde die 
Schaffung einer solchen Zone, die für alle 
Länder, die sich ihr anschließen und die Re- 
geln einhalten wollen, offen stünde, als einen 
ersten Schritt zur Bildung einer ausgedehnte- 
ren Freihandelszone erachten. Europa, das 
weit davon entfernt ist, eine wirtschaftliche 
Einheit zu bilden, die sich selbst genügt, son- 
dern in starkem Maße von den Ergänzungs- 
wirtschaften der Rohstofferzeugung in Über- 
see abhängig ist, müßte die Möglichkeiten zur 
Herstellung engerer und geschmeidigerer Be- 
ziehungen zwischen den Mitgliedstaaten des 
Europa-Rates und den mit ihnen verbundenen 
überseeischen Gebieten aufs genaueste prüfen 
— ohne dabei die Entwicklung des Meist- 
begünstigungs-Systems zu vernachlässigen. 
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Die Beratende Versammlung möchte erneut 
die Wichtigkeit unterstreichen, den inter- 
europäischen Zahlungsverkehr zu entwickeln 
und zu einer effektiven Arbeitsteilung im In- 
nern Europas zu gelangen, um auf diese Weise 
zu einem erhöhten Produkrionsniveau zu 
kommen, das europäische Dollar-Defizit zu 
verringern und gegen die Inflation anzu- 
kämpfen. 

Geldpolitik 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Schwie- 
rigkeiten, die man bei dem Bemühen, die In- 
flation zu bekämpfen, antrifft, sehr große 
sind. In hohem Maße entspringt die Inflation 
Kräften, die der Kontrolle der Mitgliedsländer 
der Europäischen Zahlungsunion nicht unter- 
liegen, wie beispielsweise die Spitzen-Hausse 
der Preise für Rohstoffe aus Überseeländern. 
Gleichzeitig ist es jedoch gut, sich ins Ge- 
dächtnis zu rufen, daß es möglich ist, Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der Inflation zu 
ergreifen, und zwar mit Hilfe einer gemein- 
sam abgesprochenen entschlossenen Aktion 
aller Beteiligten. Maßnahmen dieser Art kön- 
ten — und zwar in dem Maße, wie sie durch- 
führbar sind — eine Koordinierung der natio- 
nalen Währungs-, Steuer- und Besdiäftigungs- 
politiken sein oder die Schaffung eines ge- 
schmeidigeren Geldsystems, das es gestatten 
würde, die Wechselkurse einander leichter an- 
zugleichen, um so den Notwendigkeiten wirt- 
schaftlicher Gegebenheiten in einer ständigen 
Evolution begegnen zu können, sowie schließ- 
lich eine internationale Aktion, die geeignet 
wäre, die Rohstoffpreise zu stabilisieren, in- 
dem man Konkurrenzkäufe zur Anlage von 
Vorräten vermeidet. 

Des weiteren sind diejenigen Länder, die 
über eine Aktiv-Bilanz verfügen, geradezu 
verpflichtet, eine wirtschaftliche Expansions- 


politik in dem Maße zu treiben, wie diese im 
Innern keine Inflation nach sich zieht; Länder 
mit einer Passiv-Bilanz hingegen — insbeson- 
dere solche, die einen außerordentlich hohen 
Beschäftigungsstand kennen — sind gezwun- 
gen, eine Deflationspolitik zu betreiben. 

Zum Abschluß möchten wir folgende wich- 
tige Frage anschneiden: das Fehlen von kurz- 
fristigen Handelskrediten stellt einen Faktor 
dar, der für die Entwicklung des internatio- 
nalen Handels einen Schaden bedeutet und 
das Clearing-System dem Einfluß vorüber- 
gehender, saisonbedingter Strömungen unter- 
wirft, sowie anderen Einflüssen, die früher 
normalerweise durch Kredite solcher Art ab- 
geschwächt wurden. Es wäre in gewissem Rah- 
men möglich, gegen diesen Zustand der Dinge 
anzukämpfen, indem man die Kreditmöglich- 
keiten mit größerer Geschmeidigkeit, als dies 
bisher getan wurde, ausnutzt und die konver- 
tiblen Rücklagen erhöht. Die Preis-Hausse 
sowie die Vergrößerung des Außenhandels- 
volumens durch die Wiederaufrüstung machen 
die Anlage von Reserven größeren Stils not- 
wendig, als es jene waren, die vor einem 
Jahr noch ausreichten. Gewisse Schwierig- 
keiten, die sich bei der Europäischen Zahlungs- 
union einstellen, leiten sich von der Tatsache 
her, daß die Handelszone, für die sie die 
Clearing-Rolle übernommen hat, zu begrenzt 
ist, daß aber diese Schwierigkeiten abge- 
schwächt, wenn nicht gar überwunden werden 
könnten, wenn man das Kompensations- 
system auch auf andere Staaten ausdehnen 
würde. In dieser Hinsicht ist die Versammlung 
der Ansicht, daß die Frage der finanziellen 
und monetären Beziehungen zwischen den von 
der Europäischen Zahlungsunion vertretenen 
Wirtschaftsgebieten einerseits und den Über- 
see-Territorien sowie der Sterling-Zone an- 
dererseits eine tiefschürfende Untersuchung 
verdienen. 
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EMPFEHLUNGEN 

Erste von der Versammlung im Laufe des 
zweiten Teils der dritten Tagung ange- 
nommene Empfehlung. 

Empfehlung 8 


Über die Errichtung einer Europäischen 
Landwirtschaftsbehörde 1 ) 

Die Versammlung 

Hat den vom Sonderausschuß für die 
Landwirtschaft vorgelegten Bericht — dessen 
Prinzip sie billigt — zur Kenntnis genommen. 

Sie billigt die von der französischen Re- 
gierung ergriffene Initiative zur Einberufung 
einer Konferenz, die die Gründung einer ge- 
meinsamen Organisation der wichtigsten 
europäischen Landwirtschaftsmärkte ins Auge 
fassen soll, und 

Empfiehlt dem Minister-Komitee: 

(a) Sobald wie möglich im Rahmen des 
Europa-Rates eine Sachverständigen-Konfe- 
renz einzuberufen mit dem Auftrag, auf der 
Grundlage der im oben erwähnten Bericht 
angeführten Prinzipien den Entwurf eines 
Abkommens vorzubereiten, das eine Euro- 
päische Landwirtschaftsbehörde errichtet, 

(b) Diejenigen Länder zur Teilnahme an 
dieser Konferenz aufzufordern, die — ohne 
Mitglieder des Europa-Rates zu sein — Mit- 
glieder der OEEC sind, 

(c) Den Regierungssachverständigen Ver- 
treter der Produzenten beizuordnen, und 

(d) Diese Konferenz in enger Verbindung 
mit den verschiedenen zuständigen inter- 
nationalen Organismen zusammen arbeiten 
zu lassen und die Beratende Versammlung 
des Europa-Rates regelmäßig über die Ent- 
wicklung ihrer Arbeiten informiert zu halten. 


i) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 28. Sitzung, am 1. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 4 und Zusatz, Bericht 
des Sonderausschusses für Landwirtschaftsfragen). 


Empfehlung 9 

Über die Einrichtung einer Post-Union 
zwischen den Mitgliedstaaten 
des Europa-Rates 1 ) 

Die Versammlung 

Stellt fest, daß der Ausschuß für Wirt- 
schaftsfragen im Verlaufe seiner Unter- 
suchungen, die der Frage einer europäischen 
Briefmarke gewidmet waren, das Interesse 
unterstrichen hat, welches darin bestehen 
würde, eine Herabsetzung der Posttarife 
zwischen den Mitgliedern des Europa-Rates 
ins Auge zu fassen, und 

Sie erkennt an, daß die Festsetzung der 
Tarife auf einer möglichst niedrigen Basis, 
die schnelle Postbeförderung durch eine Ver- 
einheitlichung des Transportes auf dem Luft- 
weg ohne Aufschlag, die Verbesserung der 
Post-, Telephon- und Telegraphendienste 
sowie die Schaffung von weiteren Erleichte- 
rungen für die Benutzer — neben einer be- 
trächtlichen psychologischen Wirkung — von 
außerordentlicher Wichtigkeit für den inter- 
europäischen Handel sein würden, 

Sie nimmt die Tatsache zur Kenntnis, daß 
eine Post-Union — unter Zugrundelegung des 
Inlandstarifes — bereits zwischen zwei Mit- 
gliedern des Rates, nämlich Frankreich und 
Italien, besteht und 

Fordert 

1. Das Generalsekretariat auf, mit Dring- 
lichkeit die Untersuchung des gesamten Pro- 
blems mit dem Ziele fortzusetzen, eine mög- 
lichst vollkommene Dokumentation zusam- 


*) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 32. Sitzung, am 5. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 54, Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen). 
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menzustellen und ein Memorandum der Syn- 
these vorzulegen. 

Sie empfiehlt 

2. Dem Minister-Komitee: 

(a) Alles ins Werk zu setzen, um die 
schnelle Verwirklichung einer Post-Union — 
die der bereits zwischen Frankreich und 
Italien bestehenden entspricht — zwischen 
allen Mitgliedstaaten sicherzustellen, 

(b) die in Aussicht genommenen Erleich- 
terungen für die postalischen Beziehungen 
auch auf die Telephonverbindungen zu er- 
weitern, indem man nur die Entfernungen 
und nicht die Grenzen, die die verschiedenen 
Länder trennen, berücksichtigt, 

(c) eine Konferenz für die europäischen 
Post- und Tele-Verbindungen einzuberufen, 
die die Aufgabe hätte, auf der Grundlage der 
vom Generalsekretariat durchgeführten Vor- 
arbeiten die oben genannten Ziele zu ver- 
wirklichen. 


Empfehlung 10 

Über eine gemeinsame Vollbeschäftigungs- 
politik 1 ) 

Die Versammlung 

Erinnert an die Worte ihrer Empfehlung 25 
(Zweite Tagung, 1950, Dok. 103) vom Monat 
August 1950, die verlangte, daß jeder Mit- 
gliedstaat aufgefordert werden solle, ihr ein 
„Vollbeschäftigungsziel“ sowie gewisse zu- 
sätzliche Unterlagen über interne Maßnah- 
men zu unterbreiten, die er zur Verwirk- 
lichung der Vollbeschäftigung und zur Auf- 
rechterhaltung der wirtschaftlichen Stabilität 
zu ergreifen gedenkt, 

Sie nimmt von der Tatsache Kenntnis, 
daß das Minister-Komitee diese Empfehlung 
an die Mitgliedstaaten weitergeleitet hat, mit 
der Aufforderung, ihre Antworten bis zum 
1. Februar 1951 dem Generalsekretariat zu- 
kommen zu lassen, 

Sie lenkt die Aufmerksamkeit des Minister- 
Komitees auf den Umstand, daß im Mai 1951 


*) Diese Empfehlung wurde von der Versamm- 
lung im Laufe ihrer 32. Sitzung, am 5. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 65, dritter Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaftsfragen). 


nur 9 Regierungen ihre Antworten übermit- 
telt und daß Anfang November noch immer 
zwei Regierungen diesem Ersuchen nicht 
stattgegeben hatten. 

Sie stellt weiter fest, daß eine einzige Re- 
gierung — diejenige des Vereinigten König- 
reiches — sich ein Vollbeschäftigungsziel ge- 
setzt hat, und ,daß die von verschiedenen 
anderen Mitgliedsregierungen übermittelten 
Antworten keine näheren Einzelheiten ent- 
halten, die es gestatten würden, sich ein Bild 
über ihre wirtschaftliche Lage oder über den 
allgemeinen Charakter ihrer Wirtschafts- 
politik zu machen. 

Sie nimmt schließlich Bezug auf die von 
den Mitgliedstaaten erteilten Antworten über 
ihre Beschäftigungslage 2 ) wie auch auf die 
Rückschlüsse, die nach der Untersuchung die- 
ser Antworten 3 ) formuliert wurden und 

Unterstreicht folgende Aspekte der Be- 
schäftigungslage in den Mitgliedstaaten des 
Europa-Rates: 

(a) Das Hauptproblem, das sich bei der 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten stellt, ist eine 
Folge des übermäßigen Druckes der Arbeits- 
nachfrage; andererseits ist die Arbeitslosigkeit, 
die in Westeuropa herrscht, in erster Linie 
auf Deutschland, Griechenland, Italien und 
die Türkei beschränkt. 

(b) Im Falle Griechenlands und der Türkei 
ist es — infolge des schwachen Industrie- 
potentials dieser Länder — unmöglich die 
Arbeitslosen in das wirtschaftliche Leben 
wieder einzugliedern. Das Heilmittel für 
diese Situation muß hier in einer Politik der 
Industrialisierung und Auswanderung gesucht 
werden, ohne deshalb die Agrarpolitik zu 
vernachlässigen. Es kommt in der Tat darauf 
an, zu unterstreichen, daß das Problem der 
Vollbeschäftigung und Industrialisierung in 
Ländern des Europa-Rates, die wirtschaftlich 
zurückgeblieben sind, engstens mit ihrer 
Agrarlage verknüpft ist. ihre wirtschaftliche 
Entwicklung wirft tatsächlich ein doppeltes 
Problem auf: erstens neue Möglichkeiten 
auf ihrem eigenen Territorium sowie auch 
auf den Territorien der Mitgliedländer und 
der von diesen abhängenden Überseeländer für 


2 ) Siehe dritte Tagung 1951: Dokument 65, Memo- 
randum, das dem Bericht beigefügt war. 

3 ) Siehe dritte Tagung 1951: Dokument 65 (Aus- 
einandersetzung der Motive). 
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diejenigen Personen zu finden, die infolge 
der Mechanisierung und der Modernisierung 
dieses Arbeitssektors ihre Beschäftigung in 
der Landwirtschaft verloren haben — was 
andererseits neue Investitionen auf besagten 
Mutterterritorien oder Uberseegebieten im 
Bergbau und in der Produktionsindustrie 
notwendig macht — und zweitens sichere Ex- 
portauswege für den Überschuß der land- 
wirtschaftlichen Produktion zu finden — 
was wiederum die weitere Mechanisierung 
der Landwirtschaft einschließt — . 

(c) Die in Deutschland verzeichnete Ar- 
beitslosigkeit, die bis zu einem gewissen 
Grade der Nichtausnutzung seiner vollen 
industriellen Kapazität entspricht, ist die 
Folge von verschiedenen Faktoren, wie bei- 
spielsweise des ständigen Zustroms von 
Flüchtlingen, der Wohnungsnot in denjeni- 
gen Gebieten, wo die industrielle Kapazität 
nicht voll ausgenutzt ist, sowie der poli- 
tischen Zerrissenheit Deutschlands. 

(d) Im Falle Italiens, wo ein Teil der Pro- 
duktionskapazität ebenfalls ungenutzt ist, 
tragen das schnelle Anwachsen der Bevöl- 
kerung sowie die Tatsache, daß Süditalien 
gewissermaßen als ungenügend entwickelte 
Region angesehen werden muß, dazu bei, das 
Problem der Arbeitslosigkeit zu erschweren. 

(e) Auf internationaler Ebene würden 
eine bessere internationale Verteilung der 
Rohstoffe sowie die Annahme von gemein- 
sam abgesprochenen Maßnahmen zur Erleich- 
terung einer größeren Beweglichkeit von Ar- 
beitskräften und Kapitalien entschieden dazu 
beitragen, das Problem der Arbeitslosigkeit 
sowie auch das Problem der Inflation — das 
sich zur Zeit in Westeuropa stellt — zu 
lösen. 

(f) Es ist jedoch noch notwendiger, daß 
jeder Mitgliedstaat auf seiner nationalen 
Ebene eine wirksame und hartnäckige Po- 
litik in dieser Hinsicht befolgt, und es kommt 
darauf an, die grundsätzliche Verantwortung 
nicht zu vernachlässigen, die jeder Regierung 
hinsichtlich der Notwendigkeit obliegt, ein 
möglichst hohes und stabiles Beschäftigungs- 
niveau aufrecht zu erhalten und dabei gleich- 
zeitig gegen den inflationistischen Druck an- 
zukämpfen. 

Die Versammlung unterstreicht die Wich- 
tigkeit, die sie ihrer Empfehlung 5 vom Mai 
1951 beimißt und welche die Einberufung 
einer Konferenz durch den Europa-Rat und 


die OEEC empfahl, die mit der Ausarbei- 
tung eines europäischen Abkommens über 
die Vollbeschäftigung und wirtschaftliche 
Stabilität beauftragt wäre. Diese Konferenz 
könnte sich durch die Schlußfolgerungen des 
Berichtes über die „Ziele der Vollbeschäf- 
tigung und das Problem der europäischen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit" inspirieren 
lassen. Dieser Bericht war gemäß dem Be- 
schluß des Minister-Komitees an alle Mit- 
gliedstaaten zur Beachtung übermittelt 
worden. 

Die Versammlung fordert 

1. Erneut, daß jedes Mitgliedsland sein 
„Vollbeschäftigungsziel" mitteilt, und 

2. Empfiehlt dem Minister-Komitee: 

(a) daß jeder Mitgliedstaat zu einer erneu- 
ten Prüfung seiner Wirtschaftspolitik unter 
den oben erwähnten Gedankengängen schrei- 
tet, 

(b) daß jeder Mitgliedstaat so schnell wie 
möglich zu der von der Beratenden Versamm- 
lung am 15. Mai 1951 angenommenen Emp- 
fehlung 7 über die Errichtung einer Zentral- 
stelle für den Ankauf und die Bevorratung 
mit Rohstoffen Stellung nimmt, 

(c) daß jeder Mitgliedstaat von sich aus 
dem Generalsekretariat 

(i) zweimal im Jahr, und zwar im Februar 
und im August, die letzten vorhandenen 
Nachrichten über den Beschäftigungsstand so- 
wie über die Preise auf seinem Territorium 
übermittelt nebst allen Unterlagen, die es 
gestatten würden, sich ein Bild über seine 
wirtschaftliche Lage zu machen — wie etwa 
solchen über sein Nationaleinkommen oder 
seine Wirtschaftspolitik — , 

(ii) des weiteren eine Abschrift der Ant- 
worten auf die verschiedenen Anfragen sei- 
tens des Wirtschafts- und Sozialrates der VN 
über die wirtschaftliche Lage in den Mitglied- 
staaten einreicht. 

Sie beauftragt 

3. Den Generalsekretär zu einer Analyse 
dieser Nachrichten in Zusammenarbeit mit den 
anderen interessierten internationalen Orga- 
nisationen sowie mit unabhängigen Sachver- 
ständigen zu schreiten und seine Schlußfolge- 
rungen dem Ausschuß für Wirtschaftsfragen 
zur Kenntnis zu bringen. 
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Empfehlung 11 

über eine gemeinsame Politik im Hinblick 
auf einen Abbau der Europäischen 
Zollschranken x ) 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß die Mitgliedstaaten 
als eines ihrer Ziele die Ausschaltung aller 
Hemmnisse ihres Handels miteinander ins 
Auge fassen müssen, daß aber eine Aktion, 
die lediglich auf die Abschaffung der quanti- 
tativen Beschränkungen begrenzt ist, ins- 
besondere dann nicht ausreicht, wenn sie nur 
den privaten Handel unter Ausschluß des 
staatlichen Handels betrifft, 

Sie erachtet es für besonders wichtig, daß 
die Mitgliedstaaten eine gemeinsame Politik 
im Hinblick auf einen Abbau der Zollschran- 
ken in Europa führen, 

Sie ist weiter der Ansicht, daß eine der- 
artige Politik darauf gerichtet sein muß, zu- 
nächst einen „Plafond“ abzugrenzen, über 
welchen hinaus kein Zoll zugelassen werden 
soll, und dann etappenweise zu einem Abbau 
der Zolltarife für den größten Teil des 
innereuropäischen Handels zu schreiten. 

Sie schlägt 

1. Als Direktive einer solchen Politik nach- 
folgende drei Prinzipien vor: 

(a) Die Hohen Vertragschließenden Par- 
teien verpflichten sich, nach einem Zeitraum, 
den das Abkommen festsetzen soll, und der 
unter allen Umständen die vorgesehene 
Periode für die Verwirklichung der schritt- 
weisen Etappen des Vorhabens nicht über- 
schreiten darf, untereinander keinen Zoll 
aufrecht zu erhalten, dessen Höhe mehr als 
35 % beträgt. 

Um den Hohen Vertragschließenden Par- 
teien die Anwendung dieses oben erwähnten 
Prinzips zu erleichtern, steht es denjenigen 
Staaten frei, die hohe Zölle fiskalischen Cha- 
rakters haben, diese Zölle innerhalb des oben 
erwähnten Zeitraumes in Inlands-Steuern 
umzuwandeln, die nicht diskriminierend sifid 
(da sie gleichermaßen Importerzeugnisse wie 
Nationalerzeugnisse treffen). 


!) Diese Entschließung wurde von der Versamm- 
lung im Laufe ihrer 33. Sitzung, am 6. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 62, Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen). 


(b) Die Hohen Vertragschließenden Par- 
teien verpflichten sich, auf Produkte, die von 
anderen Vertragschließenden Parteien stam- 
men, weder Einfuhrzölle aufrechtzuerhalten 
noch aufzuerlegen, die höher als 5 % für 
Rohstoffe, 15 % für Halbfertigwaren und 
25 °/o für Fertigwaren sowie für Nahrungs- 
mittel sind. 

Die unter Abschnitt (a) im zweiten Absatz 
angeführte Bestimmung über die mögliche 
Umwandlung eines Teiles der Zölle in In- 
lands-Steuern läßt sich ebenfalls in den oben 
erwähnten Fällen anwenden. 

Während des ersten Jahres soll sich die im 
ersten Absatz des vorliegenden Abschnittes 
vorgesehene Abmachung nur auf 70 °/o des 
gesamten Einfuhrhandels eines jeden Landes 
für eine jede der oben erwähnten Kategorien 
erstrecken; während des zweiten Jahres wei- 
tet sich diese Abmachung auf 80 % und 
während des dritten Jahres auf 90 °/o aus. 
Vor Ende des dritten Jahres verpflichten sich 
die Hohen Vertragschließenden Parteien, das 
Verfahren festzulegen und die Bedingungen 
auszuarbeiten, unter denen die oben defi- 
nierten Abgaben — soweit es sich um Ein- 
fuhrzölle handelt — auf die Gesamtheit ihrer 
Minimum- Zolltarife angewandt werden 
sollen. 

Die Hohen Vertragschließenden Parteien 
verpflichten sich, Verhandlungen zur Fest- 
setzung besonderer „Plafonds“ für diejenigen 
Waren anzuknüpfen, die den innereuro- 
päischen Handel besonders interessieren. 

(c) Das Abkommen soll für alle Staaten 
und Zollgebiete unabhängiger Art, die die 
Verpflichtung, welche dasselbe enthält, an- 
nehmen, offenstehen. 

Die Versammlung ist jedoch der Ansicht, 
daß die Annahme der oben genannten drei 
Prinzipien nur eine Etappe in Richtung auf 
eine Europäische Zollunion darstellt. Sie 
glaubt 

2., Daß man — sei es im Abkommen, das 
von den Vertragschließenden Parteien unter- 
zeichnet werden soll, sei es im Schlußakt der 
Konferenz, wo diese Bestimmungen ange- 
nommen werden sollen — eine Verfügung 
einflechten muß, nach welcher sich die Staa- 
ten verpflichten, nach Ablauf einer vernünf- 
tigen Zeitspanne eine Konferenz einzube- 
rufen, die beauftragt wäre, einen Entwurf 
für die völlige Aufhebung der Zölle zwischen 
den beteiligten Ländern zu prüfen. 
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Sie verurteilt 

3. Die quantitativen Beschränkungen als 
Schutzmittel und erklärt erneut, daß diesel- 
ben niemals zur Wirkung haben dürften, die 
Tragweite des in den vorangehenden Ab- 
sätzen vorgesehenen Zoll-Abbaues zu neutra- 
lisieren oder abzumildern. 

Sie beauftragt 

4. Das Generalsekretariat mit den großen 
offiziellen Organisationen, die an diesen Pro- 
blemen interessiert sind, Verbindung zu 
halten, insbesondere in Zusammenarbeit mit 
der GATT die Fragen technischer Art zu 
prüfen, die die Anwendung der drei oben 
genannten Prinzipien aufwirft, um auf diese 
Weise zu einem detaillierten Plan für die 
Verwirklichung eines „Low-Tariff-Club“ zu 
gelangen — eines Planes, der den besonderen 
Schwierigkeiten eines jeden Staates Rechnung 
trägt — sowie die Möglichkeiten zu prüfen, 
einen Index aufzustellen, der dazu bestimmt 
wäre, das Tarifniveau, das von den verschie- 
denen Mitgliedstaaten gehandhabt wird, zu 
messen. 

Sie beauftragt 

5. Den Ausschuß für Wirtschaftsfragen 
sowie das Generalsekretariat in Zusammen- 
arbeit mit denjenigen internationalen Insti- 
tutionen, die sich mit diesen Fragen beson- 
ders beschäftigen, die Konsequenzen zu prü- 
fen, die in den verschiedenen Ländern als 
Folge einer solchen Reform vorauszusehen 
sind, und zwar vom Gesichtspunkt der Be- 
schäftigung von Arbeitskräften sowie ihrer 
möglichen Transferierung von der einen zur 
anderen Tätigkeit aus. 

Sie beauftragt 

6. Das Generalsekretariat, sich wenn mög- 
lich den Arbeiten des Sonderausschusses an- 
zuschließen, der von den Vertragschließen- 
den Parteien für ein Abkommen über Zoll- 
tarife und Handelsfragen im Oktober 1951 
in Genf ins Leben gerufen wurde, und der 
den Auftrag erhielt, die vorgebrachten An- 
regungen zur Herabsetzung der Zolltarife 
in regionalem Rahmen zu prüfen und eben- 
falls den Vorschlag des französischen Mi- 
nisterpräsidenten Pflimlin zu untersuchen. 

Sie empfiehlt 

7. Dem Minister-Komitee, die in der vor- 
liegenden Empfehlung enthaltenen Vor- 
schläge den Regierungen zur Kenntnis zu 
bringen und sie zu ersuchen, Anregungen 


über die geeignetsten Mittel für die Ver- 
wirklichung derselben zu machen (Inter- 
nationale Konferenz; Gemeinsame Aktion im 
Rahmen des Allgemeinen Abkommens etc.) 
und 

Empfiehlt des weiteren 

8. Dem Minister-Komitee, die Regierungen 
der Mitgliedstaaten aufzufordern, jede Ab- 
änderung ihrer Tarife dem Generalsekretariat 
mitzuteilen, welches für ihre Veröffent- 
lichung sorgen wird. 

Empfehlung 12 

Über die Schaffung einer Vereinigung der 

Europäischen Luftfahrtgesellschaften x ) 

Die Versammlung 

Verweist auf die Empfehlung 7, die am 
26. August 1950 über eine Koordinierung der 
europäischen Verbindungen angenommen 
worden war, 

Sie hat die Lage der verschiedenen euro- 
päischen Transportmöglichkeiten erwogen 
und es als wünschenswert erachtet, durch 
Schaffung einer europäischen Transport- 
behörde eine Koordinierung durchzuführen, 

Sie ist 

1. Der Ansicht, daß die Betriebsbedingun- 
gen, unter denen die verschiedenen euro- 
päischen Luftfahrtgesellschaften tätig sind, 
insbesondere eine Koordinierung der Luft- 
transporte erheischen. 

Sie empfiehlt infolgedessen 

2. Dem Minister-Komitee die sofortige 
Einberufung einer Konferenz von Regierungs- 
Sachverständigen sowie von Vertretern der 
verschiedenen europäischen Luftfahrtgesell- 
schaften, die zum Ziele hätte: 

(a) die Möglichkeit der Bildung einer Ver- 
einigung der Fluggesellschaften zu prüfen, die 
unter noch festzulegenden Bedingungen die 
Aufgabe hätte, den Luftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten zu übernehmen, oder 

(b) einen Bericht über andere Methoden zu 
geben, die geeignet sein könnten, durch eine 
engere Zusammenarbeit einen wirtschaftlich 
gesunden Betrieb der europäischen Luft- 
transporte sicherzustellen. 

!) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 34. Sitzung, am 7. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 59, Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen). 
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Empfehlung 13 

Über das Problem der Flüchtlinge und des 
Bevölkerungsüberschusses 1 ) 

Die Versammlung 

Hat den Bericht des Minister-Komitees über 
das Problem der Flüchtlinge und des Bevölke- 
rungsüberschusses zur Kenntnis genommen und 
stellt ihr volles Einverständnis mit dem Geist 
und den Schlußfolgerungen dieses Berichtes 
fest, 

Sie ist im übrigen der Ansicht, daß es un- 
erläßlich ist, die europäische Aktion zur Lö- 
sung dieses Problems der Flüchtlinge und des 
Bevölkerungsüberschusses zu koordinieren und 
zu vertiefen, 

Sie empfiehlt 

1. Dem Minister-Komitee die Bildung eines 
„Besonderen Verbindungs-Ausschusses“, dessen 
Mitglieder vom Gemischten Ausschuß des 
Europa-Rates benannt werden und der drei 
Mitglieder des Minister-Komitees sowie drei 
Mitglieder des Ausschusses für Bevölkerung 
und Flüchtlinge umfassen soll, die aus einer 
Liste von sechs Mitgliedern ausgewählt wer- 
den, die der Ausschuß für Bevölkerung und 
Flüchtlinge aufstellen soll. 

(a) Dieser Besondere Verbindungs- Ausschuß 
würde zur Aufgabe haben, indem er sich auf 
die Arbeiten des Ausschusses für Bevölkerung 
und Flüchtlinge stützt: 

(i) Hinsichtlich der Flüchtlinge und des Be- 
völkerungsüberschusses die Ziele einer gemein- 
samen europäischen Politik festzulegen und 
die Tätigkeit des Europa-Rates auf diesem 
Gebiet zu koordinieren. 

(ii) Die allgemeinen Prinzipien einer Politik 
abzugrenzen, die auf die Wiedereingliederung 
der Flüchtlinge und der Arbeitslosen abzielt. 

(iii) Auf internationaler Ebene durch eine 
solidarische Aktion der Auswanderungs- und 
Einwanderungsländer Mittel und Wege auf- 
zuzeigen, die geeignet sind, konkrete Lösun- 
gen zum Problem der Flüchtlinge und des 
Bevölkerungsüberschusses zu bringen. 

(iv) Die öffentliche Meinung aufzuklären, 
sowie die notwendigen Informationen zu 
sammeln, damit die Parlamente und dieRegie- 


i) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 34. Sitzung, am 7. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 72, Bericht des Sonder- 
ausschusses für Flüchtlinge). 


rungen der Mitgliedsländer die von der Lage 
geforderten konkreten Maßnahmen ergreifen 
können. 

(b) Zu diesem Zweck wird der Besondere 
Verbindungs- Ausschuß : 

(i) konkrete Pläne — auf der Grundlage 
der allgemeinen Prinzipien, von denen in Ab- 
satz (ii) des Abschnittes (a) die Rede ist — 
einer Wiedereingliederung und Wiederseß- 
haftmachung — sowohl in Europa wie in den 
Uberseeländern — prüfen, indem er eine der- 
artige geographische Verteilung anstrebt, daß 
der Bevölkerungsdruck, wie er im Augenblick 
an den Grenzen gewisser Mitgliedstaaten des 
Europa-Rates besteht, vermieden wird, 

(ii) die nötigen Wege zur Finanzierung die- 
ser Pläne vorschlagen, 

(iii) geeignete Maßnahmen für die Erhal- 
tung der kulturellen Interessen und zur Er- 
leichterung der Berufsausbildung junger 
Flüchtlinge in Vorschlag bringen, 

(iv) eine ständige Fühlungnahme mit den 
qualifizierten Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten des Europa-Rates, mit der 
OEEC, mit dem Hochkommissariat der VN 
für Flüchtlinge sowie mit den zwischenstaat- 
lichen Organisationen, die sich mit Flücht- 
lingsfragen oder dem Bevölkerungsüberschuß 
oder auch mit Auswanderungsfragen befassen, 
herstelleri, und zwar mit dem Ziel, ihre Tätig- 
keit anzuspornen und jede Doppelarbeit zu 
vermeiden, 

(v) Beziehungen zu den repräsentativen 
Flüchtlingsorganisationen sowie zu den religi- 
ösen oder laizistischen Wohltätigkeits- und 
Hilfsorganisationen, nationaler und internatio- 
naler Art aufnehmen, und 

(vi) sich bemühen, auf dem Gebiete des 
Rechtsschutzes der Flüchtlinge bei den Mit- 
gliedstaaten des Europa-Rates durchzusetzen, 
daß diese den Flüchtlingen wenigstens das 
Rechtsstatut zubilligen, das im Abkommen 
über den Status der Flüchtlinge — das .am 
28. Juli 1951 in Genf unterzeichnet wurde — 
vorgesehen ist und daß sie im übrigen soweit 
wie möglich die Freizügigkeit der Flüchtlinge 
erleichtern. 

Sie empfiehlt 

2. Dem Minister-Komitee im Hinblick auf 
die Aufrechterhaltung einer Kontinuität der 
Tätigkeit des Europa-Rates auf Vorschlag des 
Besonderen Verbindungs-Ausschusses einen 
„Sonder-Repräsentanten“ zu ernennen, der 
unter den markanten Persönlichkeiten des 
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europäischen Lebens gewählt werden soll und 
der mit Hilfe einer Delegation des Besonderen 
Verbindungs-Ausschusses den Europa-Rat bei 
den verschiedenen internationalen Organisa- 
tionen in allen Flüchtlings- und Bevölkerungs- 
überschußfragen zu vertreten hätte, und in 
dieser Hinsicht jede Initiative anregen müßte, 
die darauf abzielt, Verhandlungen zwischen 
den verschiedenen Regierungen der Mitglied- 
staaten des Europa-Rates anzuknüpfen sowie 
schließlich die Durchführung der Maßnahmen, 
die ergriffen werden müssen, zu aktivieren. 

Die Versammlung empfiehlt 

3. Dem Minister-Komitee, bevor es eine 
endgültige Entscheidung über die eventuelle 
Schaffung eines europäischen Amtes für 
Flüchtlinge und Bevölkerungsüberschuß fällt 
— deren Prüfung es sich ja Vorbehalten hat — 
diesen Vorschlag dem Besonderen Verbin- 
dungs-Ausschuß zur Untersuchung zuzuleiten, 
der seinerseits dem Minister-Komitee einen 
näher motivierten Bericht unterbreiten wird. 


Empfehlung 14 

Über die Annahme einer gemeinsamen Politik 
auf sozialem Gebiet durch die Mitgliedstaaten 
des Europa-Rates *) 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß die europäische Gesell- 
schaft die Achtung vor der Würde des Men- 
schen zur Grundlage und eine Verbesserung 
ihrer Bedingungen zum Ziel hat, 

Sie ist des weiteren der Ansicht, daß die 
Vereinheitlichung der sozialen Gesetzgebung 
bei den Mitgliedstaaten eine grundlegende 
Etappe in Richtung auf eine europäische Ver- 
einigung darstellen würde, sie empfiehlt daher 
dem Minister-Komitee die Annahme einer ge- 
meinsamen Politik auf sozialem Gebiet durch 
die Mitgliedsländer des Europa-Rates. 

(a) Europäischer Kodex für soziale Sicher- 
heit. 

Die Bemühungen des Europa-Rates, die 
auf die Schaffung eines Europäischen Kodex 
für soziale Sicherheit — entsprechend der 
Empfehlung 28 der Versammlung, die am 
24. August 1950 angenommen wurde — ab- 


1) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 34. Sitzung, am 7. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 67, Bericht des Aus- 
schusses für Soziale Fragen). 


zielen, müssen in enger Zusammenarbeit mit 
der Internationalen Organisation für Arbeit 
weiter verfolgt werden, 

(b) Europäische Arbeitsprobleme. 

Um den Bedürfnissen zu entsprechen, die 
als Begründung für die Empfehlung 3 der 
Versammlung, die am 14. Mai 1951 ange- 
nommen wurde, Vorlagen, muß der Europa- 
Rat wirksam zur Lösung des europäischen Ar- 
beitsproblemes beitragen. 

(c) Unterkünfte. 

Es käme darauf an, der Empfehlung 31 der 
Versammlung, die am 26. August 1950 ange- 
nommen wurde, Wirksamkeit zu verleihen. 

Diese Empfehlung fordert, daß ein Sach- 
verständigenausschuß ein Programm zur Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiete des Wohnungs- 
wesens ausarbeitet und empfiehlt die Bildung 
eines technischen Konstruktionszentrums. 

(d) Ratifikation von Arbeitsabkommen. 

Es käme des weiteren darauf an, im Rah- 
men des Europa-Rates eine gemeinsame Ak- 
tion zugunsten einer allgemeinen Ratifizierung 
von internationalen Arbeitsabkommen einzu- 
leiten und zwar so, wie sie von der Inter- 
nationalen Organisation für Arbeit angenom- 
men worden sind. Zu diesem Zweck müßte 
ein Sachverständigenausschuß für Fragen der 
Arbeitsbedingungen gebildet werden, um die 
Hindernisse zu untersuchen, die sich in den 
Mitgliedstaaten einer Ratifizierung dieser Ab- 
kommen entgegenstellen, sowie Mittel und 
Wege für eine Beschleunigung der Ratifikation 
zu finden. 

(e) Folgen sozialer Art der im Rahmen der 
Organisation für Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit Europas (OEEC) durchgeführten Ak- 
tion. 

Der Europa-Rat muß die sozialen Folgen 
der von den europäischen Staaten im Rahmen 
der OEEC durchgeführten Aktion und ins- 
besondere die Maßnahmen hinsichtlich der 
Wanderarbeit in Europa genau verfolgen. 

(f) Beziehungen zwischen dem Europa-Rat 
und den Sonderbehörden. 

Der Europa-Rat muß die sozialen Folgen 
der Errichtung und der Tätigkeit der Sonder- 
behörden — insbesondere der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl — genau 
beobachten. Es käme besonders darauf an, 
alle jene Gefahren aufzudecken, die in der 
Tätigkeit der Sonderbehörden für die bei den 
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Mitgliedstaaten des Europa-Rates in Kraft 
befindlichen sozialen Bedingungen liegen. Er 
müßte des weiteren eine gemeinsame Politik 
derjenigen Mitgliedstaaten in die Wege leiten, 
die diesen Gefahren entgegenzutreten beab- 
sichtigen. In zweiter Linie — im Rahmen 
einer Politik auf lange Sicht — muß der 
Europa-Rat die gemeinsamen Bestimmungen 
untersuchen, die die Staaten, welche an Son- 
derbehörden beteiligt sind, auf sozialem Ge- 
biet annehmen könnten. 

(g) Fühlungnahme zwischen den Sozialver- 
waltungen der Mitgliedstaaten. 

Es wäre Pflicht des Europa-Rates, Metho- 
den zu prüfen, die es gestatten würden, regel- 
mäßige Fühlungnahmen zwischen den Sozial- 
verwaltungen der Mitgliedstaaten unter Beob- 
achtung derjenigen Erfahrungen herzustellen, 
die von den Signatarmächten des Brüsseler 
Paktes, sowie den skandinavischen Ländern 
auf diesem Gebiet gemacht worden sind. 

(h) Allgemeine Feststellungen. 

Der Europa-Rat muß sich bemühen, auf 
sozialem Gebiet jede Doppeltätigkeit mit den- 
jenigen Arbeiten zu vermeiden, die von ande- 
ren bestehenden Organisationen durchgeführt 
werden. Er muß sich der unumgänglich not- 
wendigen Koordinierung dieser verschiedenen 
Arbeiten in Zusammenarbeit mit diesen Or- 
ganisationen zuwenden. 

Empfehlung 15 

Über ein Zusatzprotokoll zur Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten 1 ) 

Die Versammlung 

Flat sich mit dem Entwurf des Zusatzpro- 
tokolls zur Konvention zum Schutz der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten befaßt und 

Empfiehlt dem Minister-Komitee, daß der 
Entwurf folgendermaßen abgeändert wird: 

ARTIKEL 1 

gleichlautend 


!) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 35. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 93, Bericht des Aus- 
schusses für Rechts- und Verwaltungsfragen). 


ARTIKEL 2 

Niemandem darf das Recht auf Erziehung 
abgesprochen werden. Bei der Ausübung sei- 
ner Funktionen, die er auf dem Gebiete der 
Erziehung und des Unterrichtes einnimmt, 
achtet der Staat das Recht der Eltern, diese 
Erziehung und diesen Unterricht gemäß ihrer 
religiösen und philosophischen Überzeugung 
sicherzustellen. 

ARTIKEL 3—6 

gleichlautend 


Empfehlung 16 

Über die Ergreifung von vorbereitenden 
Maßnahmen im Hinblick 1 ) auf den Ab- 
schluß eines europäischen Auslieferungs- 
Abkommens 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß es notwendig ist, ein 
europäisches Auslieferungs-Abkommen für die 
Bestrafung von Verbrechern abzuschließen, 
die auf dem Gebiet eines der Mitglieder des 
Europa-Rates ein Verbrechen begangen und 
sich auf das Gebiet eines anderen Mitgliedes 
geflüchtet haben. 

Sie ist weiter der Ansicht, daß es wün- 
schenswert ist, mit Hilfe einer gemeinsamen 
Aktion das System, auf Grund dessen heute 
eine Auslieferung bewilligt oder verweigert 
wird, zu verbessern. 

Sie empfiehlt dem Minister-Komitee: 

(a) Daß die Regierungen der Mitglieder 
des Europa-Rates aufgefordert werden, dem 
Generalsekretär innerhalb von drei Monaten 
ihre Ansichten über die Zweckmäßigkeit des 
Abschlusses eines europäischen Auslieferungs- 
Abkommens zu unterbreiten sowie über die 
Form und den Wortlaut eines solchen Ab- 
kommens — wobei man auf dem Memoran- 
dum des Generalsekretariats fußen könnte 
— ihre Ansichten mitzuteilen. 

(b) Daß das Minister-Komitee fünf juri- 
stische Sachverständige benennt, die zusam- 


!) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 96, Bericht des Aus- 
schusses für Rechts- und Verwaltungsfragen). 
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men mit fünf ausgesuchten Angehörigen des 
Ausschusses für Rechts- und Verwaltungs- 
fragen einen Gemischten Ausschuß bilden, 
der den Auftrag hätte, die Antworten der 
Regierungen zu prüfen und den Entwurf 
eines europäischen Auslieferungs-Abkommens 
fertigzustellen. 


Empfehlung 17 


Über die Schaffung eines europäischen Fonds 
für Exilierte 1 ) 


Die Versammlung 

Erkennt das dringende Bedürfnis an, Maß- 
nahmen zu ergreifen im Hinblick: 

(i) Der an junge Exilierte aus europäischen 
Ländern zu leistenden Hilfe bei der Fort- 
setzung ihrer Studien, 

(ii) Einer materiellen Ermutigung derje- 
nigen kulturellen und wissenschaftlichen Ein- 
richtungen, die von Exilierten nationaler 
Gruppen gegründet worden sind; 

Sie empfiehlt dem Minister-Komitee: 

(a) daß das Generalsekretariat beauftragt 
wird, in Zusammenarbeit mit dem Hoch- 
kommissar der V.N. für Flüchtlinge zu einer 
Abschätzung der zur Erreichung dieses Zieles 
notwendigen finanziellen Hilfe zu schreiten, 

(b) daß zu diesem Zweck in Zusammen- 
arbeit mit dem Hochkommissar der V.N. 
ein gemeinsamer europäischer Fonds geschaf- 
fen wird, der durch Beiträge der Mitglieder 
des Europa-Rates sowie anderer interessierter 
Staaten und Organisationen gespeist wird, 

(c) daß das Generalsekretariat beauftragt 
wird, in Zusammenarbeit mit dem Hoch- 
kommissar der V.N. ein Abkommen zu ent- 
werfen, das die Art und Weise der Verwal- 
tung dieses Fonds näher bestimmt. 


*) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokumente 61 und 97, Berichte 
des Sonderausschusses, der mit der Wahrung der 
Interessen derjenigen europäischen Nationen beauf- 
tragt ist, die nicht im Europa-Rat vertreten sind). 


Empfehlung 18 

Über die Organisierung eines Austausches 
von Professoren, Studenten und jungen Tech- 
nikern unter den Mitgliedstaaten des Europa- 
Rates 1 ) 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß ein Austausch von 
Professoren, Studenten und jungen Tech- 
nikern weitgehend zu einer Verbreitung des 
europäischen Gedankens unter der studieren- 
den und arbeitenden Jugend beitragen kann, 

Sie hat den Bericht des Generalsekretariats 
über den bereits bestehenden Austausch zur 
Kenntnis genommen und empfiehlt 

1. Dem Minister-Komitee dem Ausschuß 
von Kultursachverständigen Auftrag zu er- 
teilen, ab sofort das unter den Mitglieds- 
ländern vorhandene Austauschnetz zu er- 
weitern, 

Sie unterstreicht andererseits das Interesse 
an allen Initiativen privater und öffentlicher 
Art, die darauf abzielen, einen geeigneten 
Austausch für die Ausbildung und berufliche 
Spezialisierung junger Arbeiter zu entwickeln 
und 

2. Empfiehlt dem Minister-Komitee diese 
Initiativen soweit wie möglich zu fördern. 


Empfehlung 19 

Über Schutzmaßnahmen für Kunstgegen- 
stände oder historische Werte im Kriegs- 
fälle 2 ). 

Die Versammlung 

Erkennt es an, daß die kulturellen Schätze 
einen Teil des gemeinsamen väterlichen Erbes 
der europäischen Völker darstellen, 

Sie ist davon überzeugt, daß die augen- 
blicklichen Umstände eine gemeinsame Be- 


1) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 99, Bericht des Aus- 
schusses für Kulturelle und Wissenschaftliche Fragen). 

2 ) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 100, Bericht des Aus- 
schusses für Kulturelle und Wissenschaftliche Fragen). 
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mühung — und zwar sofort — verlangen, 
um ihren Schutz durch ein internationales 
Abkommen sicherzustellen, 

Sie ist der Ansicht, daß die Vorbereitung 
eines derartigen Abkommens mit diesem Ziel 
zur Zeit von der UNESCO geprüft wird und 

Empfiehlt dem Minister-Komitee, die Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten des Europa- 
Rates aufzufordern, einzeln die von der 
UNESCO vorbereitete Erklärung zu unter- 
zeichnen und die Ausarbeitung dieses Ab- 
kommens abzuwarten. 


Empfehlung 20 

Über die Schaffung eines Preises 
des Europa-Rats 1 ) 

Die Versammlung 

Empfiehlt dem Minister-Komitee: 

Im Hinblick auf ihre Empfehlung, die im 
Laufe ihrer ersten Tagung (1. Tagung 1949, 
Dokument 73) angenommen wurde und das 
Minister-Komitee ersuchte, den Regierungen 
der Mitgliedsländer des Europa-Rates vorzu- 
schlagen „systematisch die Unterrichtung der 
Volksmassen zu organisieren und ihnen dabei 
gleichzeitig die unwiderlegbaren Vorteile 
einer europäischen Einigung sowie die Gefahr 
vor Augen zu halten, die eine weitere Isolie- 
rung der Nationen darstellt." 

* Im Hinblick weiter auf die Empfehlung 5 
der Versammlung, die im Laufe der zweiten 
Tagung angenommen wurde und die Ansicht 
zum Ausdruck brachte, „daß es außerordent- 
lich wünschenswert wäre, wenn von den Mit- 
gliedern konkrete Maßnahmen ergriff en wür- 
den, die geeignet wären, der öffentlichen 
Meinung die Realität einer europäischen Ein- 
heit direkt fühlbar zu machen", 

Im Hinblick ebenfalls auf den Bericht des 
Generalsekretärs, der feststellt: daß der 
Spielraum für Maßnahmen, die geeignet sein 
könnten, in dem von uns verfolgten Sinne 
ergriffen zu werden, außerordentlich weit 
sei; daß interessante Initiativen auf den ver- 
schiedensten Gebieten und auf die verschie- 
denste Art und Weise ergriffen werden könn- 

i) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 101, Bericht des Aus- 
schusses für Kulturelle und Wissenschaftliche Fragen). 


ten; daß die Anregungen der Mitglieder der 
Beratenden Versammlung den allergrößten 
Wert besäßen; daß solche Maßnahmen dazu 
beitragen würden, das Gefühl der euro- 
päischen Einheit zu stärken und daß es in 
erster Linie darauf ankomme, allerorts und 
jederzeit die Einheit Europas und ihr Vor- 
handensein zu bekräftigen. 

Im Hinblick schließlich auf die Empfeh- 
lung 16, die im Verlaufe der zweiten Tagung 
angenommen wurde und welche die in die- 
sem Bericht enthaltenen Anregungen billigt, 

Sowie von dem "Wunsche diktiert, auf die- 
sem Gebiet sichtbare Ergebnisse festzustellen, 
und 

Überzeugt davon, daß jede private Initia- 
tive, die mit Erfolg darauf abzielt, den Ge- 
danken der europäischen Einheit zu popula- 
risieren, die volle Unterstützung des Europa- 
Rates verdient, 

Empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
Komitee: 

(a) einen „Preis des Europa-Rats" zu schaf- 
fen, der dazu bestimmt ist, das beste literari- 
sche Erzeugnis sowie den besten Film des Jahres 
auszuzeichnen, soweit sie dem Ziel gewidmet 
sind, unter den Völkern den Gedanken und 
die Vorteile einer europäischen Einheit zu 
vertiefen. 

(b) Zu diesem Zweck nachfolgende, im An- 
hang angeführte Statuten anzunehmen, 

(c) Die Einzelheiten der Zuteilung und 
der feierlichen Verleihung des Preises folgen- 
dermaßen festzusetzen: 

Die Preisträger werden alljährlich durch 
den Ausschuß für Kulturelle und Wissen- 
schaftliche Fragen auf Vorschlag der Mit- 
glieder der Versammlung bestimmt. 

Der Preis wird während der Tagung der 
Versammlung vom Präsidenten der Beraten- 
den Versammlung verliehen. 

Die öffentliche Zeremonie findet im Plenar- 
saal der Beratenden Versammlung statt. Zu 
dieser Zeremonie werden der Präsident und 
die Mitglieder des Minister-Komitees sowie 
die Vertreter und Stellvertreter der Beraten- 
den Versammlung des Europa-Rates und 
ebenfalls die Persönlichkeiten des öffentlichen 
literarischen Lebens und die Presse zur Teil- 
nahme aufgefordert. 
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Anlage 

Preis des Europa-Rats 
STATUTEN 

1. Darstellung der Gründe 

Der Preis des Europa-Rats ist dazu be- 
stimmt, alljährlich das beste literarische Werk 
sowie den besten Film auszuzeichnen, die von 
höheren Gefühlen inspiriert in beachtlicher 
Form darauf abzielen, den Gedanken einer 
europäischen Union zu vertiefen. 

2. Der Preis 

Der Preis des Europa-Rats (nachfolgend nur 
als „der Preis" bezeichnet) besteht in einer 
Goldmedaille in Gemeinschaft mit einem Di- 
plom über die offizielle Zuteilung, das vom 
Generalsekretär des Europa-Rates (nachfol- 
gend nur als „der Generalsekretär" bezeichnet) 
unterzeichnet ist. 

3. Die Zuteilung 

Der Preis wird alljährlich einmal in zwei 
gleichwertigen Versionen und zum gleichen 
Zeitpunkt zugeteilt und zwar: 

ein Preis für das beste literarische Werk, 

ein Preis für den besten Film. 

Der Preis kann nicht geteilt werden. 

4. Die Zulassungsbedingungen 
zum Wettbewerb 

Zum Wettbewerb werden nur bereits ge- 
druckte Werke oder bereits fertiggestellte Filme 
zugelassen. Hinsichtlich der Nationalität der 
Autoren wird keine Einschränkung auferlegt, 
unter der Bedingung jedoch, daß die Original- 
fassung der zum Wettbewerb eingereichten 
Werke in einer der Sprachen der Mitglieder 
des Europa-Rates erschienen ist. 

Um an der Bewerbung teilzunehmen, müssen 
bei literarischen Werken eine Ausgabe oder 
eine Übersetzung und bei Filmen eine Aus- 
gabe oder — bei Nichtvorhandensein — eine 
vollständige Übersetzung des Drehbuchs in 
einer der offiziellen Sprachen des Europa- 
Rates vorgelegt werden. 

5. Die Beschaffenheit der 
Vorlage von Vorschlägen 

Die Vorschläge zu einer Zulassung für den 
Wettbewerb können von einem jeden Vertre- 
ter oder Stellvertreter bei der Beratenden Ver- 


sammlung des Europa-Rates unter der Bedin- 
gung eingereicht werden, daß dieser Vorschlag 
von mindestens neun weiteren Vertretern oder 
Stellvertretern gegengezeichnet ist. Jedem Vor- 
schlag müssen dreißig Exemplare des vorge- 
schlagenen literarischen Werkes oder Dreh- 
buches in der im vorhergehenden Artikel er- 
wähnten Sprache beigegeben sein. Die Vor- 
schläge müssen darüber hinaus den Namen, 
die Anschrift sowie einen kurzen Lebenslauf 
des Kandidaten enthalten. Sie dürfen von die- 
sem weder unterzeichnet noch gegengezeichnet 
sein. 

6. Prüfung der Vorschläge 

Die Vorschläge werden vom Ausschuß für 
Kulturelle und Wissenschaftliche Fragen (nach- 
folgend nur mit „der Ausschuß" bezeichnet) 
geprüft, der sich für eine erste Sichtung der 
vorgeschlagenen literarischen Werke oder 
Drehbücher von einem Unterausschuß vertre- 
ten lassen kann, der aus seinen Mitgliedern 
gewählt ist. Dieser Unterausschuß erstattet 
dem Ausschuß für Kulturelle und Wissen- 
schaftliche Fragen, der allein Entscheidungs- 
gewalt besitzt und dessen Beschluß bindend 
ist, seinen Bericht. Der Generalsekretär wird 
bei diesen Ausschüssen durch den Informations- 
direktor vertreten, der über eine beratende 
Stimme verfügt. 

7. Art und Weise der Teilnahme 

Die Exemplare der vorgeschlagenen litera- 
rischen Werke und die Drehbuchkopien müssen 
— gebunden oder geheftet, frankiert und von 
allen sonstigen Unkosten freigemacht — zu- 
sammen mit dem in § 5 erwähnten Vorschlag 
über den Generalsekretär des Europa-Rates 
als Vermittler an den Ausschuß gerichtet sein. 
Diese Exemplare gehen ins Eigentum des 
Europa-Rates über und werden nicht zurück- 
gesandt. 

Die Zulassung zum Wettbewerb wird all- 
jährlich am 1. März abgeschlossen. Alle nach 
diesem Zeitpunkt eingehenden Werke können 
nur für den Wettbewerb des kommenden 
Jahres berücksichtigt werden. 

Der Generalsekretär übergibt sobald wie 
möglich den Mitgliedern des Ausschusses ein 
Exemplar eines jeden literarischen Werkes 
sowie eines jeden eingereichten Drehbuches. 

8. Zuteilung — literarische 
Werke 

Eine Sondersitzung des Ausschusses findet 
alljährlich zu einem Zeitpunkt statt, der dem 
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1. Juni so nahe wie möglich kommt, um die 
Zuteilung des Preises zu bestimmen. Eine end- 
gültige Entscheidung muß spätestens bis zum 

I. September gefaßt werden. 

Die Zuteilung des Preises wird vom Aus- 
schuß mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder entschieden. Wenn kein Vorschlag 
eine Mehrheit erbringt, wird der Preis für ein 
literarisches Werk oder für einen Film im 
laufenden Jahr nicht zugesprochen. 

9. Zuteilung — Film 

Im Falle von Filmdrehbüchern teilen die 
Mitglieder des Ausschusses oder auch des 
Unterausschusses dem Generalsekretär alljähr- 
lich, spätestens zum 1. August, diejenigen drei 
Drehbücher schriftlich mit, die sie unter den 
vorgeschlagenen für die würdigsten erachten, 
in die Wahl gezogen zu werden. Der General- 
sekretär benachrichtigt die Produktionsdirek- 
tionen der drei Filme, deren Drehbücher die 
größte Anzahl von Stimmen auf sich vereinigt 
haben, und fordert sie auf, diese Filme ohne 
irgendwelche Kosten für den Europa-Rat an- 
läßlich einer Sondersitzung des in § 8 genann- 
ten Ausschusses vorzuführen. Die Mitglieder 
des Ausschusses werden nach Teilnahme an 
einer Sonder Vorführung dieser Filme in Straß- 
burg über die Zuteilung des Preises unter den 
gleichen Bedingungen entscheiden, wie sie in 
§ 8 angeführt sind. 

10. Wiedervorlage von litera- 
rischen Werken oder Dreh- 
büchern, die nicht prämiiert 
worden sind 

Literarische Werke oder Drehbücher, die 
nicht prämiiert wurden, können ein zweites 
Mal vorgelegt werden. In diesem Falle muß 
ein neuer Vorschlag (siehe § 5) sowie eine neue 
Serie von Exemplaren dieser literarischen 
Werke oder dieser Drehbücher eingereicht 
werden. Eine dritte Vorlage ist nicht gestattet. 

II. Erwähnung der ehrenvollen 

Auszeichnung 

Nur das literarische Werk und der Film, 
die preisgekrönt wurden, haben Anspruch auf 
die Bezeichnung „Preis des Europa-Ra ts“. 

12. Feierliche Zuteilung des 
Preises 

Auf Vorschlag des Ausschusses verständigt 
der Generalsekretär den Autor des literari- 
schen Werkes sowie den Produktionsdirektor 


des zurückbehaltenen Films und fordert diese 
auf, sich nach Straßburg zur Entgegennahme 
des Preises zu begeben. Die Schlußentscheidung 
des Ausschusses wird offiziell durch den Ge- 
neralsekretär allen anderen Kandidaten zur 
Kenntnis gebracht. 

Die Zuteilung des Preises findet im Rahmen 
einer öffentlichen Zeremonie im Palais des 
Europa-Rates während einer Tagung der Be- 
ratenden Versammlung, in Anwesenheit der 
Vertreter des Minister-Komitees, der Vertre- 
ter und Stellvertreter der Beratenden Ver- 
sammlung des Europa-Rates, sowie der Presse 
und der Öffentlichkeit statt. Zu dieser Zere- 
monie können ebenfalls auf Vorschlag des 
Ausschusses oder des Generalsekretärs be- 
rühmte Schriftsteller, Mitglieder von Akade- 
mien, die Hauptdarsteller des preisgekrönten 
Films sowie andere Persönlichkeiten, die zum 
Erfolge der ausgezeichneten Werke beigetra- 
gen haben, als auch jede andere hervorragende 
Persönlichkeit eingeladen werden. 

Empfehlung 21 

Über die Ziele und Aussichten der 
europäischen Politik 1 ) 

Dokument A 

Koordinierung der europäischen 
Politik innerhalb des Europa- 
Rates 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß es — ohne Schaden 
für die notwendigen Änderungen der Satzung 
des Europa-Rates, die Gegenstand einer be- 
sonderen Empfehlung der Versammlung 
sind — darauf ankommt, im Rahmen der 
Möglichkeiten, die die augenblickliche 
Satzung bietet, fortzufahren, ohne dabei die 
Bemühung zur Koordinierung der europäischen 
Politik wirkungslos zu machen. 

Sie ist der Ansicht, daß die zwingenden 
Notwendigkeiten für eine enge Zusammen- 
arbeit Europas mit den transatlantischen 
Nationen eine gleichzeitige Verstärkung der 
Europäischen Union gebieten. — Es handelt 
sich dabei um die Forderung einer Entwick- 
lung, die durch diese Zusammenarbeit normal 
und ausgeglichen ist. 

i) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 39. Sitzung, am 10. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 108, Bericht des Aus- 
schusses für Allgemeine Fragen). 
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Sie ist weiter der Ansicht, daß es infolge- 
dessen darauf ankommt, innerhalb des 
Europa-Rates zu einer Methode zu greifen, 
die es den Mitgliedstaaten gestattet, sich 
ständig über die Entwicklung ihrer Außen- 
politik zu beraten und abzusprechen, um 
auf diese Weise eine gemeinsame Haltung 
und einen gemeinsamen Ausdruck zu finden. 

1. (a) Sie empfiehlt daher dem Minister-Komi- 
tee, die Mitgliedstaaten aufzufordern, je einen 
Minister zu benennen, der speziell mit den 
Europa-Angelegenheiten beauftragt ist. 

(b) Die Minister für Europa-Angelegen- 
heiten treffen sich regelmäßig nach kurzen 
Zeitabständen und handeln als Stellvertreter 
der Außenminister in der Art, daß das Mi- 
nister-Komitee quasi ein ständiges Beratungs- 
organ wird, um in > enger Verbindung mit 
den Ländern des Commonwealth die Außen- 
politik der Mitgliedstaaten zu koordinieren. 

(c) Diese Koordination kann in gewissen 
Fällen die Ernennung von Abgeordneten des 
Europa-Rates einbegreifen, mit dem Auf- 
trag: 

Die Mitgliedstaaten bei internationalen 
Verhandlungen oder in der Direktion ge- 
wisser internationaler Einrichtungen zu ver- 
treten, 

Oder eine gemeinsame Politik auf den 
großen Sektoren des europäischen Geschehens 
auszuarbeiten oder zu vertiefen, mit dem Ziel 
einer wirtschaftlichen, finanziellen oder sozi- 
alen Einigung Gesamt-Europas. 

Dokument B 

Feierliche Errichtung einer po- 
litischen Gemeinschaft im Geiste 

der Washingtoner Erklärung 

Die Versammlung 

Erinnert daran, daß die Errichtung einer 
Europäischen Politischen Behörde, die mit 
begrenzten Aufgaben, aber wirklichen Voll- 
machten ausgestattet wäre, von Anbeginn an 
das angestrebte Hauptziel des Europa-Rates 
gewesen ist, 

Sie stellt fest, daß die Bildung dieser Be- 
hörde im Augenblick von der Haltung ver- 
schiedener Staaten behindert wird, die er- 
klären, diese nicht annehmen zu können, 


Sie erinnert an die gemeinsame Erklärung 
von Washington am 14. September 1951, in 
welcher die drei Außenminister der Ver- 
einigten Staaten, Frankreichs und des Ver- 
einigten Königreiches das Bestehen einer 
„Kontinentalen Europäischen Gemeinschaft“ 
erwähnten, mit welcher die Regierung des 
Vereinigten Königreiches „eine möglichst 
enge Verbindung zu allen Stadien ihrer Ent- 
wicklung herzustellen wünschte.“ 

Sie ist der Ansicht, daß die Gefahr, die auf 
Europa lastet, und die Notwendigkeit einer 
gemeinsamen Organisation der Verteidigung 
die Bildung einer Europa-Armee, an welcher 
eine möglichst große Zahl von Mitglied- 
staaten des Europa-Rates teilhaben müßte 
und, welche ihre Instruktionen von einer 
politischen Autorität erhalten müßte, außer- 
ordentlich wünschenswert machen. 

2. (a) Die Versammlung empfiehlt dem Mi- 
nister-Komitee, den schnellen Abschluß eines 
Abkommens unter denjenigen Mitgliedstaaten 
zu fördern, die hierzu bereit sind, eines Ab- 
kommens das eine politische Behörde errichtet, 
die der demokratischen Kontrolle einer parla- 
mentarischen Versammlung unterworfen ist. 
Die Kompetenz dieser Behörde würde auf die 
Gebiete der Verteidigung und der Außenpoli- 
tik begrenzt bleiben, wo die gemeinsame 
Souveränitäts-Ausübung durch die Organi- 
sation einer Europa-Armee und ihren Einsatz 
im atlantischen Rahmen notwendig geworden 
ist. 

(b) Dieses Abkommen müßte die Bindun- 
gen festlegen, die notwendigerweise zwischen 
der auf diese Art geschaffenen politischen 
Gemeinschaft und denjenigen Ländern des 
Europa-Rates — insbesondere dem Vereinig- 
ten Königreich — bestehen sollen. 

Die Versammlung fordert: 

3. Daß die Mitgliedstaaten angesichts der be- 
vorstehenden Zusammenkunft des Nord- 
atlantik-Rates in Lissabon zu dieser Empfeh- 
lung Stellung nehmen. 

Dokument C 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß es darauf ankommt, 
der wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen 
Einigung Gesamt-Europas einen erneuten 
Auftrieb zu verleihen, und zwar in Verbin- 
dung mit den Commonwealth-Ländern. 
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Sie erinnert 

4. An ihre Empfehlung vom 5. September 
1949, die die Einberufung einer Europäischen 
und Commonwealth-Konferenz anstrebte 
und glaubt, daß eine derartige Konferenz 
insbesondere die Möglichkeiten eines Zusam- 
menschlusses des freien Europa mit der Ster- 
ling-Zone prüfen könnte. 

Die Versammlung erinnert 

Dokument D 

5. Daran, daß dort, wo eine Einigung im 
Augenblick als verfrüht erscheint, man zu 
der Methode von Sonderbehörden greifen 
könnte, die allen Mitgliedern des Europa- 
Rates offen bleiben. 

Empfehlung 22 

Über die Schaffung einer einheitlichen 
europäischen Gerichtsbarkeit 1 ) 

Die Versammlung 

Glaubt, daß die Bildung von europäischen 
Gerichten zur Zeit in verschiedener Form 
durch verschiedene Verträge oder Vertrags- 
entwürfe, wie z. B. zum Schutz der Menschen- 
rechte, für die Schaffung einer Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl oder für eine Europa- 
Armee und eine Europäische Landwirtschafts- 
behörde vorgesehen sind. 

Sie ist der Ansicht, daß auch andere Ab- 
kommensentwürfe, die auf Initiative des 
Minister-Komitees ausgearbeitet wurden und 
sich auf soziale Fragen erstrecken, eine Kom- 
promiß-Klausel enthalten, die im Falle von 
Meinungsverschiedenheiten die Errichtung 
eines Schiedsgerichtes vorsehen. 

Sie meint, daß man ganz offensichtlich 
eine derartige Inflation internationaler Recht- 
sprechung vermeiden müsse und 

Ist der Ansicht, daß selbst bei Meinungs- 
verschiedenheiten, die die Auslegung und 
Anwendung von Abkommen betreffen, 
welche Behörden mit begrenzter Zusammen- 
setzung errichten, ein einziger Europäischer 
Gerichtshof weit größere Garantien für die 
Unabhängigkeit und Uberparteilichkeit bie- 

!) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 40. Sitzung, am 11. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 102, Bericht des Aus- 
schusses für Rechts- und Verwaltungsfragen). 


ten würde, als eine Gerichtsbarkeit, deren 
Mitglieder allesamt Angehörige von Staaten 
sind, die in einer Frage, die den Richtern 
unterbreitet wird, selbst Stellung genommen 
haben könnten. 

Sie ist schließlich der Ansicht, daß ein ein- 
ziges Rechtsorgan natürlicherweise für eine 
Regelung von Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Mitgliedern des Europa-Rates 
qualifiziert wäre, und zwar ebenso für die 
Auslegung und Anwendung der Satzung, 
wie auch für ein jedes europäisches Abkom- 
men — während dieses Rechtsorgan dem 
Minister-Komitee und der Versammlung 
gegenüber gleichzeitig die Rolle eines Beraters 
übernehmen könnte, wie dies auch beim 
Internationalen Gerichtshof in der Organi- 
sation der Vereinten Nationen der Fall ist. 

Sie empfiehlt daher dem Minister-Komitee, 
eine Gruppe von Regierungssachverständigen 
mit sieben Mitgliedern zu benennen, die be- 
auftragt wäre, an den Beratungen der 
Spezial-Arbeitsgruppe des Ausschusses für 
Rechts- und Verwaltungsfragen teilzuneh- 
men, um noch vor der nächsten Tagung einen 
Vorentwurf für ein Abkommen auszuarbei- 
ten, das einen einzigen Europäischen Gerichts- 
hof vorsieht. 


Empfehlung 23 

Annahme eines neuen Statuts des 
Europa-Rates x ) 

Die Versammlung, 

In neuerlicher Hervorhebung der grundsätz- 
lichen Bedeutung, daß sie auf ihrer ersten 
Sitzungsperiode am 13. August 1949 vom Mi- 
nister-Komitee ersucht worden ist, „die Ände- 
rungen der politischen Struktur Europas zu 
prüfen, die erforderlich sind, um eine größere 
Einheit zwischen den Mitgliedern des Europa- 
rates und eine wirksame Zusammenarbeit auf 
den verschiedenen Gebieten, wie sie in Ar- 
tikel 1 seines Statuts aufgeführt sind, herbei- 
zuführen“, 

In der Erwägung, daß sie in Erwiderung 
auf dieses Ersuchen am 6. September 1949 
einstimmig beschlossen hat, daß das Ziel der 
vom Minister-Komitee ins Auge gefaßten in- 

i) Diese Empfehlung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 41. Sitzung, am 11. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokumente 68 und 105, Berichte 
des Ausschusses für Allgemeine Fragen). 
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stitutionellen Reformen „die Schaffung einer 
europäischen politischen Behörde mit begrenz- 
ten Befugnissen aber wirklichen Vollmachten" 
war, 

In neuerlicher Hervorhebung, daß sie wäh- 
rend der letzten drei Sitzungsperioden im Ein- 
verständnis mit dem Minister-Komitee die 
praktischen Maßnahmen geprüft hat, um die- 
ses Ziel zu verwirklichen, 

In dem Bewußtsein, daß die Entwicklung 
der internationalen Lage eine Änderung der 
politischen Struktur Europas besonders dring- 
lich macht, derart, daß die Zuständigkeit des 
Europa-Rates näher bestimmt und erweitert 
wird, 

Während sie alle Anstrengungen gemacht 
hat, nur solche Änderungen vorzuschlagen, die 
mit den von den verschiedenen Staaten öffent- 
lich ausgedrückten Stellungnahmen über die 
Befugnisse und die Struktur des Europa-Rates 
in Einklang zu bringen sind, 


Während sie diese Änderungen in dem Ent- 
wurf eines neuen Statuts eingearbeitet hat, 

Empfiehlt sie dem Minister-Komitee: 

(a) den Entwurf des neuen Statuts des 
Europa-Rates, der nachstehend beigefügt ist, 
zu billigen, 

(b) die Mitglieder einzuladen, das neue 
Statut zu ratifizieren gemäß den Bestimmun- 
gen des Artikels 41 des gegenwärtigen Statuts, 

(c) ohne Verzögerung die praktischen Maß- 
nahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um 
die gegenwärtig festgestellte Verwirrung der 
Zuständigkeiten der verschiedenen internatio- 
nalen europäischen Organisationen durch die 
Verschmelzung des Europäischen Wirtschafts- 
rates und dem Rest der Organisation des 
Brüsseler Paktes mit dem Europa-Rat zu be- 
enden. 


Entwurf des neuen Statutes des Europa-Rates 1 ) 


PRÄAMBEL 

Die Regierungen des Königreichs Belgien, 
des Königreichs Dänemark, der Fianzösischen 
Republik, der Bundesrepublik Deutschland, 
des Königreichs Griechenland , der Republik 
Island , Irland, der Italienischen Republik, des 
Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs 
der Niederlande, des Königreichs Norwegen, 
der Saar, des Königreichs Schweden, der Re- 
publik der Türkei und des Vereinigten König- 
reichs von Großbritannien und Nordirland; 

ln der Überzeugung, daß die Festigung des 
Friedens auf der Grundlage der Gerechtigkeit 
und der internationalen Zusammenarbeit für 
die Erhaltung der menschlichen Gesellschaft 
und der Zivilisation von lebenswichtiger Be- 
deutung ist; 

In der Bestätigung ihrer unerschütterlichen 
Verbundenheit mit den geistigen und sittlichen 
Werten, die das gemeinsame Erbe ihrer Völ- 
ker und von jeher die Quelle für Freiheit der 
Einzelperson, politische Freiheit und Herr- 


i) Die Änderungen gegenüber dem augenblicklich 
in Kraft befindlichen Statut sind in schrägen Schrift- 
zeichen gedruckt. 


Schaft des Rechtes sind, jene Prinzipien, welche 
die Grundlage jeder wahren Demokratie 
bilden; 

In dem Glauben, daß für den Schutz und 
die weitere Verwirklichung dieser Ideale so- 
wie zur Förderung des wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts ein engerer Zusammen- 
schluß aller gleichgesinnten Völker Europas 
notwendig ist; 

In der Meinung, daß es entsprechend diesem 
Bedürfnis und den ausdrücklichen Wünschen 
ihrer Völker notwendig ist, unverzüglich eine 
Organisation zu schaffen, die alle europäischen 
Staaten enger zusammenschließt“; 

ln der Erkenntnis, daß eine immer größer 
werdende Zahl von Fragen gemeinsamen In- 
teresses sich aus dem Stadium von Beratungen 
und Abkommen zum Stadium der Kontrolle 
und Verwaltung durch ordnungsgemäß kon- 
stituierte Behörden eines organisierten Europas 
entwickelt haben; 

Haben deshalb beschlossen, einen Europa- 
Rat, bestehend aus einem Komitee von Re- 
gierungsvertretern und einer Versammlung, 
zu errichten und haben zu diesem Zweck das 
vorliegende Statut angenommen: 
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Kapitel I 

AUFGABE DES EUROPA-RATES 
Artikel 1 

(a) Der Europa-Rat hat die Aufgabe, einen 
engeren Zusammenschluß unter seinen Mit- 
gliedern zu verwirklichen, um die Ideale und 
Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe sind, 
zu schützen und zu fördern, ihren wirtschaft- 
lichen und sozialen Fortschritt zu begünstigen, 
ihre Sicherheit zu verstärken und ihre An- 
strengungen um die Festigung des Friedens zu 
verbinden . 

(b) Dieses Ziel wird von den Organen des 
Europa-Rates erstrebt durch die Prüfung von 
Fragen gemeinsamen Interesses, durch den 
Abschluß von Abkommen, durch die Billigung 
einer gemeinsamen Aktion und die Ausarbei- 
tung von Konventionen in Übereinstimmung 
mit den Anordnungen des vorliegenden Sta- 
tuts auf politischem , wirtschaftlichem, sozi- 
alem, kulturellem, wissenschaftlichem, juristi- 
schem und Verwaltungsgebiet und durch den 
Schutz und die Weiterentwicklung der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten. 

(c) Die Beteiligung der Mitglieder an den 
Arbeiten des Europa-Rates darf ihre Mitwir- 
kung am Werk der Vereinten Nationen oder 
anderen internationalen Organisationen oder 
Vereinigungen, denen sie angehören, nicht be- 
einträchtigen. 

(d) Der Europa-Rat beaufsichtigt und lenkt 
alle Organisationen , die mit ihm verschmolzen 
sind , gemäß den Bestimmungen des Ersten 
Protokolls , das dem vorliegenden Statut bei- 
gefügt ist. 

Kapitel II 

MITGLIEDSCHAFT 
Artikel 2 

Die Mitglieder des Europa-Rates sind die 
Vertragspartner des vorliegenden Statuts. 

Artikel 3 

Jedes Mitglied des Europa-Rates erkennt 
den Grundsatz vom Vorrang des Rechts und 
den Grundsatz an, wonach jeder, der seiner 
Gerichtsbarkeit unterliegt, der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten teilhaftig werden solle. 
Es verpflichtet sich, aufrichtig und tatkräftig 
an der Verfolgung des in Kapitel I gekenn- 
zeichneten Zieles mitzuarbeiten. 


Artikel 4 

Jeder europäische Staat, der für fähig und 
gewillt befunden wird, die Bestimmungen des 
Artikels 3 zu erfüllen, kann durch das Mi- 
nister-Komitee mit Zustimmung der Ver- 
sammlung auf Grund einfacher Mehrheit auf- 
gefordert werden, Mitglied des Europa-Rates 
zu werden. Jeder derart eingeladene Staat 
erwirbt die Mitgliedschaft, sobald in seinem 
Namen eine Urkunde über den Beitritt zu 
dem vorliegenden Statut dem Generalsekretär 
übergeben wird. 

Artikel 5 

(a) Unter besonderen Umständen kann ein 
europäisches Land, das für fähig und gewillt 
befunden wird, die Bestimmungen des Ar- 
tikels 3 zu erfüllen, vom Minister -Komitee 
mit Zustimmung der Versammlung auf Grund 
einfacher Mehrheit aufgefordert werden, asso- 
ziiertes Mitglied des Europa-Rates zu werden. 
Jedes derart eingeladene Land erwirbt die 
Eigenschaft eines assoziierten Mitglieds, sobald 
in seinem Namen eine Urkunde über die An- 
nahme des vorliegenden Statuts dem General- 
sekretär übergeben wird. Die assoziierten 
Mitglieder dürfen nur in der Versammlung 
vertreten sein. 

(b) Der in dem vorliegenden Statut ver- 
wandte Ausdruck „Mitglied" gilt in gleicher 
Weise für die assoziierten Mitglieder, soweit 
es nicht die Vertretung im Minister-Komitee 
betrifft. 

Artikel 6 

Bevor die in den Artikeln 4 oder 5 vor- 
gesehene Einladung ergeht, setzt das Minister- 
Komitee mit Zustimmung der Versammlung 
auf Grund einfacher Mehrheit die Zahl der 
Sitze in der Versammlung fest, auf die das 
künftige Mitglied Anspruch haben wird. 

Artikel 7 

Jedes Mitglied des Europa-Rates kann aus 
diesem austreten, indem es seinen Entschluß 
dem Generalsekretär förmlich anzeigt. Die 
Anzeige wird mit Ablauf des laufenden Rech- 
nungsjahres wirksam, wenn sie innerhalb der 
ersten neun Monate dieses Jahres erfolgt ist, 
und bei Ablauf des folgenden Rechnungs- 
jahres, wenn sie während der letzten drei 
Monate erfolgt ist. 

Artikel 8 

Jedem Mitglied des Europa- Rates, das sich 
eines schweren Verstoßes gegen die Bestim- 
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mungen des Artikels 3 schuldig macht, kann 
sein Recht auf Vertretung abgesprochen und 
es kann vom Minister-Komitee auf gefordert 
werden, gemäß den Bestimmungen des Arti- 
kels 7 auszutreten. Wird dieser Aufforderung 
nicht Folge geleistet, kann das Minister- 
Komitee beschließen, daß das betreffende Mit- 
glied von einem durch das Komitee selbst be- 
stimmten Zeitpunkt ab dem Europa-Rat nicht 
mehr angehört. 

Artikel 9 

Wenn ein Mitglied seinen finanziellen Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt, kann das Mi- 
nister-Komitee sein Recht auf Vertretung im 
Komitee und in der Versammlung so lange 
aufheben, als es seinen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen ist. 

Kapitel III 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
Artikel 10 

Die Organe des Europa-Rates sind: 

(i) Das Minister-Komitee; 

(ii) Die Versammlung; 

(iii) Das Gemischte Komitee; 

(iv) Die Exekutiv-Organe. 

Diesen Organen steht das Generalsekretariat 
des Europa-Rates zur Seite. 

Artikel 11 

Der Sitz des Europa-Rates ist in Straßburg. 
Artikel 12 

Die amtlichen Sprachen des Europa-Rates 
sind französisch und englisch. Die Geschäfts- 
ordnungen des Minister-Komitees und der 
Versammlung haben Umstände und Voraus- 
setzungen zu bestimmen, unter denen andere 
Sprachen gebraucht werden dürfen. 

Kapitel IV 

MINISTER-KOMITEE 
Artikel 13 

Jedes Mitglied verfügt über eine Stimme im 
Minister-Komitee. Die Vertreter im Komitee 
sind die Außenminister und die Minister für 


Europäische Angelegenheiten gemäß Ar- 
tikel 14. Wenn der eine oder der andere dieser 
Minister nicht in der Lage ist, an den Sitzun- 
gen teilzunehmen, oder wenn andere Um- 
stände dies als wünschenswert erscheinen 
lassen, kann ein Stellvertreter ernannt werden, 
der, soweit möglich, Mitglied der Regierung 
seines Landes sein soll. 

Artikel 14 

Jedes Mitglied des Europa-Rates ernennt 
einen Minister , Staatssekretär oder Unter- 
staatssekretär , der unter Vorbehalt der Ver- 
antwortlichkeit des Außenministers beauftragt 
ist , alle Angelegenheiten betreffend den 
Europa-Rat zu koordinieren. 

Artikel 15 

(a) Auf Empfehlung der Versammlung oder 
auf eigene Veranlassung prüft das Minister- 
Komitee die Maßnahmen, die geeignet sind, die 
Aufgaben des Europa-Rates zu verwirklichen, 
einschließlich des Abschlusses von Abkommen 
und Vereinbarungen und durch Annahme 
einer gemeinsamen Politik durch die Regie- 
rungen bei bestimmten Angelegenheiten. Seine 
Beschlüsse werden durch den Generalsekretär 
den Mitgliedern mitgeteilt. 

(b) Die Beschlüsse des Minister-Komitees 
können gegebenenfalls in die Form von 
Empfehlungen an die Regierungen gekleidet 
werden. Das Komitee kann diese ersuchen, ihm 
mitzuteilen, was sie auf diese Empfehlungen 
hin veranlaßt haben. 

Artikel 16 

V orb eh ältlich der Bestimmungen des vor- 
liegenden Statuts regelt das Minister-Komitee 
mit bindender Kraft alle Angelegenheiten, die 
sich auf die Organisation und die inneren Ein- 
richtungen des Europa-Rates beziehen. Es er- 
läßt zu diesem Zweck die erforderlichen Fi- 
nanz- und Verwaltungsanordnungen. 

Artikel 17 

Das Minister-Komitee kann zu jedem ihm 
wünschenswert erscheinenden Zweck bera- 
tende oder technische Komitees oder Ausschüsse 
einsetzen. 

Artikel 18 

Das Minister-Komitee gibt sich seine Ge- 
schäftsordnung; diese bestimmt insbesondere: 
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(i) das Quorum (die beschlußfähige Mit“ 
gliederzahl); 

(ii) die Art der Ernennung des Präsidenten 
und dessen Amtsdauer; 

(iii) das Verfahren für die Aufstellung der 
Tagesordnung und für die Einbringung 
von Vorschlägen zwecks Beschlußfassung; 
und 

(iv) die Bedingungen, unter denen die Er- 
nennung von Stellvertretern gemäß Ar- 
tikel 13 mitgeteilt werden muß. 

Artikel 19 

Das Minister-Komitee hat der Versamm- 
lung zu jeder ihrer Tagungen Tätigkeits- 
berichte mit den dazugehörigen Unterlagen 
vorzulegen. 

Artikel 20 

(a) Einstimmigkeit der abgegebenen Stim- 
men und Mehrheit der Vertreter, die Anspruch 
auf einen Sitz im Minister-Komitee haben, 
sind für die Beschlüsse des Komitees über 
folgende wichtige Angelegenheiten erforder- 
lich; 

(i) Empfehlungen zur Änderung der Artikel 
7, 15, 20, 22, 42 bis 46 und 57; 

(ii) Angelegenheiten auf Grund von Ar- 
tikel 21 (a, i) und (b); 

(iii) Billigung einer Konvention nach Ar- 
tikel 42(b ). 

(b) Die Angelegenheiten, die zur Geschäfts- 
ordnung oder zu den Haushalts- und Ver- 
waltungsanordnungen gehören, können mit 
einfacher Stimmenmehrheit der Mitglieder, 
die Anspruch auf einen Sitz im Komitee 
haben, entschieden werden. 

(c) Die Beschlüsse des Komitees, die gemäß 
den Artikeln 4 und 5 gefaßt werden, erfor- 
dern Zweidrittel-Mehrheit der Mitglieder, die 
Anspruch auf einen Sitz im Komitee haben. 

(d) Alle anderen Entschließungen des Mi- 
nister-Komitees bedürfen einer Zweidrittel- 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen und einer 
Mehrheit der Mitglieder , die Anspruch auf 
einen Sitz im Komitee haben. 

Artikel 21 

(a) Soweit das Minister-Komitee nicht an- 
ders beschließt, finden seine Sitzungen: 

(i) unter Ausschluß der Öffentlichkeit, und 

(ii) am Sitze des Rates 
statt. 


(b) Das Komitee entscheidet über die Ver- 
öffentlichung von Mitteilungen über Aus- 
sprachen, die unter Ausschluß der Öffentlich- 
keit stattfanden, und über die die dabei ge- 
faßten Beschlüsse. Ungeachtet der Bestimmun- 
gen dieses Absatzes ist jedes Mitglied des Mi- 
nister-Komitees berechtigt , im Komitee seine 
Stellungnahme zu jedem Entwurf einer Kon- 
vention , der dem Minister-Komitee von der 
V er Sammlung vor gelegt wurde , bekanntzu- 
geben. 

(c) Das Komitee muß vor Eröffnung der 
Tagungen der Versammlung zusammentreten, 
außerdem jedesmal, wenn es dies für erfor- 
derlich hält. 

Kapitel V 

DIE VERSAMMLUNG 
Artikel 22 

(a) Die Versammlung ist das beratende Or- 
gan des Europa-Rates. Sie kann über jede 
Angelegenheit beraten entsprechend den Zielen 
und der Zuständigkeit des Europa-Rates , wie 
sie durch das vorliegende Statut bestimmt 
sind. Die Versammlung legt selbst ihre Tages- 
ordnung fest. 

(b) Die Versammlung kann Anträge an- 
nehmen , Empfehlungen machen , Konventions- 
Entwürfe ausarbeiten , ihre Stellungnahme ab- 
geben über jede Angelegenheit entsprechend 
ihren Zielen und ihrer Zuständigkeit , wie sie 
in dem vorliegenden Statut festgelegt sind. 

(c) Der Präsident der Versammlung ent- 
scheidet im Zweifelsfalle, ob eine im Verlauf 
der Tagung aufgeworfene Frage zur Tages- 
ordnung der Versammlung gehört. 

Artikel 23 

Die Versammlung kann Komitees oder 
Ausschüsse einsetzen , die beauftragt sind, alle 
Angelegenheiten zu prüfen , die zu ihrer Zu- 
ständigkeit gehören, wie sie durch das vor- 
liegende Statut bestimmt ist, und ihr über 
diese Angelegenheiten Berichte vorzulegen. 

Artikel 24 

(a) Die Vertreter für die Versammlung 
werden von ihren Parlamenten gewählt oder 
gemäß einem durch diese bestimmten Ver- 
fahren ernannt. Tagt das Parlament nicht und 
hat es kein Verfahren für diesen Fall fest- 
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gelegt , jo jede Mitgliedsregierung solche 

erforderlichen zusätzlichen Ernennungen vor- 
nehmen . 

(b) Jeder Vertreter muß die Staatsange- 
hörigkeit des von ihm vertretenen Mitglieds 
besitzen. 

(c) Kein Vertreter kann während einer Ta- 
gung der Versammlung ohne deren Zustim- 
mung seines Mandats enthoben werden, 

(d) Jeder Vertreter darf einen Stellvertreter 
haben, der in seiner Abwesenheit befugt ist, 
an seiner Stelle den Sitzungen beizuwohnen, 
das Wort zu ergreifen und abzustimmen. Die 
Bestimmungen dieses Artikels gelten auch für 
die Ernennung der Stellvertreter. 


Artikel 25 

(a) Die Mitglieder haben das Recht auf die 
folgende Anzahl von Sitzen in der Ver- 
sammlung: 

Belgien 7 

Dänemark 5 

Frankreich 18 

Deutschland 18 

Griechenland 7 

Island 3 

Irland 4 

Italien 18 

Luxemburg 3 

Niederlande 7 

Norwegen 5 

Saar 3 

Schweden 6 

Türkei 10 

Vereinigtes Königreich von Großbritan- 
nien und Nordirland 18 

(b) Jede Änderung der Bestimmungen des 
Absatzes ( a ) bedarf einer Entscheidung durch 
das Minister-Komitee mit Zweidrittel-Mehr- 
heit und durch die V er Sammlung mit einfacher 
Mehrheit. 


Artikel 26 

Die Versammlung gibt sich ihre Geschäfts- 
ordnung, die insbesondere bestimmt: 

(i) die zur Beschlußfähigkeit, notwendige 
Mitgliederzahl (das Quorum); 

(ii) das Verfahren für die Wahl des Präsi- 
denten und der anderen Mitglieder des 
Büros; 


(iii) das Verfahren für die Aufstellung der 
Tagesordnung und für deren Mitteilung 
an die Vertreter; 

(iv) den Zeitpunkt und die Art und Weise 
für die Bekanntgabe der Namen der Ver- 
treter und ihrer Stellvertreter, 

(v) das Verfahren für die Wahl und die 
Amtsdauer der Mitglieder des Ständigen 
Ausschusses. 

Artikel 27 

(a) Die Versammlung wählt einen Präsi- 
denten und die Vizepräsidenten , die vom Be- 
ginn der ersten Tagung eines Jahres bis zum 
Beginn der ersten Tagung des darauffolgen- 
den Jahres im Amt bleiben. 

(b) Der Präsident der Versammlung ist 
gleichzeitig der Vorsitzende des Ständigen 
Ausschusses der Versammlung . 

(c) Leitet der Präsident die Arbeiten der 
Versammlung , so nimmt er weder an den 
Aussprachen noch an der Abstimmung teil , 
und der Stellvertreter des Präsidenten ist be- 
rechtigt , an seiner Stelle den Sitzungen bei- 
zuwohnen , das Wort zu ergreifen und abzu- 
stimmen. 


Artikel 28 

Der Ständige Ausschuß ist das Organ der 
Versammlung , das beauftragt ist , die Kon- 
tinuität der Tätigkeit der Versammlung zwi- 
schein ihren Tagungen sicherzustellen. 

Artikel 29 

(a) Die Versammlung hält zwei ordentliche 
Tagungen jährlich ab, deren Zeitpunkt und 
Dauer so festgesetzt werden, daß eine Über- 
schneidung mit den parlamentarischen Sitzungs- 
perioden und den Tagungen der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen weitmög- 
lichst vermieden wird. 

(b) Die Versammlung kann auf Initiative 
sowohl des Minister-Komitees wie des Präsi- 
denten der Versammlung zu einer außer- 
ordentlichen Tagung einberufen werden, nach 
Übereinkunft zwischen ihnen, die ebenso den 
Zeitpunkt und den Ort der Tagung bestimmt. 

Artikel 30 

Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 
42 (d) } 46 , 51 bis 57 werden alle Entschlie- 
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ß ungen und Empfehlungen der Versammlung 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men angenommen . 

Artikel 31 

Die Aussprachen der Versammlung sind 
öffentlich, sofern diese nicht anders beschließt. 

Artikel 32 

Die ordentlichen Tagungen der Versamm- 
lung finden am Sitze des Rates statt, sofern 
die Versammlung und das Minister-Komitee 
in beiderseitigem Einvernehmen nicht anders 
beschließen. 


Kapitel VI 

DAS VERFAHREN 
BEI DER BERATUNG 

Artikel 33 

(a) Bei jeder Zusammenkunft des Minister- 
Komitees werden die Mitglieder sich beraten , 
um eine gemeinsame Politik über die Fragen 
gemeinsamer Interessen , die unter die Zu- 
ständigkeit des Europa-Rates fallen , und von 
denen sie der Meinung sind , daß sie auf die 
Verwirklichung der Ziele des Europa-Rates 
Einfluß haben könnten , auszuarbeiten. 

(b) (i) Jedes Mitglied macht dem Minister- 
Komitee Mitteilung über die Initiativen oder 
Abkommens-Entwürfe , die es anderen Mit- 
gliedern unterbreitet oder deren Gegenstand 
unter die Zuständigkeit des Europa-Rates 
fällt, wenn es der Meinung ist, daß es auf die 
Verwirklichung der Ziele des Europa-Rates 
Einfluß haben könnte. 

Auf Wunsch des betreffenden Mitglieds 
kann die Versammlung eingeladen werden, 
innerhalb eines gewissen Zeitraumes eine Mei- 
nungsäußerung zu formulieren, ln diesem Fall 
leitet das Minister-Komitee der Versammlung 
den Wortlaut der Mitteilung weiter. 

(ii) Der Text jedes Vertrags zwischen zwei 
oder mehreren Mitgliedern und von dem diese 
der Meinung sind ) daß er unter die Zuständig- 
keit des Europa-Rates fällt , wird dem Mi- 
nister-Komitee und der Versammlung vor 
Ratifikation zur Meinungsäußerung mit- 
geteilt. 


Die Signatar Staaten können nach gemein- 
samer Abstimmung fordern , daß die Mei- 
nungsäußerung des Minister-Komitees oder 
der Versammlung innerhalb eines gewissen 
Zeitraumes formuliert wird. 

(iii) Für den Fall, daß die in Absatz ( i ) 
und (ii) vorgesehene Mitteilung nicht gemacht 
worden wäre, kann jedes an diesen Initiativen 
oder Verträgen nichtteilnehmende Mitglied 
verlangen, daß dem Minister-Komitee davon 
nur zur Kenntnisnahme Mitteilung gemacht 
wird. 

Artikel 34 

Jeder Vertrag und jedes internationale Ab- 
kommen, das von einem oder mehreren Mit- 
gliedern über Gegenstände abgeschlossen wor- 
den ist, die in den Zuständigkeitsbereich des 
Europa-Rates fallen, wird dem General- 
sekretariat mit geteilt und unter seiner Ver- 
antwortung veröffentlicht. 

Artikel 35 

(a) Der Europa-Rat kann sich mit jeder 
zwischenstaatlichen Organisation beraten, kann 
mit jeder dieser Organisationen Verbindungs- 
stellen unterhalten sowie Abkommen ab - 
schließen, die die Bedingungen festlegen, unter 
denen diese Organisationen in Verbindung 
mit dem Europa-Rat gebracht werden sollen . 

Diese Abkommen müssen von der Ver- 
sammlung und vom Minister-Komitee geneh- 
migt werden. 

(b) Das Minister-Komitee und die Ver- 
sammlung können die notwendigen Anord- 
nungen treffen zur Beratung mit internatio- 
nalen, nichtstaatlichen Organisationen, die sich 
mit Angelegenheiten befassen , die in den Zu- 
ständigkeitsbereich des Europa-Rates fallen. 


Kapitel VII 

SONDERBEHÖRDEN 
Artikel 36 

Die Errichtung von Institutionen im Rah- 
men des Europa-Rates, auf welche die Teil- 
nehmerstaaten bestimmte Vollmachten auf 
einem eindeutig bestimmten Gebiet übertragen, 
wird als im Einklang mit dem Geist und 
Zweck des vorliegenden Statuts stehend be- 
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trachtet , selbst wenn nicht alle Mitglieder 
daran teilnehmen. Diese Institutionen werden 
Sonderbehörden genannt. 

Artikel 37 

Die Initiative zur Errichtung solcher Sonder- 
behörden kann vom Europa-Rat oder von 
einem oder mehreren Mitgliedern ausgehen. 

Artikel 38 

(a) T reten ein oder mehrere Mitglieder auf 
Grund der Bestimmungen von Artikel 36 in 
Verhandlungen zur Errichtung einer Sonder- 
behörde , so stehen diese Verhandlungen allen 
Mitgliedern des Europa-Rates offen. 

(b) Das Ziel , die Funktionen und die all- 
gemeinen Grundsätze einer jeden derartigen 
Sonderbehörde werden dem Minister-Komitee 
mitgeteilt , um den Europa-Rat als Ganzes mit 
der Errichtung dieser Sonderbehörde in Ver- 
bindung zu bringen und später ihre Verwal- 
tungs- und Kontrollorgane mit dem Europa- 
Rat zu verschmelzen. 

(c) Für ein Mitglied , das nicht ursprünglich 
Mitglied einer derartigen Sonderbehörde war, 
wird das Recht auf einen späteren Beitritt 
keiner Beschränkung unterworfen. 

Artikel 39 

Jede Sonderbehörde legt dem Europa-Rat 
regelmäßig Tätigkeitsberichte vor. 

Der Europa-Rat gibt der Sonderbehörde 
seine Stellungnahme zu diesen Berichten be- 
kannt. 

Artikel 40 

Jede Sonderbehörde trifft Maßnahmen, die 
den Austausch von Informationen, Dokumen- 
ten und statistischen Angaben mit dem 
Europa-Rat ermöglichen. 

Artikel 41 

Der Europa-Rat koordiniert die Tätigkeit 
der Sonderbehörden, die gemäß den vorstehen- 
den Bestimmungen mit dem Europa-Rat in 
Verbindung gebracht wurden, im Rahmen 
gemeinsamer Aussprachen, ihnen Empfeh- 
lungen vor legt sowie die Empfehlungen an 
die Regierungen der Mitglieder weiterleitet. 

Die Sonderbehörde unterrichtet den Europa- 
Rat über die Maßnahmen, die sie hinsichtlich 
dieser Empfehlungen ergriffen hat. 


Kapitel VIII 

AUSARBEITUNG VON 
KONVENTIONEN 

Artikel 4 2 

(a) Eine Konvention des Europa-Rates 
ist angenommen, wenn sie gemäß den Be- 
stimmungen des vorliegenden Statuts vom 
Minister-Komitee und von der Versammlung 
gebilligt worden ist. 

(b) Im Falle des Minister-Komitees wird 
eine Konvention nur durch Einstimmigkeit 
der Mitglieder des Komitees, die ihre Stimme 
abgeben, und einer Mehrheit der Mitglieder, 
die das Recht auf einen Sitz im Komitee 
haben, gebilligt. 

(c) Wenn aber das Komitee mit Einstimmig- 
keit bei Anwesenheit der Mehrheit der Mit- 
glieder, die das Recht auf einen Sitz im Ko- 
mitee haben, entscheidet, daß Enthaltung von 
der Teilnahme an irgendeinem Vorschlag, den 
es behandelt, erlaubt ist, soll dieser Vorschlag 
dem Komitee vorgelegt werden. Er wird dann 
als nur von den Mitgliedern, die dafür ge- 
stimmt haben, angenommen angesehen, und 
seine Wirkung wird entsprechend begrenzt 
sein. 

(d) Im Falle der Versammlung wird eine 
Konvention nur durch Zweitdrittel-Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gebilligt. 

(e) Der Entwurf einer Konvention des 
Europa-Rates kann im Minister-Komitee oder 
in der Versammlung eingebracht werden. 

Artikel 43 

(a) Jeder in der Versammlung oder im Mi- 
nister-Komitee eingebrachte und von einem 
dieser beiden Organe gebilligte Entwurf einer 
Konvention wird an das andere Organ weiter- 
geleitet, das den Entwurf gemäß den Be- 
stimmungen des vorliegenden Statuts in seiner 
ursprünglichen oder abgeänderten Fassung 
billigen oder seine Zustimmung verweigern 
kann. 

(b) Wird ein solcher Entwurf vom Mini- 
ster-Komitee oder der Versammlung in der 
ihm von dem anderen Organ übermittelten 
Fassung gebilligt, so wird dieser Entwurf eine 
Konvention des Europa-Rates. 

(c) Entscheidet das Minister-Komitee oder 
die Versammlung, den Entwurf einer Kon- 
vention in abgeänderter Fassung zu billigen, 
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so wird er dem Gemischten Komitee über- 
wiesen , das den Text der Abänderungen fest- 
legt. Diese Abänderungen werden dem Mi- 
nister-Komitee und der Versammlung zur 
endgültigen Billigung übersandt. 

Artikel 44 

Vom Europa-Rat angenommene europä- 
ische Konventionen werden in einem Original- 
Exemplar festgelegt , das vom Generalsekretär 
und den Präsidenten des Minister -Komitees 
und der Versammlung unterzeichnet wird. 
Eine gleichlautend bescheinigte Ausfertigung 
wird den Regierungen der verschiedenen Mit- 
gliedstaaten durch den Generalsekretär zu- 
gestellt. 

Artikel 45 

(a) Jede europäische Konvention muß rati- 
fiziert werden. Die Ratifikation kann aber 
stillschweigend nach Ablauf einer Frist von 
einem Jahr angenommen werden , wenn diese 
Ratifikationsart vom Minister-Komitee ein- 
stimmig beschlossen und ausdrücklich in der 
Konvention vorgesehen ist. 

(b) Im Falle , daß nach dem Verfassungs- 
recht gewisser Länder die Ratifikation einer 
Konvention nur nach Billigung durch das 
Parlament stattfinden kann , muß diese Billi- 
gung von den Regierungen innerhalb von 
sechs Monaten nach Annahme verlangt werden. 

Artikel 46 

Falls das Gegenteil nicht vorgesehen ist, 
kann eine europäische Konvention nicht ein- 
seitig gekündigt werden und ihre Abschaffung 
kann nur mit Billigung der Versammlung und 
des Minister-Komitees mit Zweidrittel-Mehr- 
heit ausgesprochen werden. 

Kapitel IX 

DAS GEMISCHTE KOMITEE 

Artikel 47 

Das Gemischte Komitee ist das Organ zur 
Koordinierung des Europa-Rates. Unbeschadet 
der Rechte des Minister-Komitees und der 
V er Sammlung umfassen die Aufgaben des Ge- 
mischten Komitees im besonderen: 

(i) die Fragen zu prüfen, die dem Minister- 
Komitee und der Versammlung gemein- 
sam sind; 


(ii) die Aufmerksamkeit dieser beiden Or- 
gane auf diejenigen Fragen zu richten, die 
für den Europa-Rat von besonderem In- 
teresse zu sein scheinen; 

(iii) Vorschläge für die Entwürfe der Tages- 
ordnungen für die Tagungen des Mini- 
ster-Komitees und der Versammlung aus- 
zuarbeiten; 

(iv) die Mittel zu prüfen und zu fördern, 
durch welche die von dem einen oder dem 
anderen dieser beiden Organe angenom- 
menen Empfehlungen praktisch durchge- 
führt werden können; 

(y) den Text der Abänderungen zu Ent- 
würfen von Konventionen gemäß den 
Bestimmungen des Artikels 43 (c) des 
Statuts festzulegen. 

Artikel 48 

(a) Das Gemischte Komitee besteht aus 
14 Mitgliedern, von denen 7 Mitglieder vom 
Minister-Komitee und 7 Mitglieder vom Stän- 
digen Ausschuß der Versammlung ernannt 
werden. 

(b) Der Generalsekretär nimmt an den 
Sitzungen des Gemischten Komitees mit be- 
ratender Stimme teil. 

Artikel 49 

(a) Die Beschlüsse des Gemischten Komitees 
werden ohne Abstimmung gefaßt. 

(b) Das Gemischte Komitee gibt sich seine 
Geschäftsordnung, die im besonderen die zur 
Beschlußfähigkeit notwendige Mitglieder zahl 
(Quorum), die Art und Weise der Ernennung 
seines Vorsitzenden und die Bedingungen sei- 
ner Einberufung bestimmt. 


Kapitel X 

DIE EXEKUTIV-ORGANE 
Artikel 50 

(a) Hohe Kommissare können für die fol- 
genden exekutiven Aufgaben die Verantwort- 
lichkeit übernehmen: 

(i) diejenigen, die das vorliegende Statut und 
besonders sein Erstes Protokoll dem 
Europa-Rat anvertrauen; 
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(ii) diejenigen, die dem Europa-Rat gemäß 
den Bestimmungen künftiger Konventio- 
nen anvertraut werden . 

(b) Außerdem können den Hohen Kommis- 
saren besondere F ünktionen und Vollmachten 
durch Konventionen, die zwischen zwei oder 
mehreren Mitgliedern des Europa-Rates be- 
schlossen wurden 9 zugeteilt werden. Entschei- 
dungen, die auf Grund dieser Konventionen 
getroffen wurden, binden nur die Mitglieder, 
die an diesen Konventionen teilnehmen . 


Artikel 5 1 

(a) Die Hohen Kommissare werden vom 
Minister-Komitee ernannt. 

(b) Im Falle, daß die Vollmachten, die sie 
ausüben sollen, ausschließlich die sind, die 
unter Absatz (b) des Artikels 50 fallen, erfolgt 
ihre Ernennung im Minister-Komitee wie 
folgt: 

(i) Die Minister als Vertreter der Signatar - 
Staaten einer oder mehrerer Konventionen, 
die die Funktionen und V olimachten der 
in Frage stehenden Hohen Kommissare 
definieren, haben beschließende Stimme. 

(ii) Die Minister, die Staaten vertreten, die 
die oder diese Konventionen nicht unter- 
zeichnet haben, haben beratende Stimme. 

(c) Die Hohen Kommissare sind dem Mini- 
ster-Komitee einzeln verantwortlich. Ihre 
Verantwortlichkeit richtet sich nach den Be- 
dingungen, die für ihre Ernennung bestimmt 
wurden. 

(d) Die Hohen Kommissare legen der Ver- 
sammlung bei jeder ihrer Tagungen Rechen- 
schaft ab. 

Wenn ihr Rechenschaftsbericht zu einer Aus- 
sprache führt, können alle Vertreter an dieser 
Aussprache teilnehmen. 

Wenn ihr Rechenschaftsbericht zu einer Ab- 
stimmung über eine Entschließung oder eine 
Empfehlung führt, und in den Fällen, in denen 
diese Entschließung oder Empfehlung die Aus- 
übung der Funktionen nach Absatz (b) des 
Artikels 50 betrifft, stimmen nur die Vertre- 
ter ab, die zu den Signatar Staaten der Kon- 
ventionen gehören, die diese F ünktionen be- 
stimmen . 


Kapitel XI 

DAS SEKRETARIAT 
Artikel- 52 

(a) Das Sekretariat besteht aus dem Ge- 
neralsekretär, den Stellvertretenden General- 
sekretären und dem erforderlichen Personal. 

(b) Der Generalsekretär und die Stell- 
vertretenden Generalsekretäre werden auf 
Empfehlung des Minister-Komitees von der 
Versammlung ernannt. 

(c) Die anderen Mitglieder des Sekretariats 
werden vom Generalsekretär gemäß der Ver- 
waltungsordnung ernannt. 

(d) Kein Mitglied des Sekretariats darf ein 
von einer Regierung bezahltes Amt innehaben, 
Mitglied der Versammlung oder eines Län- 
der-Parlamentes sein oder eine mit seinen 
Pflichten unvereinbare Tätigkeit ausüben. 

(e) Jedes Mitglied des Sekretariats muß 
durch eine feierliche Erklärung seine Verbun- 
denheit mit dem Europa-Rat versichern und 
seine Entschlossenheit bekunden, seine Amts- 
pflichten gewissenhaft zu erfüllen, ohne sich 
durch irgendwelche Rücksichten nationaler Art 
beeinflussen zu lassen. Es muß dabei seinen 
Willen zum Ausdruck bringen, daß es bei der 
Ausübung des Dienstes weder von einer Re- 
gierung noch von irgendeiner außerhalb des 
Rates stehenden Stelle Weisungen einholen 
oder entgegennehmen werde und daß es sich 
jeder Handlung enthalten werde, die mit sei- 
ner Stellung als europäischer Beamter, aus- 
schließlich dem Rat gegenüber verantwortlich, 
unvereinbar ist. Der Generalsekretär und die 
Stellvertretenden Generalsekretäre haben diese 
Erklärung vor dem Minister-Komitee und der 
Versammlung, alle anderen Mitglieder des 
Personals vor dem Generalsekretär abzugeben. 

(f) Jedes Mitglied hat den ausschließlich 
übernationalen Charakter der Obliegenheiten 
des Generalsekretärs und des Personals des 
Sekretariats zu beachten und sich jeder Be- 
einflussung dieser Personen bei der Ausübung 
ihrer Amtstätigkeit zu enthalten. 

Artikel 53 

(a) Das Generalsekretariat ist am Sitze des 
Rates eingerichtet. 

(b) Der Generalsekretär ist dem Minister- 
Komitee und der Versammlung für die Arbeit 
des Sekretariats verantwortlich. Er sorgt für 
die erforderlichen Verwaltungs- und anderen 
Dienste. 
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Kapitel XII 
FINANZEN 
Artikel 5 4 

(a) Die Ausgaben des Minister-Komitees 
und der Versammlung , der Komitees , Unter- 
komitees , Ausschüsse und Unterausschüsse der 
beiden Organe , aej Gemischten Komitees , dei 
Ständigen Ausschusses , der gemäß den Be- 
stimmungen des Statuts errichteten Exekutiv- 
Organe 3 des Generalsekretariats und alle an- 
deren gemeinsamen Ausgaben werden in dem 
Verhältnis auf die Mitglieder verteilt, das 
vom Minister -Komitee entsprechend der Be- 
völkerungszahl jedes Mitglieds festgesetzt 
wird. 

(b) Die Versammlung hat einen besonderen 
Haushalt , der jedes Jahr durch den Präsiden- 
ten der Versammlung dem Minister-Komitee 
vorgelegt wird . Kommt keine Einigung zu- 
stande , so wird er dem Gemischten Komitee 
vorgelegt. Die endgültige Entscheidung liegt 
beim Ministerkomitee. 

(c) Der Generalsekretär legt gemäß den Be- 
stimmungen der Finanzordnung jährlich den 
allgemeinen Haushalt des Europa-Rate s, der 
alle Ausgaben enthält , nach Erhalt der Mei- 
nung des Gemischten Komitees , dem Minister- 
Komitee zur Billigung vor. 

Artikel 55 

(a) Der Generalsekretär teilt den Regierun- 
gen der Mitglieder jährlich die Höhe ihres 
Beitrages mit. Die Beiträge gelten als am Tage 
dieser Mitteilung fällig; sie sind spätestens in- 
nerhalb von sechs Monaten zu Händen des 
Generalsekretärs zu entrichten. 

(b) Der Generalsekretär ist für die Bezah- 
lung der Ausgaben des Europa-Rates verant- 
wortlich , wie sie in Artikel 54 (a) des vor- 
liegenden Statuts aufgezählt sind. 

Kapitel XIII 

PRIVILEGIEN UND IMMUNITÄTEN 
Artikel 56 

Der Europarat, die Mitglieder des Minister- 
Komitees und die Vertreter in der Versamm- 
lung und die Beamten des Generalsekretariats 


genießen in den Gebieten der Mitglieder die 
für die Ausübung ihrer Amtstätigkeit erfor- 
derlichen Immunitäten und Privilegien. Auf 
Grund dieser Immunitäten können die Ver- 
treter in der Versammlung, insbesondere in- 
nerhalb des Hoheitsgebietes aller Mitglieder, 
wegen der von ihnen im Verlauf der Ver- 
handlungen in der Versammlung oder in Aus- 
schüssen geäußerten Meinungen oder abge- 
gebenen Stimmen weder verhaftet noch straf- 
rechtlich belangt werden. 


Kapitel XIV 

ÄNDERUNGSBESTIMMUNGEN 

Artikel 57 

(a) Vorschläge zur Änderung des vorliegen- 
den Statuts können im Minister-Komitee oder 
in der Versammlung eingebracht werden. 

(b) Vorbehaltlich der Bestimmungen der 
Artikel 20 und 25 werden diese Vorschläge 
auf Abänderung im Minister-Komitee und in 
der Versammlung mit Zweidrittel-Mehrheit 
der Vertreter , die Anspruch auf einen Sitz im 
Komitee und in der Versammlung haben , ge- 
billigt. 

(c) Das Minister-Komitee veranlaßt die 
Eintragung der Abänderungen, die die Be- 
stimmungen von Absatz (b) dieses Artikels 
erfüllt haben , in einem Protokoll. 

(d) Ein Protokoll zur Abänderung tritt in 
Kraft, wenn es von zwei Dritteln der Mit- 
glieder unterzeichnet und ratifiziert worden 
ist. 

(e) Unbeschadet der Bestimmungen des vor- 
stehenden Absatzes dieses Artikels: 

(i) können die Artikel 7, 20, 21 , 22, 42 bis 

46 bis zum Ablauf der vierten ordent- 
lichen Tagung der Versammlung nach In- 
kraf treten des vorliegenden Statuts nicht 
geändert werden; 

(ii) treten Änderungen der Artikel 23 bis 32, 

47 bis 49 und 54 bis 55, die vom Minister- 
Komitee und der Versammlung gemäß 
den Bestimmungen des vorstehenden Ab- 
satzes (b) dieses Artikels gebilligt wurden, 
mit dem Tage des Amtlichen Berichtes in 
Kraft, das vom Generalsekretär „ad hoc" 
aufgestellt, den Regierungen der Mitglie- 
der mitgeteilt wird und die erfolgte Billi- 
gung zu diesen Änderungen bezeugt. 
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Erstes Protokoll 

betr. Verschmelzung der europäischen Organe mit dem Europa-Rat 


Artikel 1 

Die Mitglieder des Europa-Rates, die 
Unterzeichner der Konvention für Euro- 
päische Wirtschaftliche Zusammenarbeit sind, 
verpflichten sich, Verhandlungen mit ande- 
ren Signatarstaaten aufzunehmen und Vor- 
kehrungen zu treffen, eine Verschmelzung 
des Europa-Rates und der Organe, die unter 
besagter Konvention geschaffen wurden, zu 
erreichen. 

Artikel 2 

Die Mitglieder des Europa-Rates, die 
Unterzeichner des Brüsseler Vertrages sind, 
verpflichten sich, im Einvernehmen mit den 


anderen Mitgliedern die notwendigen Maß- 
nahmen zu treffen, um eine Verschmelzung 
des Europa-Rates mit den sozialen und kul- 
turellen Organen durchzuführen, die auf 
Grund des Brüsseler Vertrags geschaffen 
wurden. 

Artikel 3 

Die Mitglieder des Europa-Rates, die zur 
Studiengruppe für eine Europäische Zoll- 
Union gehören, verpflichten sich, im Ein- 
vernehmen mit den anderen Mitgliedern die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
besagte Studiengruppe mit dem Europa-Rat 
zu verschmelzen. 


Zweites Protokoll 
betr. Sonderbehörden 


Artikel 1 

Wenn zu den Organen einer Sonder- 
behörde eine Versammlung gehört, empfiehlt 
der Europa-Rat: 

(a) daß die Mitglieder einer solchen Ver- 
sammlung nach Möglichkeit unter den Ver- 
tretern des Europarates gewählt werden; und 


(b) daß diese Versammlung ihre Sitzungen 
am Sitze des Europa-Rates abhalte. 

Artikel 2 

Das Generalsekretariat kann aufgefordert 
werden, das Verwaltungspersonal für die 
Sonderbehörden zu liefern. 


Empfehlung 


Über Hilfsmaßnahmen zugunsten der Opfer 
der Überschwemmungen in Italien 1 ) 

Die Versammlung 

Ist über die Nachrichten zu den verheeren- 
den Überschwemmungen erschüttert, die 
Italien so hart getroffen haben und auf 
Grund derer zahlreiche Menschen den Tod 
fanden, Hunderttausende von Personen ob- 
dachlos wurden und in Not gerieten und 
eine ungeheure Menge an Hab und Gut und 
Arbeitsmaterial zugrunde ging, 

Sie ist sich der Solidarität, die zwischen den 
Mitgliedsländern des Europa-Rates herrscht, 
bewußt und 

In dem Bestreben, an den Bemühungen teil- 
zunehmen, die von der Italienischen Regie- 


rung aufgewandt wurden, um den Folgen 
dieser Katastrophe zu begegnen, 

Begrüßt sie 

1. Die spontanen Initiativen, die ergriffen 
wurden, 

Empfiehlt jedoch 

2. Dem Minister-Komitee, mit Dringlich- 
keit praktische Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Opfern des Unglücks eine wirksame 
Hilfe zuteil werden zu lassen. 


i) Dieser Beschluß wurde von der Versammlung 
einstimmig im Laufe ihrer 18. Sitzung, am 26. No- 
vember 1951, angenommen (siehe Protokoll der 
Sitzung). 
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ENTSCHLIESSUNGEN 


Erste Entschließung, die von der Versammlung 
im Laufe des zweiten Teiles der Dritten Tagung 
angenommen wurde. 

Entschließung 6 

Über die Schaffung einer Europäischen 
Briefmarke x ) 

Die Versammlung 

Hat von den Arbeiten Kenntnis genom- 
men, die vom Ausschuß für Wirtschafts- 
fragen auf die Empfehlung über die Schaf- 
fung einer einheitlichen Europäischen Brief- 
marke hin durchgeführt wurden, 

Sie erkennt angesichts dieser Arbeiten an, 
daß die Verwirklichung dieser oben erwähn- 
ten Empfehlung Gefahr läuft, im Augenblick 
an der Reserve der meisten Mitgliedstaaten 
zu scheitern, 

Sie bringt den Wunsch zum Ausdruck, daß 
die Untersuchungen von den interessierten 
Dienststellen der Mitgliedstaaten fortgesetzt 
werden, damit man Lösungen ins Auge fassen 
kann, die die Annahme der ursprünglichen 
Empfehlung der Versammlung den Staaten 
leichter machen, 

Sie fordert den Generalsekretär auf, mit 
der zuständigen Verwaltung der französi- 
schen Regierung dje notwendigen Ab- 
machungen für die Ausgabe einer Sonder- 
Serie von Briefmarken des Europa-Rates zu 
treffen, — als erstem symbolischen Schritt in 
Richtung auf die Einführung einer einheit- 
lichen Europäischen Briefmarke. 


i) Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 32. Sitzung, am 5. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 53, Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftsfragen). 


Entschließung 7 

Betr.: Revision der Geschäftsordnung 
der Versammlung x ) 

Die Geschäftsordnung der Versammlung 
wird wie folgt geändert: 

Kapitel I 

TAGUNGEN DER VERSAMMLUNG 
Artikel 1 

Zeitpunkt und Einberufung der ordentlichen 
Tagungen 

1. Die Beratende Versammlung hält jedes 
Jahr eine ordentliche Tagung ab, die in 
mehrere Abschnitte aufgeteilt werden kann. 
Die Tagungstermine werden so gewählt, daß 
eine Überschneidung mit den Tagungen der 
Parlamente und den Tagungen der General- 
versammlung der Vereinten Nationen mög- 
lichst vermieden wird. 

2. Der Zeitpunkt der Eröffnung oder der 
Wiederaufnahme einer Tagung wird von 
dem Ständigen Ausschuß in der Weise fest- 
gesetzt, daß die Vertreter und deren Stell- 
vertreter persönlich mindestens 6 Wochen 
im voraus davon in Kenntnis gesetzt werden 
können. 

Artikel 2 

Zeitpunkt und Einberufung der außerordent- 
lichen Tagungen 

Die Beratende Versammlung kann ent- 
weder auf Veranlassung des Minister- 


i) Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 90, Bericht des Aus- 
schusses für Geschäftsordnung und Privilegien). 
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Komitees oder des Präsidenten der Versamm- 
lung nach gegenseitiger Vereinbarung, die 
sich gleichzeitig auf die Festsetzung des Zeit- 
punktes der Tagung erstreckt, zu einer 
außerordentlichen Tagung einberufen 
werden. 

Artikel 3 
Tagungsort 

1. Sofern die Versammlung und das Mi- 
nister-Komitee in gegenseitigem Einverneh- 
men nicht anders bestimmen, werden die 
ordentlichen Tagungen der Versammlung am 
Sitze des Rates abgehalten. 

2. Die außerordentlichen Tagungen wer- 
den an dem vom Minister-Komitee und dem 
Präsidenten der Versammlung gemeinsam 
festgelegten Ort abgehalten. 

Artikel 4 

Dauer der Tagungen 

1. Sofern die Versammlung und das Mi- 
nister-Komitee gemeinsam keine andere Ent- 
scheidung treffen, darf eine ordentliche 
Tagung der Versammlung nicht länger als 
31 Tage dauern. 

2. Die außerordentlichen Tagungen sind 
beendet, wenn die Versammlung ihre Tages- 
ordnung abgewickelt hat. 


Kapitel II 

PRÜFUNG DER VOLLMACHTEN UND 
WAHL DES BÜROS 

Artikel 5 
Alterspräsident 

L Zu Beginn einer ordentlichen Tagung 
übernimmt der älteste anwesende Vertreter 
die Geschäfte des Präsidenten, die er so 
lange führt, bis die Wahl eines Präsidenten 
erfolgt ist. 

2. Unter dem Vorsitz des Alterspräsiden- 
ten darf keinerlei Debatte stattfinden, die 
nicht mit der Wahl des Präsidenten oder 
der Konstituierung des mit der Prüfung der 
Vollmachten beauftragten Ausschusses oder 
mit dessen Geschäftsbericht im Zusammen- 
hang steht. 


Artikel 6 
Prüfung der Vollmachten 

1. Die Beglaubigungsschreiben der Ver- 
treter und ihrer Stellvertreter müssen von 
den Mitgliedstaaten auf einem ihnen vom 
Generalsekretär des Rates zugeleiteten Form- 
blatt eingereicht werden. Dieses Form- 
blatt soll dem Generalsekretär des Rates 
möglichst mindestens 8 Tage vor Eröffnung 
der Tagungen zurückgereicht werden. 

2. Ein Ausschuß von zehn durch das Los 
bestimmten Vertretern wird damit beauf- 
tragt, diese Vollmachten zu überprüfen und 
der Versammlung hierüber unverzüglich 
Bericht zu erstatten. 

3. Der Ausschuß überprüft etwaige Bean- 
standungen und bestätigt die Gültigkeit der 
Ernennungen und ihre Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen des Statuts des 
Europa-Rates. 

4. Alle Vertreter oder Stellvertreter, bei 
denen die Gültigkeit der Vollmacht ange- 
fochten wird, nehmen bis zur Entscheidung 
durch die Versammlung mit den gleichen 
Rechten wie die anderen Vertreter oder 
Stellvertreter vorläufig an den Sitzungen 
teil. 

Artikel 7 

Dauer des Mandats der Vertreter und 

Stellvertreter 

aufgehoben und an den Ausschuß 

zurückverwiesen 

Artikel 8 

Büro der Versammlung 

1. Das Büro der Versammlung besteht aus 
einem Präsidenten und sechs Vizepräsidenten. 

2. Die Wahl des Büros wird nach 
Prüfung der Vollmachten der Vertreter und 
Stellvertreter gemäß Artikel 6 oben vorge- 
nommen. 

Artikel 9 
Wahl des Büros 

L Kein Vertreter kann für das Amt des 
Präsidenten oder Vizepräsidenten kandi- 
dieren, wenn seine Bewerbung nicht von 
mindestens drei Vertretern schriftlich befür- 
wortet eingereicht wurde. 
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2. Der Präsident und die Vizepräsidenten 
werden in geheimer Abstimmung gewählt. 
Mit der Auszählung der abgegebenen Stim- 
men werden zwei durch das Los ermittelte 
Stimmenzähler beauftragt. 

3. Zuerst wird der Präsident gewählt. 
Wenn nach zwei Wahlgängen kein Bewerber 
die absolute Mehrheit der Stimmen der Ver- 
treter der Versammlung auf sich vereinigen 
konnte, erfolgt seine Wahl beim dritten 
Wahlgang mit Stimmenmehrheit. Bei Stim- 
mengleichheit gilt der älteste Bewerber als 
gewählt. 

4. Nach Wahl des Präsidenten übergibt 
der Alterspräsident diesem den Vorsitz. 

5. Danach werden die sechs Vizepräsiden- 
ten mit dem gleichen Wahlzettel gewählt. 
Diejenigen Bewerber, die beim ersten Wahl- 
gang die absolute Mehrheit der Stimmen der 
Vertreter der Versammlung erhalten, gelten 
als gewählt. Sind weniger Bewerber gewählt 
als Sitze vorhanden, wird für die noch nicht 
gewählten Bewerber nach dem gleichen Ver- 
fahren ein zweiter Wahlgang veranstaltet. Ist 
ein dritter Wahlgang erforderlich, dann gel- 
ten diejenigen Bewerber als in die freien 
Sitze gewählt, die bei diesem Wahlgang die 
Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt 
haben. Bei Stimmengleichheit gelten die 
ältesten Bewerber als gewählt. 

6. Die Reihenfolge des Vorsitzes der Vize- 
präsidenten richtet sich nach der Reihenfolge 
ihrer Wahl, bei Stimmengleichheit nach dem 
Alter. 

7. Der Präsident und die Vizepräsidenten 
bleiben bis zur Eröffnung der nächsten 
ordentlichen Tagung im Amt. Muß einer 
von ihnen ersetzt werden, so wird sein Nach- 
folger gemäß den obigen Bestimmungen ge- 
wählt. 


Kapitel III 

PFLICHTEN DES PRÄSIDENTEN 
ORDNUNG UND ORDNUNGSDIENST 

Artikel 10 
Der Präsident 

1. Die Sitzungen werden vom Präsidenten 
eröffnet, unterbrochen und aufgehoben. Am 
Ende jeder Sitzung schlägt der Präsident Tag, 
Stunde und Tagesordnung der nächsten 


Sitzung vor. Der Präsident leitet die De- 
batten der Versammlung, gewährleistet die 
Einhaltung der Geschäftsordnung, hält die 
Ordnung aufrecht, erteilt das Wort, erklärt 
die Debatten für geschlossen, bringt Fragen 
zur Abstimmung und verkündet die Ab- 
stimmungsergebnisse. Er leitet die Angelegen- 
heiten an die zuständigen Ausschüsse weiter. 

2. Er beteiligt sich weder an den Debatten 
noch an den Abstimmungen. Der Stellver- 
treter des Präsidenten ist befugt, an dessen 
Stelle an den Sitzungen teilzunehmen, das 
Wort zu ergreifen und seine Stimme abzu- 
geben. 

3. Der Präsident unterrichtet das Minister- 
Komitee über die von der Versammlung in 
Form von Empfehlungen angenommenen 
Beschlüsse. 

Artikel 11 

Vizepräsidenten 

1. Im Falle der Abwesenheit oder Ver- 
hinderung wird der Präsident von einem der 
Vizepräsidenten vertreten. 

2. Der Stellvertreter des Vizepräsidenten, 
der das Amt des Präsidenten führt, kann an 
seiner Stelle an den Sitzungen der Versamm- 
lung teilnehmen, das Wort ergreifen und 
seine Stimme abgeben. 

Artikel 12 

Aufrechterhaltung der Ordnung 

1. Der Präsident ruft jeden Vertreter, der 
die Sitzung stört, zur Ordnung. 

2. Im Wiederholungsfälle ruft ihn der 
Präsident nochmals zur Ordnung und veran- 
laßt die Eintragung dieses Ordnungsrufes in 
das Sitzungsprotokoll. 

3. Bei nochmaliger Ruhestörung kann der 
Präsident ihn für den Rest der Sitzung aus 
dem Saale verweisen. 

4. In besonders schweren Fällen kann der 
Präsident der Versammlung vorschlagen, eine 
Rüge auszusprechen. Diese hat den sofortigen 
Ausschluß aus dem Saal für die Dauer von 
zwei bis fünf Tagen zur Folge. Der Ver- 
treter, gegen den diese Disziplinar-Maß- 
nahme beantragt wurde, hat jederzeit das 
Recht auf Gehör. 

5. Die Rüge wird ohne Debatte durch 
Sitzenbleiben bzw. Erheben von den Plätzen 
ausgesprochen. 
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6. Verletzende Worte gegenüber Völkern 
oder Äußerungen, die eine ordnungsgemäße 
Führung der Debatte verhindern, sind unter- 
sagt. Der Präsident kann unbeschadet seiner 
anderen disziplinarischen Vollmachten diese 
Worte aus den Sitzungsprotokollen streichen 
lassen. Bei Interventionen von Vertretern, 
die keine vorherige Sprecherlaubnis erhalten 
haben, kann er in gleicher Weise verfahren. 

Artikel 13 

Ordnungsdienst im Sitzungssaal und auf den 
Tribünen 

1. Mit Ausnahme der Vertreter, der Mit- 
glieder des Minister-Komitees und des Per- 
sonals, dessen Dienstgeschäfte seine Anwesen- 
heit erfordern, darf niemand den Sitzungs- 
saal betreten. 

2. Nur solche Personen, die sich im Be- 
sitze einer ordnungsgemäß vom Präsidenten 
oder vom Generalsekretär zu diesem Zwecke 
ausgestellten Karte befinden, werden auf den 
Tribünen zugelassen. 

3. Das auf den Tribünen zugelassene Publi- 
kum muß Sitzenbleiben und sich ruhig ver- 
halten. Wer Zustimmung oder Mißbilligung 
äußert, wird von den Aufsichtsbeamten 
unverzüglich aus dem Sitzungssaal entfernt. 

Kapitel IV 

TAGESORDNUNG DER TAGUNGEN 
Artikel 14 

Aufstellung der Tagesordnung 

1. Eine vorläufige Liste der Fragen, die 
auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen, 
wird den Vertretern und Stellvertretern 
gleichzeitig mit der in Artikel 1 oben er- 
wähnten Benachrichtigung zugestellt. 

Diese Liste enthält: 

(a) den Satzungsbericht und die Botschaft 
des Minister-Komittes, 

(b) die von den nationalen oder internatio- 
nalen Organisationen in Durchführung 
der zwischen diesen Organisationen und 
der Versammlung getroffenen Ab- 
machungen unterbreiteten Berichte, 

(c) den Tätigkeitsbericht des Ständigen Aus- 
schusses, 


(d) die vom Minister-Komitee zur Stellung- 
nahme oder erneuter Beratung unter- 
breiteten Fragen, 

(e) die an die Ausschüsse verwiesenen 
Fragen, 

(f) die Fragen, deren Aufnahme in die 
Tagesordnung gemäß den Bestimmun- 
gen von Artikel 15 unten entweder von 
der Versammlung oder von dem Ständi- 
gen Ausschuß angeordnet wurde. 

2. Am vierten Tage der Tagung wird eine 
Ergänzungsliste veröffentlicht. Diese enthält 
alle Fragen, deren Aufnahme in die Tages- 
ordnung nach Veröffentlichung der in Ab- 
satz 1 dieses Artikels erwähnten vorläufigen 
Liste gebilligt wurde. 

3. Das Büro koordiniert die verschiedenen 
Fragen und bestimmt die Reihenfolge ihrer 
Erörterung. Der Entwurf der auf diese Weise 
aufgestellten Tagesordnung wird der Ver- 
sammlung, die sie abändern kann, vorgelegt. 

4. Die Versammlung entscheidet über den 
Entwurf der Tagesordnung mit absoluter 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Artikel 15 

Anträge auf Aufnahme von Fragen in die 
Tagesordnung 

1. In den Anträgen auf Aufnahme in die 
Tagesordnung dürfen nur die vorgeschlagene 
Frage und die Gründe für ihre Aufnahme in 
die Tagesordnung enthalten sein. 

2. Diese Anträge müssen von mindestens 
zehn Vertretern schriftlich eingereicht werden. 

3. Die im Büro abgegebenen Anträge, die 
in die Tagesordnung der nächsten Tagung 
oder Sitzung aufgenommen werden sollen, 
werden von der Versammlung am letzten 
Tage der Tagung oder während der laufen- 
den Sitzung geprüft. 

Zwischen den Tagungen eingereichte An- 
träge werden von dem Ständigen Ausschuß 
geprüft. 

Nach Eröffnung oder Wiederaufnahme der 
Tagung können Anträge auf Aufnahme einer 
Frage in die Tagesordnung der gleichen 
Tagung oder Sitzung nur während der ersten 
drei Tage beim Büro hinterlegt werden. Die 
Anträge werden von der Versammlung am 
Ende des dritten Tages der Tagung, jedoch 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Ar- 
tikel 16 und 44 unten geprüft. 
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4, Zur Aufnahme einer Frage in die Tages- 
ordnung ist die Zweidrittel-Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen, die mindestens zu 
einem Drittel aus den Stimmen der Ver- 
treter der Versammlung bzw. der Mitglieder 
des Ständigen Ausschusses bestehen muß, er- 
forderlich. 

Artikel 16 

Abänderungs- oder Zusatzanträge zur 

Tagesordnung 

1. Nach Annahme der Tagesordnung und 
unbeschadet der Bestimmungen von Ar- 
tikel 44 unten müssen Anträge auf Abände- 
rung einer oder mehrerer Fragen auf der 
Tagesordnung oder auf Aufnahme neuer 
Fragen von mindestens zehn 1 ) Vertretern 
unterzeichnet sein. 

2. Das Büro entscheidet mit Zweidrittel- 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, ob ein 
solcher Antrag der Versammlung vorgelegt 
werden soll und schlägt im Bejahungsfälle 
einen Zeitpunkt für die Überprüfung des 
Antrages vor. 

3. Über die Abänderung oder die Neuauf- 
nahme einer Frage wird von der Versamm- 
lung mit Zweidrittel-Mehrheit entschieden, 
wobei mindestens ein Drittel der Stimmen 
von Vertretern der Versammlung angegeben 
sein muß. 

Kapitel V 

SPRACHEN UND VERÖFFENT- 
LICHUNG DER DEBATTEN 

Artikel 17 
Offizielle Sprachen 

1. Die offiziellen Sprachen der Versamm- 
lung sind französisch und englisch. 

2. Alle Dokumente der Versammlung 
müssen in den beiden offiziellen Sprachen ab- 
gefaßt sein. 

Artikel 18 

Sitzungen der Versammlung 

1. Die in einer der offiziellen Sprachen ge- 
haltenen Reden werden gleichzeitig in die 
andere offizielle Sprache übersetzt. 

1 ) Der englische Text spricht von 20 Vertretern. 


2. Die Reden können in einer nicht- 
offiziellen Sprache gehalten werden. In 
diesem Falle muß der Redner für die fort- 
laufende Übersetzung in eine der beiden 
offiziellen Sprachen, aus der gleichzeitig in 
die andere Sprache übersetzt wird, selbst 
Sorge tragen. 

Artikel 19 
Sitzungen der Ausschüsse 

1. Ist bei den Ausschußsitzungen eine 
Übersetzung notwendig, so kann nur eine 
anschließende Übertragung aus der einen 
offiziellen Sprache in die andere vorge- 
nommen werden. 

2. Jedoch kann ein Vertreter, der keine 
der offiziellen Sprachen spricht, seinen eige- 
nen Dolmetscher mitbringen, der nur in eine 
der beiden offiziellen Sprachen übersetzen 
darf. Die Übersetzung in die andere offi- 
zielle Sprache erfolgt nur auf ausdrückliches 
Verlangen eines Ausschußmitglieds. 

Artikel 20 

Öffentlichkeit der Debatten 

Sofern die Versammlung nicht anders be- 
schließt, sind ihre Debatten öffentlich. 

Artikel 21 

Sitzungsprotokolle 

1. Das Protokoll jeder einzelnen Sitzung 
wird mindestens eine halbe Stunde vor Er- 
öffnung der nächsten Sitzung verteilt. 

2. Zu Beginn jeder Sitzung legt der Präsi- 
dent der Versammlung das Protokoll der 
vorhergehenden Sitzung vor. Wird kein 
Einspruch erhoben, gilt das Protokoll als 
angenommen. 

3. Werden Einsprüche gegen das Protokoll 
erhoben, so entscheidet die Versammlung von 
Fall zu Fall über die verlangten Abände- 
rungen. Werden diese Abänderungen ange- 
nommen, erfolgt eine entsprechende Ein- 
tragung in das Protokoll der laufenden 
Sitzung. 

4. Das vom Präsidenten und dem Kanzler 
Unterzeichnete Sitzungsprotokoll wird ge- 
druckt und im Archiv der Versammlung auf- 
bewahrt. 
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KAPITEL VI 


Artikel 2 2 

Stenographische Protokolle der Debatten 

1. Uber jede Sitzung wird ein Steno- 
graphisches Protokoll in den beiden offi- 
ziellen Sprachen abgefaßt und schnellstmög- 
lich verteilt. Eine in einer der offiziellen 
Sprachen gehaltene Rede wird in der gleichen 
Sprache und im vollen Wortlaut im steno- 
graphischen Protokoll wiedergegeben. Die 
gleichzeitige Übersetzung dieser Rede wird 
in zusammengefaßter Form in das in der 
anderen offiziellen Sprache abgefaßte steno- 
graphische Protokoll aufgenommen. Wird 
eine Rede in einer nichtoffiziellen Sprache 
gehalten, so wird ihre anschließende Über- 
setzung als offizieller Text angesehen. 

2. Die Redner müssen die stenographischen 
Aufzeichunngen ihrer Reden spätestens einen 
Tag nach Übermittlung des stenographischen 
Protokolls an sie dem Sekretariat einreichen. 

3. Nach jeder Tagung oder Sitzung wer- 
den die stenographischen Protokolle der 
Debatten im vollen Wortlaut in beiden 
offiziellen Sprachen veröffentlicht. 


Artikel 23 

Amtliche Dokumente der Versammlung 

1. Die offiziellen Dokumente der Ver- 
sammlung werden in einer von anderen 
Dokumenten abweichenden Form veröffent- 
licht, numeriert und mit der Bezeichnung 
„Amtliches Dokument der Versammlung“ 
versehen. 

2. Amtliche Dokumente der Versammlung 
sind: 

(a) die Tagesordnung, 

(b) das Sitzungsprotokoll, 

(c) das stenographische Protokoll der De- 
batten, 

(d) die Anträge des Minister-Komitees auf 
Stellungnahme oder erneute Beratung, 
die Anträge auf Aufnahme in die Tages- 
ordnung, die von den Vertretern oder 
Stellvertretern beim Büro hinterlegten 
Vorschläge, die Berichte der Ausschüsse 
und die Abänderungen hierzu, 

(e) die an das Ministerkomitee gerichteten 
Empfehlungen und Stellungnahmen, 

(f) die Entschließungen. 


ORGANISATION DER SITZUNGEN 
UND VERFAHRENSREGELN FÜR DIE 
DEBATTEN 

Artikel 24 

Zeitplan und Tagesordnung 

1. Sofern die Versammlung nicht anders 
beschließt, werden die Vormittagssitzungen 
um 10 Uhr eröffnet und spätestens um 
13 Uhr geschlossen. Die Nachmittags- 
sitzungen werden um 15 Uhr eröffnet und 
spätestens um 18.30 Uhr geschlossen. Die 
Sitzungen beginnen spätestens 5 Minuten 
nach der festgesetzten Zeit. 

2. Zu Ende jeder Sitzung setzt die Ver- 
sammlung auf Vorschlag des Präsidenten 
Tag und Tagesordnung der nächsten Sitzung 
fest. 

3. Die Tagesordnung wird unter Berück- 
sichtigung der Priorität der auf die Tages- 
ordnung der Sitzung gesetzten Fragen auf- 
gestellt; ausgenommen hiervon sind die ge- 
mäß Artikel 44 unten angewandten Dring- 
lichkeitsverfahren. 

Artikel 25 
Anwesenheitsliste 

Vor Beginn der Sitzung tragen sich die 
Vertreter in die Anwesenheitsliste ein. 

Artikel 26 

Mitteilungen an die Versammlung 

Unmittelbar nachdem das Protokoll der 
vorhergehenden Sitzung gebilligt wurde und 
bevor zur Tagesordnung übergegangen wird, 
gibt der Präsident der Versammlung von 
den sie angehenden Mitteilungen Kenntnis. 

Artikel 27 
Debattenordnung 

1. Sofern die Versammlung nicht anders 
beschließt, geht der Untersuchung einer Frage 
durch einen Ausschuß eine allgemeine Aus- 
sprache voraus. 

2. Die allgemeine Aussprache behandelt 
die Frage prinzipiell und in großen Zügen. 
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3. Nachdem die allgemeine Aussprache be- 
endet oder beschlossen wurde, keine Aus- 
sprache abzuhalten, überweist die Versamm- 
lung die beim Büro hinterlegten Texte dem 
zuständigen Ausschuß. Beschließt die Ver- 
sammlung durch namentliche Abstimmung, 
die Frage nicht an einen Ausschuß zu über- 
weisen, so findet keine weitere Erörterung 
dieser Frage mehr statt. 

4. Die Prüfung der Texte erstreckt sich 
nur auf den Bericht des mit der Frage be- 
faßten Ausschusses. Sofern die Versammlung 
nicht die Bestimmungen von Artikel 44 
unten über das Dringlichkeitsverfahren an- 
wendet, darf die Prüfung frühestens einen 
vollen Tag nach der Verteilung des Berichtes 
beginnen. 

5. Ist die Prüfung des Textes beendet, 
können vor Abstimmung über den gesamten 
Text nur Erläuterungen zur Abstimmung 
gegeben werden. 

Artikel 28 
Einbringung von Anträgen 

Die Anträge über Empfehlungen oder Ent- 
schließungen dürfen nur solche Fragen be- 
inhalten, die vorher auf die Tagesordnung 
gesetzt worden sind. Über die Annahme der 
Anträge entscheidet der Präsident. 

Artikel 29 
Abänderungsanträge 

1. Jeder Vertreter kann Abänderungs- 
anträge Vorbringen und erläutern. 

2. Die Abänderungsanträge dürfen sich 
nur auf den Text beziehen, dessen Abände- 
rung durch sie bezweckt wird. Der Präsident 
entscheidet über ihre Annahme. Die Abände- 
rungsanträge dürfen sich nur auf den mate- 
riellen Text beziehen. Sie müssen von ihrem 
Verfasser unterzeichnet sein und sind, sofern 
sie nicht während der Debatte eingebracht 
werden, rechtzeitig auf dem Büro zu hinter- 
legen, damit Druck und Verteilung vor der 
Debatte über sie möglich ist. 

3. Die Abänderungstexte haben Vorrang 
vor dem Text, auf den sie sich beziehen, und 
werden vor letzterem zur Abstimmung ge- 
bracht. 

4. Beziehen sich zwei oder mehrere sich 
gegenseitig widersprechende Abänderungs- 
anträge auf denselben Absatz, genießt der 


Abänderungsantrag, der sich am weitesten 
von dem Text des Ausschusses unterscheidet, 
Vorrang vor den anderen und wird zuerst 
zur Abstimmung gebracht. Seine Annahme 
hat die Abweisung der anderen Abänderungs- 
anträge zur Folge. Wird er abgewiesen, so 
gelangt der vorrangmäßig nächste Abände- 
rungsantrag zur Abstimmung. Dies gilt 
gleidhermaßen für alle weiteren Abänderungs- 
anträge. Bestehen Zweifel über den Vorrang, 
so entscheidet der Präsident. 

5. Die Zurückverweisung an den Ausschuß 
kann jederzeit verlangt werden. 

Durch die Zurückverweisung eines Ab- 
änderungsantrages wird die Aussprache nicht 
unbedingt unterbrochen. Die Versammlung 
kann dem Ausschuß eine Frist setzen, inner- 
halb derer der Ausschuß seinen Entscheid 
über die an ihn verwiesenen Abänderungs- 
anträge vorlegen muß. 

Artikel 30 

Direktiven der Versammlung 

1. Jeder Vertreter kann auf dem Büro 
der Versammlung solche Direktivvorschläge 
hinterlegen, die ausschließlich Verfahrens- 
fragen oder die Organisation der Arbeit der 
Versammlung zum Gegenstand haben. Über 
die Annahme dieser Vorschläge entscheidet 
der Präsident. 

2. Die Direktivvorschläge werden nicht 
an einen Ausschuß verwiesen; sie werden am 
Ende der allgemeinen Aussprache, mit der sie 
in Zusammenhang stehen, oder nach Auf- 
nahme in die Tagesordnung einer Sitzung 
gemäß den Bestimmungen von Artikel 24 
oben von der Versammlung diskutiert. 

Artikel 3 1 
Das Recht der Rede 

1. Ein Vertreter darf erst nach Aufforde- 
rung durch den Präsidenten das Wort er- 
greifen. Der Redner spricht von seinem 
Platz aus und wendet sich an den Präsi- 
denten. Der Präsident kann ihn auffordern, 
sich auf das Rednerpult zu begeben. 

2. Die Vertreter, die das Wort ergreifen 
wollen, tragen sich vor Eröffnung der Sitzung 
in eine hierzu bestimmte Liste ein oder 
melden sich während der Sitzung zum Wort. 
Im Interesse der Aussprache kann der Präsi- 
dent von der Reihenfolge der Eintragungen 
oder der Anträge abweichen. Im Rahmen des 
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möglichen achtet er darauf, daß Redner für 
oder gegen die zur Debatte stehende Frage 
nacheinander das Wort erhalten. Eine be- 
gonnene Rede darf nicht unterbrochen und 
in der nächsten Sitzung fortgesetzt werden. 

3. Ein Redner darf, außer wenn er zur 
Ordnung gerufen wird, nicht unterbrochen 
werden. Er darf jedoch mit Erlaubnis des 
Präsidenten seine Darlegungen unterbrechen, 
um einem anderen Vertreter die Möglichkeit 
zu geben, ihm eine Frage über einen be- 
stimmten Punkt seiner Rede zu stellen. 

4. Weicht ein Redner vom Thema ab, ruft 
ihn der Präsident zur Sache. Wird ein Red- 
ner im Verlauf ein- und derselben Debatte 
zweimal zur Sache gerufen, kann ihm der 
Präsident beim dritten Mal das Wort für 
den Rest der Aussprache über das gleiche 
Thema entziehen. 

5. Die Mitglieder des Minister-Komitees 
und der Berichterstatter über eine zur Dis- 
kussion stehende Frage werden auf ihren An- 
trag gehört. 

6. Den Vertretern wird auf Wunsch, je- 
doch erst am Ende der Sitzung, das Wort zu 
persönlichen Erklärungen erteilt. 

7. Die Redezeit für Abstimmungserklä- 
rungen, persönlich Erklärungen und Inter- 
ventionen über die Annahme des Protokolls 
der vorhergehenden Sitzung, die Festsetzung 
der Tagesordnung einer Sitzung und alle 
Verfahrensfragen wird auf fünf Minuten be- 
schränkt. 

Artikel 32 
V erf ahrensantr äge 

1. Ein Vertreter erhält bevorzugt Rede- 
erlaubnis, wenn er beabsichtigt 

(a) den Präsidenten auf einen Verstoß gegen 
die Geschäftsordnung der Versammlung 
aufmerksam zu machen, 

(b) eine Vorfrage zu stellen oder einen Auf- 
schiebungsantrag vorzubringen, 

(c) die Vertagung der Versammlung zu be- 
antragen; diese Vertagung kann jedoch 
innerhalb der gleichen Aussprache nur 
einmal beantragt werden, 

(d) die Schließung der Aussprache zu bean- 
tragen. 

2. Diese Anträge haben Vorrang vor dem 
Hauptthema, dessen Aussprache bis nach 
ihrer Erörterüng ausgesetzt wird. 


3. Es können nur der Antragsteller, ein 
Sprecher gegen den Antrag, der Bericht- 
erstatter oder der Vorsitzende des betreffen- 
den Ausschusses oder der betreffenden Aus- 
schüsse gehört werden. 

4. Die Versammlung stimmt über diese 
Fragen durch Erheben von den Plätzen oder 
Sitzenbleiben ab. 

Artikel 3 3 
Organisation der Debatten 

1. Das Büro kann nach eigenem Ermessen 
der Versammlung die Aufstellung eines Pro- 
gramms und eines Zeitplanes für eine be- 
stimmte Debatte vorschlagen. 

2. Die Versammlung stimmt über diese 
Vorschläge ohne Aussprache durch Erheben 
von der Plätzen oder Sitzenbleiben ab. 

Kapitel VII 

ABSTIMMUNG 

Artikel 34 
Abstimmungsverfahren 

1. Die Versammlung stimmt im allge- 
meinen durch Handaufheben ab. 

2. Ist die Abstimmung mit erhobenen 
Händen nicht eindeutig, stimmt die Ver- 
sammlung durch Erheben von den Plätzen 
und Sitzenbleiben ab. 

3. Auf Antrag von mindestens zehn Ver- 
tretern findet die Abstimmung durch 
namentlichen Aufruf statt, es sei denn, daß 
ein anderes Abstimmungsverfahren ausdrück- 
lich vorgesehen ist. 

4. Die Abstimmung über den gesamten 
Entwurf einer Empfehlung oder einer Ent- 
schließung muß in jedem Fall durch nament- 
lichen Aufruf durchgeführt werden. 

5. Der namentliche Aufruf geschieht nach 
dem Alphabet und beginnt mit dem Namen 
des durch das Los bestimmten Vertreters. 
Die Abstimmung geschieht mündlich und 
wird durch „Ja“, „Nein“ oder „Enthaltung“ 
ausgedrückt. Bei der Auszählung der abgege- 
benen Stimmen werden nur die „Ja-“ und 
„Nein-Stimmen“ berücksichtigt. Die Stim- 
menauszählung wird vom Präsidenten an- 
geordnet, der auch das Ergebnis der Ab- 
stimmung bekanntgibt. Das Ergebnis der 
Abstimmung wird in das Protokoll der 
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Sitzung aufgenommen und zwar in alpha- 
betischer Reihenfolge der Namen der Ver- 
treter. 

6. Bei Ernennungen findet eine geheime 
Wahl statt. Bei der Auszählung der ab- 
gegebenen Stimmen werden nur die Stimm- 
zettel berücksichtigt, die die Namen der Per- 
sonen enthalten, deren Bewerbung ordnungs- 
gemäß eingereicht wurde. 

Artikel 3 5 
Erforderliche Mehrheiten 

Die erforderlichen Mehrheiten sind; 

(a) bei dem Entwurf einer Empfehlung oder 
Stellungnahme an das Minister-Komitee, 
bei der Aufnahme einer Frage in die 
Tagesordnung oder der Annahme des 
Dringlichkeitsverfahrens, bei der Auf- 
stellung eines Ausschusses und der Fest- 
setzung des Zeitpunktes der Eröffnung 
oder der Wiederaufnahme ordentlicher 
T agungen, eine . Zweidrittel-Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen; hiervon muß 
mindestens ein Drittel von den Ver- 
tretern der Versammlung oder den Mit- 
gliedern des Ständigen Ausschusses ab- 
gegeben sein, 

(b) bei .Ernennungen vorbehaltlich der Be- 
stimmungen von Artikel 9 oben, die ab- 
solute Mehrheit der beim ersten Wahl- 
gang und die relative Mehrheit der 
beim zweiten Wahlgang abgegebenen 
Stimmen, 

(c) bei dem Entwurf einer Entschließung 
oder allen anderen Beschlüssen, die 
absolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 

Artikel 3 6 
Quorum (Beschlußfähigkeit) 

1. Die Versammlung kann nur bei An- 
wesenheit der Mehrzahl der Vertreter eine 
Empfehlung oder eine Entschließung an- 
nehmen. 

2. Jede nicht namentliche Abstimmung 
ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Ab- 
stimmenden gültig, sofern der Präsident 
nicht vor Beginn der Abstimmung ersucht 
worden ist, die Zahl der Anwesenden fest- 
zustellen. 

3. Eine Abstimmung durch namentlichen 
Aufruf oder über Fragen, die gemäß Ar- 


tikel 35 Absatz 1 eine Mehrheit erfordern, 
ist unter keinen Umständen gültig, und das 
Ergebnis darf nicht veröffentlicht werden, 
wenn aus der Abstimmung ersichtlich ist, daß 
die Mehrzahl der Vertreter nicht anwesend 
war. 

4. Bei Beschlußunfähigkeit wird die Ab- 
stimmung auf die nächste Sitzung ver- 
schoben. 

Artikel 37 
Stimmrecht 

Das Stimmrecht ist persönlich. Die Ab- 
stimmung in Vertretung ist untersagt. Der 
an Stelle eines abwesenden oder verhinderten 
Vertreters zur Einnahme von dessen Platz 
berechtigte Stellvertreter stimmt in eigenem 
Namen ab. 

Artikel 38 

Stellvertreter 

1. Vertreter, die an der Teilnahme an 
einer Sitzung der Versammlung verhindert 
sind, können sich durch Stellvertreter gleicher 
Staatsangehörigkeit vertreten lassen. 

2. Die ordnungsgemäß ernannten Stell- 
vertreter haben die gleichen Rechte in der 
Versammlung wie die Vertreter. 


Kapitel VIII 

STÄNDIGER AUSSCHUSS DER 
VERSAMMLUNG 

Artikel 39 
Ständiger Ausschuß 

1. Die Versammlung ernennt am Ende 
einer ordentlichen Tagung oder, falls diese 
in zwei oder mehrere Teile zerfällt, am Ende 
des ersten Teils der Tagung die Mitglieder 
ihres Ständigen Ausschusses. 

2. Der Ständige Ausschuß besteht aus dem 
Präsidenten der Versammlung, den sechs 
Vizepräsidenten und den Vorsitzenden der 
Ordentlichen Ausschüsse, die ex officio Mit- 
glieder sind, und einer von der Versammlung 
bestimmten Anzahl von Mitgliedern. Die 
Verteilung der Sitze und die Ernennung der 
Mitglieder wird gemäß Artikel 40 unten 
vorgenommen. 
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3. Der Ausschuß wird vom Präsidenten 
der Versammlung nach dessen Ermessen, 
mindestens jedoch viermal jährlich einbe- 
rufen. Er darf jedoch nicht zusammentreten, 
wenn die Versammlung selbst Sitzungen ab- 
hält. 

4. Der Ständige Ausschuß ist damit beauf- 
tragt, die fortgesetzte Aktionsfähigkeit der 
Versammlung zu gewährleisten; er kann 
unter Umständen im Namen der Versamm- 
lung handeln. Er erfolgt und koordiniert die 
Arbeit der Ausschüsse und kann diesen in 
Dringlichkeitsfällen Fragen zur Bearbeitung 
überweisen. Er trifft die notwendigen Maß- 
nahmen zur Vorbereitung, Erleichterung und 
Beschleunigung der Arbeit der Versammlung. 
Er setzt den Zeitpunkt der Eröffnung und 
der Wiederaufnahme der Tagungen fest. 

5. Der Präsident der Versammlung kann 
in seinem Namen mit dem Minister-Komitee 
über die Notwendigkeit der Einberufung 
einer außerordentlichen Tagung Rücksprache 
nehmen. 

Kapitel IX 

AUSSCHÜSSE 

Artikel 40 
Aufstellung der Ausschüsse 

1. Zu Beginn jeder ordentlichen Tagung 
stellt die Versammlung die folgenden ordent- 
lichen Ausschüsse auf: 

(a) Ausschuß für Allgemeine Angelegen- 
heiten, 

(b) Ausschuß für Geschäftsordnung und 
Immunität, 

(c) Ausschuß für Wirtschaftsfragen, 

(d) Ausschuß für Sozialfragen, 

(e) Ausschuß für Fragen der Kultur und 
Wissenschaft, 

(f) Ausschuß für Rechts- und Verwaltungs- 
fragen, 

(g) Ausschuß für Bevölkerungs- und Flücht- 
lingsfragen. 

2. Ferner kann die Versammlung für be- 
stimmte Gebiete die Aufstellung von Sonder- 
ausschüssen beschließen. 

3. Die Versammlung setzt für jeden Aus- 
schuß die Zahl der Sitze und ihre Verteilung 
auf die Mitglieder fest. 


4. Die Bewerbungen für die Sitze der Aus- 
schüsse sind an das Büro, das der Versamm- 
lung Vorschläge zur Aufstellung der ge- 
nannten Ausschüsse unterbreitet, zu richten. 
Ist einer oder sind mehrere Sitze in einem 
Ausschuß umstritten, so entscheidet die Ver- 
sammlung durch geheime Abstimmung. 

5. Das Büro jedes Ausschusses besteht aus 
einem Vorsitzenden und zwei Stellvertreten- 
den Vorsitzenden. 

Artikel 41 

Zuständigkeit der Ausschüsse 

1. Die Ausschüsse haben die Aufgabe, die- 
jenigen Fragen zu prüfen, die ihnen von der 
Versammlung oder vom Ständigen Ausschuß 
zur Bearbeitung überwiesen wurden. 

2. Erklärt sich ein Ausschuß für die Bear- 
beitung einer Frage als nicht zuständig oder 
bestehen Kompetenzstreitigkeiten zwischen 
zwei oder mehreren Ausschüssen, so wird die 
Frage der Zuständigkeit vor die Versamm- 
lung oder gegebenenfalls den Ständigen Aus- 
schuß gebracht. 

Artikel42 

Verfahren in den Ausschüssen 

aufgehoben und an den Ausschuß 

zurückverwiesen 

Artikel 43 
Berichte der Ausschüsse 

1. Die Ausschüsse bestimmen für jede 
Frage einen Berichterstatter, der mit der Er- 
stellung des Berichtes des Ausschusses beauf- 
tragt wird und ihn der Versammlung Vor- 
leben muß. Der endgültige Bericht eines Aus- 
schusses besteht aus einer Erläuterung und 
einem Text-Teil. 

2. In der Erläuterung wird insbesondere 
das innerhalb des Ausschusses erzielte Ab- 
stimmungsergebnis über den besamten Be- 
richt erwähnt und, falls die Stellungnahme 
des Ausschusses nicht einstimmig erfolgt ist, 
auch die Meinung der Minderheit. 

3. Der Versammlung wird nur der Text- 
Teil zur Abstimmung vorgelegt; dieser muß 
in Form eines Entwurfs, einer Empfehlung 
oder Stellungnahme an das Minister-Komitee, 
eines Entschließungsentwurfs oder gegebenen- 
falls eines Direktiv-Entwurfs unterbreitet 
werden. 
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Kapitel X 

DRINGLICHKEITSVERFAHREN 

Artikel 44 
Dringlichkeitsverfahren 

1. Die Anwendung des Dringlichkeitsver- 
fahrens kann entweder vom Minister- 
Komitee oder von dem zuständigen Ausschuß 
oder von mindestens zehn Vertretern für 
die Beratung aller Fragen auf der Tagesord- 
nung der Tagung oder aller neuen Fragen, 
deren Aufnahme in die Tagesordnung gemäß 
Artikel 15 oben nicht vorgeschlagen worden 
ist, beantragt werden. 

2. Das Büro entscheidet mit Zweidrittel- 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, ob der 
Dringlichkeitsantrag der Versammlung unter- 
breitet werden soll; im Bejahungsfälle schlägt 
es einen Zeitpunkt für seine Prüfung vor. 

3. Zur Frage der Anwendung des Dring- 
lichkeitsverfahren können nur der Antrag 
steiler, ein Gegenredner und der Vorsitzende 
des betreffenden Ausschusses gehört werden. 

4. Über die Anwendung des Dringlich- 
keitsverfahrens kann nur mit Zweidrittel- 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen ent- 
schieden werden, wobei mindestens ein 
Drittel der Vertreter der Versammlung ab- 
gestimmt haben muß. 

5. Ist die Anwendung des Dringlichkeits- 
verfahrens angeordnet, wird die Aussprache 
zu dem von der Versammlung festgesetzten 
Zeitpunkt eröffnet. Wird die Frage an einen 
Ausschuß verwiesen, setzt die Versammlung 
gleichzeitig den Zeitpunkt der Hinterlegung 
und Überprüfung des Berichtes dieses Aus- 
schusses fest. 

Kapitel XI 

BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEM 
MINISTER-KOMITEE UND DER 
VERSAMMLUNG 

Artikel 45 

i 

Zutritt zur Versammlung und den 
Ausschüssen 

Die Mitglieder des Minister-Komitees und 
ihre Stellvertreter haben Zutritt zur Ver- 
sammlung und zu deren Ausschüssen. Auf 


Antrag wird ihnen das Wort erteilt. Sie 
nehmen nicht an den Abstimmungen teil. 

Artikel 46 
Gemischtes Komitee 

1. Das Gemischte Komitee setzt sich aus 
höchstens sieben Mitgliedern des Minister- 
Komitees und sieben Vertretern der Ver- 
sammlung zusammen. Die Zahl der Mit- 
glieder kann jedoch für eine Sondersitzung 
nach Vereinbarung zwischen dem Büro und 
dem Minister-Komitee erhöht werden. 

2. Zu den Vertretern der Versammlung 
gehört der Präsident, der ex officio Mitglied 
des Gemischten Komitees ist und dessen Vor- 
sitz übernimmt. Die anderen Vertreter wer- 
den vom Ständigen Ausschuß unter seinen 
Mitgliedern ausgewählt. 

Artikel 47 

Berichte des Minister-Komitees 

Die Tätigkeitsberichte des Minister- 
Komitees an die Versammlung auf Grund 
von Artikel 19 des Statuts werden gemäß 
Artikel 14 oben in die Tagesordnung auf- 
genommen. Am Ende der über die einzelnen 
Berichte stattfindenden Aussprache stimmt 
die Versammlung über eine Antwort ab, in 
der sie ihre Bemerkungen zusammenfaßt. 

Artikel 48 

Anträge des Minister-Komitees auf Stellung- 
nahme oder erneute Beratung 

Die vom Minister-Komitee der Versamm- 
lung zur Stellungnahme oder erneuten Be- 
ratung unterbreiteten Fragen werden gemäß 
Artikel 14 oben in die Tagesordnung aufge- 
nommen. Die hiermit bezüglichen, auf dem 
Büro hinterlegten Texte, werden gemäß Ar- 
tikel 27 Absatz 3 an den zuständigen Aus- 
schuß verwiesen. 

Artikel 49 
Schriftliche Anfragen 

Die Vertreter können über den Präsi- 
denten an das Minister-Komitee schriftliche 
Anfragen zu den Punkten richten, die auf 
der Tagesordnung der Versammlung stehen 
oder standen, gleichgültig ob die Versamm- 
lung tagt oder nicht tagt. Die Anfragen und 
Antworten werden vom Generalsekretariat 
veröffentlicht. 
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Kapitel XII 
PETITIONEN 
Artikel 50 

Zulässigkeit und Prüfung von Petitionen 

1. Petitionen an die Versammlung sind 
an den Präsidenten zu richten. 

2. Sie müssen, um zulässig zu sein: 

(a) den Namen, die Eigenschaft und den 
Wohnsitz der Unterzeichner enthalten, 
deren Unterschriften entsprechend den 
gesetzlichen Vorschriften des Landes, in 
dem sie ihren Wohnsitz haben, be~ 
beglaubigt werden müssen; 

(b) sich auf Fragen beziehen, die in die Zu- 
ständigkeit des Europa-Rates fallen. 

3. Das Büro der Versammlung prüft mit 

dem Generalsekretär die Zulässigkeit der 
Petitionen. • 

4. Die als zulässig erklärten Petitionen 
werden verwiesen: 

(a) an die jeweils zuständigen Ausschüsse, 
wenn sie eine auf der Tagesordnung 
stehende Frage betreffen; 

(b) an das Minister-Komitee, wenn sie eine 
nicht auf der Tagesordnung stehende 
Frage betreffen. 

Kapitel XIII 

KANZLEI UND DIENSTGESCHÄFTE 
DER VERSAMMLUNG 

Artikel 51 

Kanzlei 

Die Dienstgeschäfte der Versammlung 
werden von einem Kanzler wahrgenommen, 
der den Rang eines Stellvertretenden 
Generalsekretärs besitzt, von der Versamm- 
lung ernannt und dem Generalsekretär unter- 
stellt ist. 

Kapitel XIV 

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 
Artikel 52 

(Aufhebung der Immunität der Vertreter 
und Stellvertreter) 

als getrennte Entschließung ange- 
nommen 1 ) 

J ) Siehe Entschließung 8. 


Artikel 5 3 

Revision der Geschäftsordnung 

1. Anträge auf Abänderung der Geschäfts- 
ordnung müssen von mindestens zehn Ver- 
tretern eingereicht werden. Sie werden ohne 
Aussprache an den Ausschuß für Geschäfts- 
ordnung verwiesen, der über sie gemäß Ar- 
tikel 43 oben Bericht erstattet. 

2. Die Prüfung des Berichtes des Aus- 
schusses wird gemäß Artikel 24 oben auf die 
Tagesordnung gesetzt. 

3. Die Aussprache darf sich nur auf die 
Texte erstrecken. 


Entschließung 8 

Betr.: Abänderung des Artikels der Geschäfts- 
ordnung hinsichtlich der Aufhebung der 
Immunität 1 ) 

Der Artikel der Geschäftsordnung über 
die Aufhebung der Immunität der Vertreter 
und Stellvertreter wird wie folgt abgeändert: 

Aufhebung der Immunität der 
Vertreter und Stellvertreter 

1. Alle von der zuständigen Behörde eines 
Mitglieds an den Präsidenten gerichteten An- 
träge zur Aufhebung der Immunität eines 
Vertreters oder Stellvertreters werden der 
Versammlung übermittelt und anschließend 
ohne Aussprache an den Ausschuß für Ge- 
schäftsordnung und Immunität verwiesen. 

2. Der Ausschuß prüft unverzüglich den 
Antrag, nimmt jedoch keine tiefergehende 
Prüfung der Angelegenheit vor. Der Ver- 
treter oder Stellvertreter kann auf Wunsch 
von dem Ausschuß gehört werden. Der Be- 
richt des Ausschusses schließt mit dem Ent- 
wurf einer Entschließung über die Aufrecht- 
erhaltung oder die Aufhebung der Immu- 
nität. 

3. Der Bericht des Ausschusses wird auto- 
matisch an die Spitze der Tagesordnung des 
Tages gesetzt, an dem die Versammlung nach 
Hinterlegung des Berichts in ihrem Büro 
zum ersten Mal zu einer Sitzung Zusammen- 
tritt. 


!) Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 36. Sitzung, am 8. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 91, Bericht des Aus- 
schusses für Geschäftsordnung und Immunität). 
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Die Aussprache beschränkt sich auf die 
Gründe für oder gegen die Aufhebung der 
Immunität. 

4. Der Präsident teilt der Behörde, die 
den Antrag gestellt hat, unverzüglich den Be- 
schluß der Versammlung mit. 


Entschließung 9 

Über eine Aufforderung an Österreich, 

Mitglied des Europa-Rates zu werden 1 ) 

Die Versammlung 

Ist der Ansicht, daß das österreichische 
Volk einen integrierenden Bestandteil Euro- 
pas darstellt, und 

Glaubt, daß es in weitem Maße zur Aus- 
breitung der westeuropäischen Kultur und 
des Fortschrittes auf dem Gebiete der Zivili- 
sation beigetragen hat, 

Sie ist der Meinung, daß gemäß der feier- 
lich abgegebenen Erklärungen, seine Be- 
freiung und Wiederherstellung in der Ge- 
samtheit seiner Unabhängigkeit eines der 
allerersten Ziele waren, die die Alliierten 
Mächte sich einmütig im Laufe des zweiten 
Weltkrieges gesetzt hatten, 

Sie ist weiter der Ansicht, daß das öster- 
reichische Volk eine loyale Demokratie aus- 
übt und das Prinzip des Vorranges des 
Rechtes sowie das Recht des Menschen auf 
die Grundfreiheiten anerkennt, 

Sie ist schließlich davon überzeugt, daß es 
also gerecht wäre, wenn es aufgefordert 
würde, am Europa-Rat teilzuhaben und 

Bringt den Wunsch zum Ausdruck, das 
Minister-Komitee möge die erste Gelegenheit 
ergreifen, die es für günstig erachtet, um 
Österreich aufzufordern, Mitglied des Europa- 
Rates zu werden. 


*) Diese Entschließung wurde von der Versamm- 
lung im Laufe ihrer 40. Sitzung, am 11. Dezember 
•1951, angenommen (siehe Dokument 108, Bericht des 
Ausschusses für Allgemeine Fragen). 


Entschließung 10 

zur Billigung der Abänderung von Artikel 26 
des Statuts des Europa-Rates 1 ) 

Die Versammlung, 

Vom Minister-Komitee gemäß Artikel 41 
(d) des Statuts aufgefordert, einen Vorschlag 
zur Abänderung des Artikels 26 des Statuts 
zu beraten, 

Sich ihr Recht vorbehaltend, später einen 
weitergehenden Vorschlag zur Abänderung 
und Zahl der Sitze in der Versammlung vor- 
zulegen, 

Im Wunsche, schon jetzt den interessierten 
Mitgliedern die gewünschten zusätzlichen 
Konzessionen zu machen, 

Billigt die Abänderung von Artikel 26 des 
Statuts mit dem folgenden Wortlaut: 

„Artikel 26 soll wie folgt lauten: 

Die Mitglieder haben das Recht auf 
folgende Anzahl von Sitzen: 


Belgien 7 

Dänemark 5 

Frankreich 18 

Deutschland 

(Bundesrepublik) ... 18 

Griechenland .... 7 

Island 3 

Irland 4 

Italien 18 

Luxemburg 3 

Niederlande 7 

Norwegen 5 

Saar 3 

Schweden 6 

Türkei 10 

Vereinigtes Königreich 

von Großbritannien und 

Nordirland 18.“ 


i) Diese Entschließung wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 40. Sitzung, am lj. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Dokument 106, Bericht des Aus- 
schusses für Allgemeine Angelegenheiten). 
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Beschluß 


Über die Konferenz zwischen einer Dele- 
gation der Versammlung und einer Delegation 
des Kongresses der Vereinigten Staaten von 
N ord- Amerika 1 ) 

Die Versammlung dankt den beiden 
Kammern des Kongresses dafür, daß sie 
eine Delegation benannt haben, die beauf- 
tragt war, über Fragen gemeinsamen Inter- 
esses mit einer Delegation dieser Versamm- 
lung zu beraten. 

Die Versammlung hat mit großer Auf- 
merksamkeit und sehr großem Interesse die 
Berichte über diese Konferenz, die am Vor- 
tage der augenblicklichen Tagung stattfand, 
geprüft. Sie teilt die Ansicht, die in der 
Schlußerklärung der amerikanischen Mitglie- 
der dieser Konferenz zum Ausdruck gebracht 
wird, daß diese Beratungen außerordentlich 


i) Dieser Beschluß wurde von der Versammlung 
im Laufe ihrer 41. Sitzung, am 11. Dezember 1951, 
angenommen (siehe Sitzungs-Protokoll). 


nützlich gewesen seien, da sie es gestattet 
hätten, die Gesichtspunkte aller Teilnehmer 
zu präzisieren, und sie schließt sich mit 
ganzem Herzen der amerikanischen Dele- 
gation an, um die Offenheit und die Herz- 
lichkeit, die diese Aussprache kennzeichneten, 
anzuerkennen. 

Die Versammlung ist der Ansicht, daß die 
Debatten voll und ganz die Überzeugung 
rechtfertigen, daß eine freimütige Diskussion 
zwischen Parlamentariern der Vereinigten 
Staaten und Westeuropas das beste Mittel 
darstellt, die Ansicht diesseits und jenseits 
des Atlantik bekannt zu machen; eine solche 
Diskussion muß ein besseres Verstehen 
unserer gegenseitigen Probleme wecken und 
dazu beitragen, die Solidarität der Westlichen 
Welt zu stärken. 

Die Versammlung gestattet sich, die Hoff- 
nung zum Ausdruck zu bringen, daß sich die 
im Laufe dieser ersten Zusammenkunft an- 
geknüpften Kontakte von Zeit zu Zeit er- 
neuern mögen. 
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EUROPARAT 
Beratende Versammlung 

Dritte ordentliche Tagung 

Anmerkung zur Empfehlung 
betr. Annahme eines neuen Statuts des Europa-Rates 


Anmerkungen zur Empfehlung 23 


Betr.: Annahme eines neuen Statuts des 
Europa-Rates 

A rtikel 1 

(a) Entschließung 11, von der Versammlung 
am 28. August 1950 angenommen, und 
Empfehlung 54 Absatz (a) (ii), von der 
Versammlung am 23. November 1950 
angenommen. Artikel 1 Absatz (d) des 
vorliegenden Statuts wurde gestrichen. 

(b) — Diese Abänderung muß in Zusam- 

menhang mit Kapitel 8 betrachtet 
werden. 

— Empfehlung 54 Absatz (a) (i), von der 
Versammlung am 23. November 1950 
angenommen (mit 73 gegen 7 Stim- 
men bei 16 Enthaltungen). 

(d) Empfehlungen 18 und 19, von der Ver- 
sammlung am 18. August 1950 angenom- 
men (mit 94 gegen 0 Stimmen bei 12 
Enthaltungen). Erneut in Empfehlung 55, 
von der Versammlung am 23. November 
1950 angenommen (mit 73 gegen 7 Stim- 
men bei 16 Enthaltungen). Erneut in der 
Antwort zum Bericht und zur Botschaft 
des Minister-Komitees (Dokument 57 
[1951] Absatz 2 und 3), von der Versamm- 
lung am 15. Mai 1951 angenommen (mit 
64 gegen 2 Stimmen bei 5 Enthaltungen). 

Artikel 4 

Dokument 87 (1949), Teil B, von der Ver- 
sammlung am 6. September 1949 angenom- 
men (unter Einstimmigkeit der 88 abgegebe- 
nen Stimmen). Erneut in Empfehlung 51, 


von der Versammlung am 18. August 1950 
angenommen (mit 94 gegen 0 Stimmen 
bei 12 Enthaltungen). Erneut in Empfehlung 
54, von der Versammlung am 23. November 

1950 angenommen (mit 73 gegen 7 Stimmen 
bei 16 Enthaltungen). Vom Minister-Komitee 
während seiner 8. Tagung, vom 2. bis 4. Mai 

1951 (Dokument 18 [1951] Abschnitt II, 
Teil 3 A) grundsätzlich angenommen. 

Artikel 5 

(a) Siehe Anmerkung zu Artikel 4. 

Artikel 6 

Diese Abänderung muß in Zusammenhang 
mit den Artikeln 4 und 5 betrachtet werden. 

Artikel 10 

(iii) Diese Abänderung muß in Zusammen- 
hang mit Kapitel 9 betrachtet werden. 

(iv) Diese Abänderung muß in Zusammen- 
hang mit Kapitel 10 betrachtet werden. 

Artikel 13 

Die Abänderungen zu diesem Artikel 
müssen in Zusammenhang mit Artikel 14 be- 
trachtet werden. 

Artikel 14 

Empfehlung 9, von der Versammlung am 
18. August 1950 angenommen (mit 94 gegen 
0 Stimmen bei 12 Enthaltungen). Erneut 
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in Empfehlung 54 Paragraph 5, von der Ver- 
sammlung am 23. November 1950 angenom- 
men (mit 73 gegen 7 Stimmen bei 16 Ent- 
haltungen). 

Artikel 20 

(a) Diese Abänderung muß in Zusammen- 
hang mit Kapitel 8 betrachtet werden. Ver- 
gleiche Empfehlung 54 Paragraph 4 (b), von 
der Versammlung am 23. November 1950 
angenommen (mit 73 gegen 7 Stimmen bei 
16 Enthaltungen). 

(d) Entschließung 12, von der Versamm- 
lung am 28. August 1950 angenommen (mit 
87 gegen 1 Stimme bei 9 Enthaltungen). 
Erneut in Empfehlung 54 Paragraph 4 (b), 

Artikel 2 1 

(b) Diese Abänderung muß in Zusammen- 
hang mit Kapitel 8 betrachtet werden. Ver- 
gleiche Empfehlung 54 Paragraph 4 (c). 

Artikel 22 

Dokument 87 (1949) Teil B, von der Ver- 
sammlung am 6. September 1949 angenom- 
men (unter Einstimmigkeit der 88 abgegebe- 
nen Stimmen). Erneut in Empfehlung 51, von 
der Versammlung am 18. August 1950 an- 
genommen (mit 94 gegen 0 Stimmen bei 
12 Enthaltungen). Eine andere Fassung 
(Artikel 23), die vom Minister-Komitee wäh- 
rend seiner 8. Tagung, vom 2. bis 4. Mai 
1951 (Dokument 18 [1951], Abschnitt II, 
Teil 1) und von der Versammlung am 
15. Mai 1951 gebilligt wurde, ist am 22. Mai 
1951 gemäß den Bestimmungen von Arti- 
kel 41 (d) des gegenwärtigen Statuts in Kraft 
getreten. 

Artikel 24 

(a) Empfehlung 12, von der Versammlung 
am 18. August 1950 angenommen (mit 94 
gegen 0 Stimmen bei 12 Enthaltungen). Er- 
neut in Empfehlung 54 Paragraph 4 (d), von 
der Versammlung am 23. November 1950 
angenommen (mit 73 gegen 7 Stimmen bei 
16 Enthaltungen). Eine andere Fassung 
(Artikel 25 (a)), die vom Minister-Komitee 
während seiner 8. Tagung, vom 2. bis 4. Mai 
1951, (Dokument 18 [1951] Abschnitt II, 
Teil 1) und von der Versammlung am 15. Mai 
1951 gebilligt wurde, ist am 22. Mai 1951 
gemäß den Bestimmungen von Artikel 41 (d) 
des gegenwärtigen Statuts in Kraft getreten. 


Artikel 25 

Dokument 87 (1949) Teil B, von der Ver- 
sammlung am 6. September 1949 (unter Ein- 
stimmigkeit der 88 abgegebenen Stimmen) 
angenommen, empfahl: 

(i) „die Anzahl der Sitze der Vertreter zu 
verdoppeln“, 

(ii) „das System der Stellvertreter abzu- 
schaffen“. (Aufhebung des Artikels 25 (c) des 
gegenwärtigen Statuts). 

Seit diesem Zeitpunkt hat das System der 
Stellvertreter seine Notwendigkeit zur Er- 
reichung des Quorums erwiesen. Folglich hat 
die Versammlung am 26. August 1950 die 
Entschließung 6 angenommen, die bestimmt: 

„das Prinzip der Existenz von Stellver- 
tretern aufrechtzuerhalten“. 

Unabhängig von den Überlegungen, die 
die Versammlung 1949 dazu gebracht hat, 
den Vorschlag auf Verdoppelung der Anzahl 
der Sitze anzunehmen, hat der Ausschuß für 
Allgemeine Angelegenheiten zwei andere 
Argumente geprüft, die vom Berichterstatter 
vorgelegt wurden, zugunsten einer erheb- 
lichen Vermehrung der Anzahl der Sitze: 

(i) Wenn man der Versammlung das 
Recht bewilligt, Konventionen auszuarbei- 
ten gemäß den Bestimmungen von Ka- 
pitel 8 des Entwurfs des Neuen Statuts, 
so muß sie einen repräsentativen Charak- 
ter haben. 

(ii) Die Versammlung hat kategorisch 
erklärt, daß die Vertreter in den Ver- 
sammlungen der Sonderbehörden, soweit 
möglich, aus den Vertretern in der Ver- 
sammlung des Europa-Rates gewählt wer- 
den. (Siehe Artikel 1 des Protokolls des 
Vertrags zur Errichtung einer Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, am 
18. April 1951 in Paris unterzeichnet, und 
das zweite Protokoll in der Anlage zum 
Entwurf eines neuen Statuts). 

Folglich hat der Ausschuß einen vom Be- 
richterstatter vor gelegten Vorschlag auf Ver- 
mehrung der Zahl der Vertreter um 50 %> 
und Aufrechterhaltung des Systems der Stell- 
vertreter grundsätzlich gebilligt (was im End- 
ergebnis ungefähr 380 parlamentarische Ver- 
treter ergibt). 

(a) Inzwischen hat die Versammlung die 
Vorschläge des Minister-Komitees auf Ab- 
änderung der Bestimmungen des Artikels 26 
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des gegenwärtigen Statuts angenommen (Ent- 
schließung 10, von der Versammlung am 
11. Dezember 1951 einstimmig angenommen). 

Artikel 29 

(a) (i) Vorschlag einer Entschließung, von 
Macmillan am 17. August 1949 vorgelegt 
(Dokument Y [1949] Seite 131, Sitzungs- 
dokument der Ersten Ordentlichen Tagung). 

(a) (ii) Vorschlag einer Entschließung am 
10. August 1950 vorgelegt von Reynaud, 
Bidault, Bonnefous, de Moustier, Bardoux, 
Gaillard, Jacini, Foster, de Menthon, Mackay, 
Boggiano Pico, de Felice (Dokument 45 
[1950]). 

(b) Dokument 87 (1949) Teil B, von der 
Versammlung am 6. September 1949 ein- 
stimmig angenommen. Erneut in Empfeh- 
lung 14, von der Versammlung am 18. August 

1950 angenommen (mit 94 gegen 0 Stimmen 
bei 12 Enthaltungen). Erneut in Empfehlung 
54 Paragraph 3, von der Versammlung am 
23. November 1950 angenommen (mit 73 
gegen 7 Stimmen bei 16 Enthaltungen). Der 
Wortlaut dieses Artikels 29 (b) wurde vom 
Minister-Komitee während seiner 8. Tagung, 
vom 2. bis 4. Mai 1951 angenommen (Doku- 
ment 18 Abschnitt II, erster Teil, Artikel 34); 
er wurde von der Versammlung am 15. Mai 

1951 gebilligt und ist am 22. Mai 1951 gemäß 
den Bestimmungen von Artikel 41 (d) des 
gegenwärtigen Statuts in Kraft getreten 
(Artikel 34). 

Artikel 33 

Kapitel 6 ist sehr stark von den Vor- 
schlägen von La Malfa beeinflußt (Dokument 
152 [1950]). 

Artikel 3 5 

(a) Empfehlung 16, von der Versammlung 
am 18. August 1950 angenommen (mit 94 
gegen 0 Stimmen bei 12 Enthaltungen). Er- 
neut in Empfehlung 55, von der Versamm- 
lung am 23. November 1950 angenommen 
(mit 73 gegen 7 Stimmen bei 16 Enthaltun- 
gen). Vom Minister-Komitee, aber in einer 
abweichenden Form, während seiner 8. Ta- 
gung vom 2. bis 4. Mai 1951 angenommen 
(Dokument 18 [1951] Titel II, Teil 3 D). 

Artikel 36 

Kapitel 7 entspricht den Wünschen der 
Versammlung, wie sie in den Empfehlungen 


1, 4, 5, 6, 7 und 8 (im August 1950 ange- 
nommen) und in den Empfehlungen 52 
und 53 (im November 1950 angenommen) 
niedergelegt sind. 

Die Entschließung betreffend Sonderbe- 
hörden, die vom Minister-Komitee im Laufe 
seiner 8. Tagung vom 2. bis 4. Mai 1951 an- 
genommen wurde (Dokument 18 [1951] 
Titel I), ist von der Versammlung als nicht 
befriedigend betrachtet worden. (Antwort 
auf den Bericht und die Botschaft des Mi- 
nister-Komitees, Dokument 57 [1951] Titel 5). 


Artikel 4 1 

Siehe ebenso das zweite Protokoll des Ent- 
wurfs eines Neuen Statuts. 

Artikel 4 2 

(a) Entschließung der Versammlung, ein- 
stimmig am 6. September 1949 angenom- 
men (Dokument 87 [1949], Teil A, Titel I 
und Titel III, Paragraph 8). 

(b) Grundsatz, wonach die durch das Mi- 
nister-Komitee getroffenen Entscheidun- 
gen die Mitglieder bindet — Empfeh- 
lung 10, von der Versammlung am 
18. August 1950 angenommen (mit 94 
gegen 0 Stimmen bei 12 Enthaltungen). 
Vergleiche Entschließung 21, von der 
Versammlung am 23. November 1950 
angenommen. 

(c) Grundsatz der Verweisung von Entwür- 
fen einer Konvention an die nationalen 
Parlamente, Empfehlung 14, von der 
Versammlung am 18. August 1950 ange- 
nommen; 

Vergleiche: 

(i) Vorschlag einer Entschließung, vor- 
gelegt von Macmillan, Sir David 
Maxwell/Fyfe, Sir Ronald Ross, 
Boothby und Eccles (Dokument F 
[1949], Sektion 7, siehe Seite 109, 
Sitzungsdokumente der Ersten Ordent- 
lichen Tagung). 

(ii) Entschließung 4, von der Versamm- 
lung am 18. August 1950 angenom- 
men. 

(d) Grundsatz der Verpflichtung der Ver- 
treter, die Empfehlungen der Versamm- 
lung, für die sie gestimmt haben, zu 
unterstützen — Entschließung 10, Para- 
graph (iii) und (iv), von der Versamm- 
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lung am 28. August 1950 angenommen 
(mit 87 gegen 1 Stimme bei 9 Enthal- 
tungen). 

(e) Am 23. November 1950 hat die Ver- 
sammlung (mit 73 gegen 7 Stimmen bei 
16 Enthaltungen) die nachstehende 
Empfehlung angenommen (Empfehlung 
54): 

„Die Versammlung 

Legt dem Minister-Komitee im Hinblick 
auf ihre Überweisung an das Gemischte 
Komitee, wie vorstehend vorgesehen, 
oder, in Ermangelung dessen, an das 
Komitee der Hohen Beamten: 

(a) die Entschließung in Anhang I, vgl. 
Dokument 155 (1950), 

(b) der Entwurf eines Protokolls in An- 
hang II, vgl. Dokument 155 (1950) 

zur weiteren Überlegung und ins Einzeln 
gehenden Prüfung vor; 

Beauftragt ein Komitee von sieben, 
durch das Büro bestimmten Mitgliedern, 
die Texte in den Anhängen I und II zu 
prüfen, ihre endgültige Fassung zu be- 
stimmen, dem Gemischten Komitee, wie 
vorstehend beabsichtigt, vorzutragen, 
und bevollmächtigt dieses Komitee, un- 
mittelbar den Regierungen zu ihrer In- 
formation die endgültig beschlossenen 
Wortlaute zu übersenden und alle not- 
wendigen Schritte zu unternehmen, um 
ihre Annahme zu sichern.“ 

(Protokoll der 28. Sitzung, zweiter 
Teil der Zweiten Ordentlichen Tagung, 
Seite 58 — 59). 

(f) Der Siebener-Ausschuß (Mitglieder: Sir 
David Maxwell Fyfe (Präsident), Azara, 
Bohy, Mackay (Berichterstatter), Schmid 
und Schuman, Klompe) hat sich im De- 
zember 1950 versammelt und einstimmig 
das Protokoll gebilligt, das demgemäß 
dem Minister-Komitee vorgelegt wurde. 

(g) Das Minister-Komitee hat darauf auf- 
merksam gemacht, daß die endgültige 
Fassung des Protokolls nicht die formelle 
Billigung der Versammlung erhalten habe 
(Februar 1951). 

(h) Die Versammlung hat infolgedessen dem 
Ausschuß für Allgemeine Angelegenheiten 
im Mai 1951 die Anweisung erteilt in der 
weiteren Prüfung des Protokolls fortzu- 
schreiten, damit es bei Übersendung an 


das Minister-Komitee durch ein formelles 
Votum der Versammlung unterstützt 
wird. 

(Antwort auf den Bericht und die Bot- 
schaft des Minister-Komitees, siehe Do- 
kument 57 [1951] Paragraph 8). 

(i) Der Ausschuß für Allgemeine Angelegen- 
heiten hat diese Frage im Verlauf seiner 
Sitzungen im Juli, September und No- 
vember 1951 geprüft. Die Fassung, der 
der Ausschuß sein Einverständnis gab, 
wurde daraufhin von der Versammlung 
an einen gemischten Sonder- Ausschuß vom 
Ausschuß für Allgemeine Angelegenheiten 
und vom Ausschuß für Rechts- und Ver- 
waltungsfragen verwiesen. Die endgültige 
Fassung, die von dem gemischten Sonder- 
Ausschuß vorgelegt wurde, ist vom Aus- 
schuß für Allgemeine Angelegenheiten ein- 
stimmig gebilligt und von der Versamm- 
lung am 11. Dezember 1951 einstimmig 
angenommen worden. 

(j) Entschließung betreffend Teilabkommen, 
vom Minister-Komitee im Laufe seiner 
9. Tagung vom 2. und 3. August 1951 
angenommen worden (Dokument 60 
[1951], Paragraph 6). 

Artikel 47 

Vorbehaltlich der Artikel 47 (e), 48 (a) 
und 49 (b) stimmt Kapitel 9 mit der Ent- 
schließung überein, die das Minister-Komitee 
im Laufe seiner 8. Tagung vorn 2. bis 4. Mai 
1951 angenommen hat (Dokument 18 [1951] 
Sektion II, Teil 3 C). Vergleiche Entschlie- 
ßung 7, von der Versammlung am 26. August 
1950 angenommen, die gleichzeitig das Über- 
einkommen bestätigt, das durch das Ge- 
mischte Komitee „ad hoc“ am 18. Mai 1950 
getroffen worden war (CM/AS [50] PV 2). 

Artikel 5 0 

Vergleiche Entschließungsvorschläge, vor- 
gelegt am 17. August 1949 von: 

(i) Macmillan, Sir David Maxwell Fyfe und 
andere (Dokument F [1949], Abschnitt 
4 und 5); 

(ii) Macmillan (Dokument V [1949]); 

(iii) Ruini und Cassimatis (Dokument X 
[1949]). 

Siehe Sitzungsdokumente der Ersten 
Ordentlichen Tagung, Seite 109, 129 und 130. 
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Artikel 5 2 

(a) Dokument 87 (1949), Teil B, von der 
Versammlung am 6. September 1949 ange- 
nommen. Vom Minister-Komitee auf seiner 
2. Tagung vom 3. bis 5. November 1949 an- 
genommen (Dokument 8 [1950], Titel I, 
Paragraph 8), aber das Statut ist in Aus- 
wirkung dessen noch nicht abgeändert wor- 
den. 

Artikel 54 

(a) Änderung, die sich aus der Annahme 
der vorhergehenden Kapitel ergibt. 


Erstes Protokoll 
Artikel 1 

Empfehlungen 18 und 19, von der Ver- 
sammlung am 18. August 1950 angenommen 
(mit 94 gegen 0 Stimmen bei 12 Enthaltun- 
gen). 


Erneut in Empfehlung 55, von der Ver- 
sammlung am 23. November 1950 angenom- 
men (mit 73 gegen 7 Stimmen bei 16 Ent- 
haltungen). Erneut in der Antwort auf den 
Bericht und die Botschaft des Minister- 
Komitees (Dokument 57 [1951] Paragraphen 
2 und 3), von der Versammlung am 15. Mai 
1951 angenommen (mit 64 gegen 2 Stimmen 
bei 5 Enthaltungen). 


Zweites Protokoll 

Artikel 1 

(a) Vergleiche Artikel 1 des Protokolls des 
Vertrags zur Errichtung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, am 
18. April 1951 in Paris unterzeichnet; 

(b) Antwort auf den Bericht und die Bot- 
schaft des Minister-Komitees (Doku- 
ment 57 [1951], Teil 5). 
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